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A — Einführung 

I — Problemstellung 

1. Das vorliegende Vorabentscheidungser­
suchen der Cour d'appel Lüttich wirft zwei 
Fragen auf, welche die Vereinbarkeit 
bestimmter für den Fußballsport geltender 
Regeln mit dem Gemeinschaftsrecht betref­
fen. Dabei geht es zum einen um jene 
Regeln, die es einem Fußballverein erlauben, 
in dem Fall, daß einer der bei ihm unter Ver­
trag stehenden Spieler nach Ablauf dieses 
Vertrages zu einem anderen Verein wechselt, 
von diesem Verein die Zahlung eines 
bestimmten Geldbetrages (der sogenannten 
„Ablösesumme") zu verlangen. Zum anderen 
bezieht sich das Vorlageersuchen auf diejeni­
gen Regelungen, die den Zugang ausländi­
scher Fußballspieler zu den jeweiligen Wett­
bewerben beschränken (die sogenannten 
„Ausländerklauseln"). 

2. Im folgenden werde ich zunächst den dem 
Ausgangsverfahren zugrunde liegenden 
Sachverhalt und die Regelungen, um deren 
Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht 
es hier geht, darstellen. Da sich der Sachver­
halt des vor der Cour d'appel Lüttich anhän­
gigen Verfahrens nur vor dem Hintergrund 
dieser Regeln verstehen läßt, ist sinnvoller­
weise mit der Betrachtung dieser Regeln zu 
beginnen. 

II — Organisation des Fußballsports 

3. Die Regeln, die hier zu erörtern sind, 
wurden von privaten Verbänden erlassen. 
Wie noch zu zeigen sein wird, hat der natio­
nale Gesetzgeber bislang nur in wenigen 
Mitgliedstaaten Vorschriften erlassen, die für 
den vorliegenden Bereich von Bedeutung 
sind. Da die Regeln dieser Verbände ineinan­
dergreifen und mehr oder weniger aufeinan­
der abgestimmt sind, ist es zu ihrem Ver­
ständnis erforderlich, sich zunächst die 
Organisation des Fußballsports zu vergegen­
wärtigen. 

4. Der organisierte Fußballsport wird in 
Vereinen betrieben, die in Verbänden zusam­
mengeschlossen sind. In jedem Mitgliedstaat 
gibt es in der Regel einen einzigen Verband, 
der den Spielbetrieb auf nationaler Ebene 
organisiert. In Belgien ist dies die ASBL 
Union royale belge des sociétés de football 
association (im folgenden „URBSFA" 
genannt). Eine Ausnahme stellt das Verei­
nigte Königreich dar, wo es aus historischen 
Gründen jeweils einen eigenen Verband für 
England, Wales, Schottland und Nordirland 
gibt. 

5. Diese Verbände sind weltweit in der 
Fédération internationale de football associa­
tion („FIFA") zusammengeschlossen, die 
ihren Sitz in Zürich in der Schweiz hat 1 . 
Innerhalb der FIFA gibt es mehrere Vereini­
gungen, welche die Verbände eines bestimm-

1 — Artikel 1 Absatz 6 des FIFA-Statuts von 1992. 
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ten Erdteils umfassen. Zu diesen gehört die 
Union des associations européennes de 
football („UEFA"), in der die europäi­
schen Fußballverbände zusammengeschlos­
sen sind. Zur UEFA gehören neben den 
18 Verbänden aus den Mitgliedstaaten der 
EG eine Vielzahl weiterer Verbände aus 
europäischen Staaten. Insgesamt hat die 
UEFA derzeit etwa 50 Mitglieder. Die 
UEFA hat unter anderem die Aufgabe, die 
Fußball-Europameisterschaft für National­
mannschaften und den Europapokal der 
Landesmeister, den Europapokal der Pokal­
sieger sowie den UEFA-Pokal für Klub­
mannschaften zu organisieren 2. Auch die 
UEFA hat ihren Sitz in der Schweiz 3. 

III — Transferregeln 

1. Belgien 

6. Nach der Verbandssatzung der URBSFA 
von 1982 sind dreierlei Verhältnisse zu unter­
scheiden: die Verbandszugehörigkeit („affi­
liation") '' des Spielers, seine Vereinszugehö­
rigkeit („affectation") 5 sowie die 
Spielberechtigung („qualification"). Nur ein 
spielberechtigter Spieler darf an den vom 

Verband organisierten Spielen teilnehmen. 
Die Spielberechtigung setzt voraus, daß der 
Spieler dem belgischen Verband sowie einem 
belgischen Verein angehört. Der Transfer 
wird als Vorgang definiert, durch den 
ein zum Verband gehöriger Spieler seine 
Vereinszugehörigkeit wechselt 6. Diese 
Begriffsbestimmung erfaßt daher an sich nur 
die Fälle eines Vereinswechsels innerhalb 
Belgiens, da bei einem Wechsel ins Ausland 
oder aus dem Ausland nach Belgien sich 
auch die Verbandszugehörigkeit des Spielers 
ändert. Im Falle eines zeitweiligen Transfers 
gehört der Spieler weiter zu seinem 
bisherigen Verein, erhält jedoch eine 
Spielberechtigung für den neuen Verein. 

7. Die Verbandssatzung unterscheidet zwi­
schen drei Arten von Transfers, dem soge­
nannten „Zwangstransfer" („transfert impo­
sé"), dem sogenannten „freien" Transfer 
(„transfert libre") und dem Transfer auf dem 
Verwaltungswege („transfert administra­
tif") 7. Im Falle eines „transfert imposé" ist 
die Zustimmung des Spielers und seines 
neuen Vereins, nicht aber die seines bisheri­
gen Vereins erforderlich. Ein „transfert libre" 
erfordert ein Einverständnis zwischen dem 
Spieler und den beiden beteiligten Vereinen. 
Der „transfert administratif" ist für das vor­
liegende Verfahren ohne Bedeutung 8. 

8. Die URBSFA-Verbandssatzung unter­
scheidet zwischen dem Vereinswechsel eines 
Amateurs einerseits und demjenigen eines 

2 — Artikel 2 Buchstabe e in Verbindung mit Artikel 13 des 
UEFA-Statuts (Ausgabe 1990). 

3 — Artikel 1 Absatz 4 des UEFA-Statuts. 
4 — Artikel 42 Buchstabe a Absatz 1 der URBSFA-

Vcrbandssatzung 1982. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, daß mir die Verbandssatzung der URBSFA 
lediglieli in ihrer französischen Fassung vorlag. Auch von 
den im folgenden zu erörternden Regelwerken der FIFA und 
der UEFA lagen nur zum Teil von den Verbänden autori­
sierte Übersetzungen vor. Wo solche Übersetzungen fehlten, 
habe ich jeweils den Wortlaut der betreffenden Vorschrift im 
Original zitiert und meist eine freie Übersetzung beigefügt. 

5 — Artikel 42 Buchstabe a Absatz 1 der URBSFA-
Vcrbandssatzung 19S2. 

6 — Artikel 44 Absatz 1 der URBSFA-Vcrbandssatzung 1982. 
7 — Artikel 44 Absatz 2 der URBSFA-Vcrbandssatzung 1982. 
8 — Es handelt sich dabei offensichtlich um eine Eingriffsmög-

lichkeit, die dem Verband unter besonderen Umständen 
(„circonstances spéciales") eingeräumt wird, vgl. Artikel 46a 
Absatz 1 der URBSFA-Vcrbandssatzung 1982. 
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Berufsspielers und eines Nichtamateurspie­
lers 9 andererseits. Die Transferregelung für 
Amateure braucht hier nicht näher erläutert 
zu werden. Für das Verständnis des Nachfol­
genden ist jedoch wichtig, daß ein Amateur 
im Wege des Zwangstransfers seinen Verein 
wechseln kann, wobei der neue Verein eine 
Ablösesumme von höchstens 1 000 000 BFR 
zu entrichten hat 10. 

9. Die Transferregelung für Berufs- und 
Nichtamateurspieler läßt sich wie folgt 
beschreiben: Die Vereine schließen mit die­
sen Spielern Verträge, in denen insbesondere 
eine Vergütung und Mindestprämien vorge­
sehen sind. Die Bedingungen dieser Verträge 
werden ausgehandelt, doch schreibt die Ver­
bandssatzung bestimmte Mindestbeträge vor, 
so etwa für einen Berufsspieler einen monat­
lichen Festbetrag von mindestens 
30 000 BFR 11. Alle diese Verträge, die eine 
Laufzeit von einem Jahr bis zu höchstens 
fünf Jahren haben können 12, müssen an 
einem 30. Juni enden 13. Vor Ablauf des Ver­
trages — und zwar spätestens am 26. April 
des betreffenden Jahres — muß der Verein 
dem Spieler einen neuen Vertrag anbieten. 
Andernfalls wird der betreffende Spieler für 
die Zwecke der Transferregelung vom 1. Mai 
an als Amateurspieler angesehen 14. 

Der Spieler ist frei, dieses Angebot abzuleh­
nen. Tut er dies, wird sein Name in eine 

Transferliste aufgenommen, die der URBSFA 
bis spätestens 30. April zu übermitteln ist 15. 
Für die Spieler, deren Name in diese Liste 
aufgenommen wurde, ist zwischen dem 1. 
Mai und dem 31. Mai ein Zwangstransfer 
zulässig. Das bedeutet, daß ein Transfer auch 
ohne die Zustimmung des bisherigen Vereins 
zustande kommt, wenn der neue Verein die 
vorgesehene Ablösesumme an den bisherigen 
Verein zahlt. Die Höhe dieser Ablösesumme, 
die von der URBSFA-Verbandssatzung von 
1982 als Ausbildungsentschädigung („indem­
nité de formation") bezeichnet wird, errech­
net sich, indem das jährliche Bruttoeinkom­
men des Spielers mit einem vom Alter des 
Spielers abhängigen Faktor zwischen 14 und 
2 (für Berufsspieler) beziehungsweise zwi­
schen 16 und 4 (für Nichtamateurspieler) 
multipliziert wird 16. Für einen Berufsspieler 
zwischen 25 und 26 Jahren zum Beispiel 
beträgt die Ablösesumme das Zehnfache des 
Bruttoeinkommens. 

Vom 1. bis zum 25. Juni folgt die Periode der 
freien Transfers 17. Die Ablösesumme wird 
dabei frei ausgehandelt. Ein Vereins Wechsel 
kann allerdings nur erfolgen, wenn sich der 
bisherige und der neue Verein über die Höhe 
dieser Ablösesumme geeinigt haben 18. Wird 
die Summe nicht gezahlt, drohen dem Verein 
Sanktionen von Seiten des Verbandes 19. 

9 — Zur Unterscheidung zwischen Berufs- und Nichtamateur-
spicler vgl. Artikel 39 und 40 der URBSFA-
Verbandssatzung 1982. 

10 — Vgl. Artikel 48b Absätze 2 und 3 der URBSFA-
Verbandssatzung 1982. 

11 — Artikel 40 Absatz 3 der URBSFA-Verbandssatzung 1982. 

12 — Artikel 39 Absatz 4 und Artikel 40 Absatz 4 der URBSFA-
Verbandssatzung 1982. 

13 — Artikel 36b Absatz 4 der URBSFA-Verbandssatzung 1982. 
14 — Artikel 46 Absatz 1 Unterabsatz 2 der URBSFA-

Verbandssatzung. 

15 — Artikel 46 Absatz 2 der URBSFA-Verbandssatzung 1982. 

16 — Artikel 46 Absatz 3 der URBSFA-Verbandssatzung 1982. 
17 — Für die Klubs der ersten Liga wird dieser Zeitraum bis zum 

31. Dezember des betreffenden Jahres verlängert, vgl. Arti­
kel 46 Absatz 4 der URBSFA-Verbandssatzung 1982: 

18 — Vgl. Artikel 45 Absatz 2 der URBSFA-Verbandssatzung 
1982. 

19 — Vgl. etwa Artikel 45 Absatz 6 in Verbindung mit Artikel 
128 Absatz 3 der URBSFA-Verbandssatzung 1982. 
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Kommt es nicht zu einem Transfer, so muß 
der Verein, zu dem der Spieler gehört, die­
sem einen neuen Vertrag für eine Spielzeit zu 
den gleichen Bedingungen anbieten, wie sie 
im April angeboten wurden. Lehnt der Spie­
ler dieses Angebot ab, kann der Verein bis 
zum 1. August Maßnahmen ergreifen, um 
ihn zu sperren. Tut er dies nicht, wird der 
Spieler automatisch reamateurisiert 20. 
Kommt es im Falle einer Sperre auch in der 
Folgezeit nicht zum Abschluß eines neuen 
Vertrages oder zu einem Transfer, kann der 
Spieler sich nach zwei Spielzeiten, während 
deren er nicht spielen durfte, als Amateur­
spieler transferieren lassen 21. 

10. Seit dem 1. Januar 1993 wendet die 
URBSFA ein neues Transfersystem an. Da 
dieses neue System allerdings der soeben 
geschilderten Regelung sehr ähnlich ist, sol­
len hier nur einige Unterschiede hervorgeho­
ben werden. In der neuen Regelung wird die 
Vertragsfreiheit des Spielers hervorgehoben, 
aber zugleich betont, daß der neue Verein an 
den bisherigen Verein eine Ablösesumme zu 
entrichten hat: 

„Sans préjudice de la liberté contractuelle du 
joueur, le club acquéreur est tenu de verser 
une indemnité au dernier club d'affectation 
(Art. IV/61.4)" 22 

In der in dieser Vorschrift zitierten Bestim­
mung wird die Ablösesumme als eine Zah­

lung definiert, die dem Ersatz der Kosten für 
die Ausbildung und Förderung des Spielers 
sowie dem Ausgleich für das Können und 
die Kosten der Ersetzung dieses Spielers die­
nen soll („une indemnité compensant la for­
mation, la promotion, le savoir-faire et le 
remplacement"). 

Wie in der früheren Regelung berechnet sich 
die Ablösesumme im Falle eines Zwangs­
transfers, indem man das Bruttoeinkommen 
des Spielers mit einem bestimmten, vom 
Alter des Spielers abhängigen Faktor multi­
pliziert 23. Die Werte haben sich allerdings 
leicht verändert. So beträgt zum Beispiel die 
Ablösesumme für einen Berufsspieler zwi­
schen 25 und 27 Jahren in der ersten Liga 
nunmehr das Achtfache seines Bruttoein­
kommens. 

11. Die URBSFA-Verbandssatzung 1993 
enthält auch Vorschriften für den Fall, daß 
ein Spieler, der bislang einem ausländischen 
Verband angehörte, zu einem belgischen 
Klub wechselt. Insoweit wird auf die ent­
sprechende Regelung der FIFA verwiesen 24. 
Dem betreffenden Spieler kann die Spielbe­
rechtigung für einen belgischen Klub erst 
erteilt werden, wenn die URBSFA im Besitz 
einer internationalen Transferbescheinigung 
ist, die von demjenigen Verband ausgestellt 
wurde, den der Spieler verlassen möchte. Der 
Verband kann von der FIFA, die auch selbst 
eine entsprechende Bescheinigung erteilen 
kann, zur Ausstellung dieser Bescheinigung 
angewiesen werden. Unter bestimmten Vor­
aussetzungen kann die URBSFA selbst eine 
provisorische Bescheinigung erstellen 25. 

20 — Artikel 46 Absatz 5 Buchstabe a der URBSFA-
Vcrbandssatzung 1982. 

21 — Artikel 46 Absatz 5 Buchstabe b der URBSFA-
Vcrbandssatzung 1982. 

22 — Artikel IV/85.321 der URBSFA-Verbandssatzung 1993. 

23 — Artikel IV/85.322 der URBSFA-Verbandssatzung 1993. 
24 — Artikel IV/70.121 der URBSFA-Verbandsssatzung 1993. 
25 — Vgl. Artikel IV/70.122 und 123 der URBSFA-

Verbandssatzung 1993. 
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2. UEFA-Regeln 

12. Die Transferregeln der UEFA, die in 
dem Zeitraum galten, in dem sich die Ereig­
nisse zutrugen, die dem Ausgangsverfahren 
vor der Cour d'appel Lüttich zugrunde lie­
gen, sind in einem Dokument mit dem Titel 
„Grundsätze einer Zusammenarbeit zwi­
schen den UEFA-Mitgliedsverbänden und 
ihren Vereinen" (im folgenden „UEFA-
Transferreglement 1990" genannt) enthalten, 
das vom Exekutivkomitee der UEFA am 24. 
Mai 1990 verabschiedet wurde und seiner 
Schlußbestimmung zufolge am 1. Juli 1990 in 
Kraft treten sollte. 

13. Dieser Regelung zufolge ist der Spieler 
bei Ablauf seines Vertrages frei, mit dem 
Verein seiner Wahl einen neuen Vertrag zu 
schließen 26. Der neue Verein muß sogleich 
den bisherigen Verein von der Unterzeich­
nung des Vertrages unterrichten. Der bishe­
rige Verein muß sofort seinen Landesver­
band informieren. Dieser hat dann 
unverzüglich die internationale Freigabebe­
scheinigung auszustellen 27. 

14. Der bisherige Verein hat jedoch gegen­
über dem neuen Anspruch auf eine 
Förderungs- oder Ausbildungsentschädigung 
(„indemnité de promotion ou de formati­
on"). Eine Ausbildungsentschädigung ist im 
Falle des ersten Vereinswechseis zu zahlen. 
Bei jedem weiteren Wechsel ist eine Förde­
rungsentschädigung zu entrichten, welche 
die Fortschritte kompensieren soll, die der 

Verein dem Spieler ermöglicht hat 28. Im 
Falle von Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen den Vereinen setzt eine von der UEFA 
gebildete Expertenkommission die Höhe 
dieser Ablösesumme verbindlich fest 29. Dies 
geschieht, indem das Bruttoeinkommen des 
Spielers in der abgelaufenen Saison ein­
schließlich sonstiger Leistungen mit einem 
bestimmten, vom Alter des Spielers abhängi­
gen Faktor zwischen 12 und 1 multipliziert 
wird. Für einen Spieler zwischen 25 und 
26 Jahren zum Beispiel ist das Achtfache die­
ses Betrages als Ablösesumme zu entrichten. 
Diese Ablösesumme kann allerdings den 
Betrag von 5 000 000 SFR nicht überstei­
gen 30. 

15. In Artikel 16 dieser Vorschriften findet 
sich folgende Regelung: 

„Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
den beiden Vereinen mit Bezug auf die 
Ausbildungs-und/oder Förderungsentschädi­
gung werden auf die sportliche Tätigkeit des 
Spielers keinen Einfluß ausüben. Der Spieler 
wird frei für den Verein spielen können, mit 
dem er den neuen Vertrag abgeschlossen 
hat." 

16. Am Ende des Textes des UEFA-
Transferreglements 1990 wird ausgeführt, es 
sei wünschenswert, daß die Grundsätze der 

26 — Artikel 12 des UEFA-Transferreglements 1990. 
27 — Artikel 13 des UEFA-Transferreglements 1990. 

28 — Artikel 1 Buchstabe e des Anhangs zum UEFA-
Transferreglement 1990. 

29 — Artikel 14 des UEFA-Transferreglements 1990. 
30 — Artikel 3 des Anhangs zum UEFA-Transferreglement 1990. 
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nationalen Transferregelungen für den Spit­
zenfußball so bald wie möglich an die in dem 
vorliegenden Dokument niedergelegte Rege­
lung angeglichen würden. 

17. Die im UEFA-Transferreglement 
1990 für alle Mitglieder der UEFA festgeleg­
ten Grundsätze finden sich, was das Gebiet 
der Gemeinschaft anlangt, weitgehend 
bereits in einem am 2. Mai 1988 vom Exeku­
tivkomitee der UEFA verabschiedeten 
Dokument mit dem Titel „Principes de col­
laboration entre les clubs de différentes 
Associations nationales des Etats-membres 
de la C. E. E.". 

18. Am 5. Dezember 1991 verabschiedete 
die UEFA eine neue Fassung der „Grundsät­
ze einer Zusammenarbeit zwischen den 
UEFA-Mitgliedsverbänden und ihren 
Vereinen", die am 1. Juli 1992 in Kraft 
treten sollte (im folgenden „UEFA-
Transferreglement 1992" genannt). Die 
Bestimmungen dieser Regelung über Trans­
fers entsprechen weitgehend jenen des 
UEFA-Transferreglements 1990. Unter­
schiede ergeben sich allerdings hinsichtlich 
der Frage nach der Berechnung der Ablöse­
summe. Insbesondere scheint diese Regelung 
keinen Höchstbetrag für den Fall des Wech­
sels eines Berufsspielers mehr zu enthalten 31. 

19. Diese Regelung wurde ersetzt durch 
das von der UEFA am 16. Juni 1993 erlas­
sene „Reglement der UEFA zur Festsetzung 
einer Transferentschädigung" (im folgenden 
„UEFA-Transferreglement 1993" genannt), 

das am 1. August 1993 in Kraft treten sollte. 
Diese Regelung stützt sich auf Artikel 
16 Absatz 2 des noch zu besprechenden 
FIFA-Reglements betreffend Status und 
Transfer von Fußballspielern und bestimmt, 
daß der „internationale Vereinswechsel 
von Fußballspielern" durch dieses FIFA-
Reglement geregelt wird. Die Bestimmungen 
des UEFA-Transferreglements 1993 regeln 
„ausschließlich das Verfahren und die 
Art der Berechnung" der „Ausbildungs­
und/oder Förderungsentschädigung gemäß 
Art. 14 des FIFA-Reglements", und zwar 
nur für den Fall, daß sich die Vereine über 
die Höhe dieser Ablösesumme nicht einigen 
können 32. 

Das UEFA-Transferreglement 1993 bekräf­
tigt, daß ein Spieler nach Ablauf seines Ver­
trages frei ist, einen neuen Vertrag mit einem 
Verein seiner Wahl abzuschließen und daß 
die Frage nach der zu zahlenden Ablöse­
summe auf die sportliche Tätigkeit des Spie­
lers keinen Einfluß ausüben soll. Der Spieler 
„wird frei für den Verein spielen können, mit 
dem er den neuen Vertrag abgeschlossen 
hat" 33. 

Wie bereits die früheren Regelungen sieht 
auch das UEFA-Transferreglement 1993 vor, 
daß im Streitfall die Höhe der Ablösesumme 
durch eine Kommission festzusetzen ist, die 
zu diesem Zwecke das Bruttoeinkommen des 

31 — Vgl. Artikel 3 des Anhangs zum UEFA-Transferrcglcmcnt 
1992. Die Vorschriften enthalten jedoch (in Artikel 5 des 
Anhangs) einen Höchstbetrag von 600 000 SFR für die 
Ausbildungscntschädigung, der jedoch nur für Amateur­
spieler gut. 

32 — Artikel 1 Absätze 1 und 2 des UEFA-TransferrcRlcmcnts 
1993. 

33 — Artikel 2 des UEFA-Transferrcglcmcnts 1993. 
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Spielers mit einem vom Alter des Spielers 
abhängigen Faktor zwischen 12 und 0 multi­
pliziert 34. Es scheint, daß die Bemessungs­
grundlage enger gefaßt ist als in den früheren 
Regelungen 35. 

3. FIFA-Regeln 

20. Die Transferregeln der FIFA, die im 
Jahre 1990 galten, finden sich in einem Re­
glement, das am 14. und 15. November 
1953 verabschiedet und zuletzt am 29. Mai 
1986 geändert wurde (im folgenden „FIFA-
Reglement 1986" genannt). 

21. Dieses Reglement sieht vor, daß der 
jeweilige Landesverband über Status und 
Spielberechtigung seiner Spieler entscheiden 
soll und diese Entscheidungen von den übri­
gen Verbänden und der FIFA selbst anzuer­
kennen sind 36. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 1 dieses Regle­
ments kann ein Berufsspieler seinen Landes­
verband nicht verlassen, solange er durch sei­
nen Vertrag und die Reglements seines 

Klubs, seiner Liga oder seines Landesverban­
des — so streng diese auch sein mögen — 
gebunden ist. Ein Transfer setzt daher vor­
aus, daß der bisherige Landesverband eine 
Freigabebescheinigung erteilt. Darin bestä­
tigt der bisherige Landesverband, daß alle 
Verpflichtungen finanzieller Natur ein­
schließlich einer eventuellen Transfersumme 
geregelt sind 37. Kein Landesverband kann 
einem Spieler die Spielberechtigung erteilen, 
bevor er im Besitz einer solchen Bescheini­
gung ist 38. 

22. Auch die FIFA hat unterdessen ihre 
Transferregeln geändert. Das neue Reglement 
wurde von der FIFA im April 1991 ange­
nommen und im Dezember 1991 sowie im 
Dezember 1993 revidiert. Im Vorliegenden 
soll lediglich die neue, am 1. Januar 1994 in 
Kraft getretene Fassung (im folgenden 
„FIFA-Reglement 1994" genannt) betrachtet 
werden. 

23. Das FIFA-Reglement 1994 regelt den 
Status und die Spielberechtigung von Fuß­
ballspielern, die „aufgrund eines Transfers 
von einem Nationalverband zu einem ande­
ren wechseln" 39. Solchen Spielern kann die 
Spielberechtigung für einen Verein eines 
anderen Verbandes nur erteilt werden, wenn 
dieser Verband im Besitz „eines internationa­
len Freigabescheins ist, der durch den abtre­
tenden Verband ausgestellt wurde" 40. Nur 

34 — Der Faktor 0 gilt für Spieler, die mindestens 39 Jahre alt 
sind. Diese Spieler können daher wechseln, ohne daß eine 
Ablösesumme fällig würde. 

35 — Vgl. Artikel 8 Absatz 2 des UEFA-Transferreglements 
1993 zur Berechnung des maßgebenden Bruttoeinkom­
mens. 

36 — Artikel 1 des FIFA-Reglements 1986. 

37 — Artikel 12 Absatz 5 des FIFA-Reglements 1986: „Durch die 
Erteilung des Freigabescheins wird seitens des abgebenden 
Nationalverbands anerkannt, daß alle Verpflichtungen 
finanzieller Natur, einschließlich einer allfälligen Ablöse­
summe, geregelt sind." 

38 — Artikel 12 Absatz 1 Satz 3 des FIFA-Reglements 1986. 
39 — Absatz 1 der Präambel des FIFA-Reglements 1994. 
40 — Artikel 7 Absatz 1 des FIFA-Reglements 1994. 
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der neue Verband ist berechtigt, die Ausstel­
lung der Freigabebescheinigung zu beantra­
gen 41. Die Ausstellung dieser Freigabebe­
scheinigung kann nur verweigert werden, 
wenn der betreffende Spieler „seine vertragli­
chen Verpflichtungen gegenüber seinem frü­
heren Verein nicht vollständig erfüllt hat" 
oder wenn zwischen dem bisherigen und 
dem neuen Verein „im Zusammenhang mit 
dem Transfer eine Streitigkeit besteht, die 
nicht finanzieller Natur ist" 42. Die FIFA 
kann die Ausstellung einer solchen Freigabe­
bescheinigung durch einen Verband anord­
nen oder einen Entscheid fällen, der diese 
Bescheinigung ersetzt. Wenn der bisherige 
Verband innerhalb einer Frist von 60 Tagen 
seit der Stellung des Antrags des neuen Ver­
bandes die Freigabebescheinigung nicht 
erteilt, kann der neue Verband selbst eine 
provisorische Freigabebescheinigung ausstel­
len 43. 

24. Gemäß Artikel 14 Absatz 1 des FIFA-
Reglements 1994 hat im Falle des Wechsels 
eines Spielers, der kein Amateurspieler ist, 
der bisherige Verein Anspruch auf eine 
„Ausbildungs-und/oder Förderungsentschä­
digung". Schließt ein Amateurspieler einen 
Vertrag mit einem neuen Verein, aufgrund 
dessen er seinen Status als Amateurspieler 
verliert, hat sein bisheriger Verein Anspruch 
auf eine „Ausbildungsentschädigung"44. 
Können sich die beiden Vereine nicht über 
die Höhe der Ablösesumme einigen, ist der 
Streitfall der FIFA zur Entscheidung zu 
unterbreiten 45. Das Reglement erlaubt es 
jedoch Konföderationen innerhalb der 

FIFA 46, eigene Reglemente zur Beilegung 
solcher Streitigkeiten zu erlassen. In einem 
solchen Fall ist allein die Konföderation 
zuständig, über entsprechende Streitigkeiten 
von Vereinen zu entscheiden, die ihren Sitz 
im Gebiet der Konföderation haben 47. Wie 
bereits erwähnt, hat die UEFA von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht 48. 

25. Artikel 20 Absatz 1 des FIFA-
Reglements 1994 bestimmt, daß Streitigkei­
ten über die Höhe der Ablösesumme keinen 
Einfluß auf die sportliche oder berufliche 
Tätigkeit des Spielers haben dürfen. Weiter 
heißt es dort: 

„Ebensowenig darf die Ausstellung des inter­
nationalen Freigabescheins aus solchen 
Gränden verweigert werden. Ein Spieler ist 
daher befugt, vom Zeitpunkt, da der Freiga­
beschein eingetroffen ist, für seinen neuen 
Verein, mit dem er einen Vertrag abgeschlos­
sen hat, zu spielen." 

26. Nach Absatz 2 der Präambel des FIFA-
Reglements 1994 ist die Einhaltung der 
„in den Kapiteln I, II, III, VII, VIII und X 
festgehaltenen Prinzipien" auch auf nationa­
ler Ebene zwingend vorgeschrieben. Nicht 

41 — Artikel S Absatz 1 des FIFA-Reglements 1994. 
42 — Artikel 7 Absatz 2 des FIFA-Regicmcnts 1991. 
43 — Artikel 7 Absätze 2, 3 und 4 des FIFA-Reglements 1994. 
44 — Artikel 14 Absatz 2 des FIFA-Reglements 1994. 
45 — Artikel 16 Absatz 1 des FIFA-Reglements 1994. 

46 — Es handelt sich dabei um die bereits erwähnten Vereinigun­
gen innerhalb der FIFA (siehe oben, Nr. 5). 

47 — Artikel 16 Absätze 2 bis 4 des FIFA-Reglements 1994. 
48 — Siehe oben, Nr. 19. 
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erwähnt wird Kapitel V, das die Überschrift 
„Transfers von Spielern zwischen zwei Ver­
bänden" trägt und die Artikel 12 bis 
20 umfaßt. Gemäß Absatz 3 der Präambel ist 
jeder Landesverband verpflichtet, sein ver­
bandsinternes Transferwesen durch Erlaß 
eines Reglements zu organisieren. Dieses 
Reglement muß „die in Absatz 2 erwähnten 
zwingenden Vorschriften, die in den folgen­
den Artikeln aufgeführten Gundsätze sowie 
Bestimmungen zur Beilegung von Streitig­
keiten aus Transfers innerhalb der Verbands­
strukturen" enthalten. 

4. Regeln in anderen Mitgliedstaaten 

27. Zur Vervollständigung des Bildes emp­
fiehlt es sich, einen Blick auf die Transferre­
gelungen der übrigen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft zu werfen. Die UEFA hat auf 
eine schriftliche Anfrage des Gerichtshofes 
hin die ihren Angaben zufolge in den ver­
schiedenen Mitgliedstaaten derzeit geltenden 
Regelungen vorgelegt und freundlicherweise 
zugleich eine Zusammenfassung angefertigt. 
Eine Erörterung aller dieser Regelungen ist 
im vorliegenden Zusammenhang weder 
möglich noch sinnvoll. Ich werde mich daher 
auf einige Mitgliedstaaten und dabei auf die­
jenigen Punkte beschränken, die mir bemer­
kenswert erscheinen. Es ist darauf hinzuwei­
sen, daß sich die folgende Darstellung 
ausschließlich auf die von der UEFA vorge­
legten Regelwerke stützt, die vorwiegend in 
der jeweiligen Landessprache abgefaßt sind. 
Es kann daher sein, daß sich die eine oder 
andere kleine Unrichtigkeit in die Darstel­
lung eingeschlichen hat. 

28. In Österreich sind die entsprechenden 
Regeln in dem „Regulativ für die dem ÖFB 

[dem Österreichischen Fußball-Bund] ange-
hörigen Vereine und Spieler" enthalten, das 
seit dem 1. Juli 1994 gilt. Gemäß § 25 Absatz 
3 dieses Regulativs ist der bisherige Verein 
im Falle eines Wechsels berechtigt, eine 
Transferentschädigung zu verlangen. Nach 
§30 Absatz 1 des Regulativs stellt diese 
Transferentschädigung „ein finanzielles 
Äquivalent für die Verschlechterung der 
Wettbewerbslage des Vereines durch die 
Abwanderung des Spielers dar. Des weiteren 
beinhaltet die Transferentschädigung auch 
anteilige Ausbildungskosten." 

Nach §30 Absatz 4 des Regulativs haben 
Streitigkeiten der Vereine hinsichtlich dieser 
Ablösesumme „auf die Spielberechtigung des 
Spielers keinen Einfluß. Der Spieler ist mit 
der Anmeldung für den aufnehmenden Ver­
ein, entsprechend den diesbezüglichen 
Bestimmungen, spielberechtigt." 

Für Transfers ins Ausland oder aus dem 
Ausland gelten nach § 32 Absatz 5 des Regu­
lativs „die entsprechenden Reglements der 
FIFA bzw. der UEFA". 

29. In Deutschland sind die Transferregeln 
hauptsächlich im Lizenzspielerstatut des 
Deutschen Fußballbundes (im folgenden 
„DFB" genannt) enthalten. Daneben ist auch 
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die Spielordnung des DFB zu beachten. 
Nach § 29 Nummer 1 des Lizenzspielersta­
tuts muß ein Verein, der einen Spieler eines 
anderen Vereins unter Vertrag nimmt, eine 
Transferentschädigung an den bisherigen 
Verein zahlen. Die Wirksamkeit des Arbeits­
vertrages darf dabei „nicht von einer 
bestimmten Höhe und/oder Einigung über 
eine Transferentschädigung abhängig 
gemacht werden". Interessant sind die 
Bestimmungen über den Wechsel von Ama­
teuren zu Profiklubs. In der Saison 
1994/95 mußte ein Klub der Bundesliga, der 
einen Amateurspieler eines anderen Vereins 
als Lizenzspieler unter Vertrag nahm, eine 
Ablösesumme von 100 000 DM zahlen. Ein 
Verein der 2. Bundesliga mußte im gleichen 
Zeitraum 45 000 DM für denselben Spieler 
zahlen. Diese Ablösesumme ist unter den 
Vereinen aufzuteilen, bei denen der betref­
fende Spieler innerhalb der letzten sieben 
Jahre vor dem Wechsel spielberechtigt war 49. 

Bei einem Wechsel ins Ausland hat der bis­
herige Verein Anspruch auf eine 
„Ausbildungs- und Förderungsentschädi­
gung" 50. Für den Wechsel zu anderen Ver­
bänden innerhalb der Gemeinschaft „gilt die 
Regelung der UEFA für die Zahlung einer 
Ausbildungs- und Förderungsentschädi­
gung" in ihrer jeweils gültigen Fassung 51. 

30. Für Dänemark hat die UEFA einen 
Mustervertrag des dänischen Fußballverban­

des für Verträge mit Fußballspielern vorge­
legt. Abschnitt 3 dieses Vertrages enthält die 
Regeln für den Transfer von Vertragsspielern. 
Es scheint, daß eine Ablösesumme nur zu 
entrichten ist, wenn der Vertragsspieler zu 
einem Klub der ersten dänischen Liga oder 
ins Ausland wechselt 52. Im Falle eines 
Wechsels zu einem dänischen Erstligaklub 
berechnet sich die Ablösesumme auf der 
Grundlage des Bruttoeinkommens des Spie­
lers, das mit bestimmten Faktoren zwischen 
0 und 3 multipliziert wird, die vom Alter des 
Spielers und seinem Einkommen abhängen. 
Für Spieler zwischen 25 und 27 Jahren zum 
Beispiel beträgt der Faktor 0,80 für die ersten 
100 000 DKR des Bruttoeinkommens, 
1,60 für das Bruttoeinkommen, das 
100 000 DKR übersteigt, aber 200 000 DKR 
nicht erreicht, und 2,40 für das übrige Ein­
kommen 53. Im Falle eines Wechsels ins Aus­
land berechnet sich die Ablösesumme hinge­
gen, indem das Bruttoeinkommen des 
Spielers mit einem einheitlichen Faktor zwi­
schen 12 und 1 multipliziert wird. Für einen 
Spieler zwischen 25 und 27 Jahren beträgt 
dieser Faktor 8 54. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem 
Gerichtshof hat der Vertreter Dänemarks 
allerdings ausgeführt, daß ein Gesetz zur 
Abschaffung der Ablösesummen in Vorbe­
reitung sei. 

31. In Spanien bestimmt das Real Decreto 
(Königliches Dekret) Nr. 1006/1985 vom 

49 — Vgl. § 32 Nummer 1 des Lizenzspielerstatuts. 
50 — Siehe § 9 Nummer 1 der Spielordnung. 
51 — Vgl. § 28 Nummer 3 des Lizenzspielerstatuts. 

52 —· Siehe Artikel 2 und 7 des Abschnitts 3 des Mustervertrags. 
53 — Artikel 4 des Abschnitts 3 des Mustervertrags. 
54 — Artikel 7 des Abschnitts 3 des Mustervertrags. 
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26. Juni 1985, daß bei einem Transfer nach 
Maßgabe eines Tarifvertrages eine Ablöse­
summe („una compensación por preparación 
o formación") verlangt werden kann 55. Die 
UEFA hat einen entsprechenden Tarifvertrag 
vorgelegt, der nach seinem Artikel 4 für die 
Zeit vom 1. Juni 1992 bis zum 30. Mai 
1995 gelten sollte. Nach Artikel 18 dieses 
Tarifvertrages wird im Falle eines Transfers 
eine Ablösesumme fällig, wenn der betref­
fende Spieler und der festgesetzte Preis in 
eine Transferliste aufgenommen wurden. 
Berufsspieler, die 25 Jahre oder älter sind, 
können nicht in diese Liste aufgenommen 
werden. Diese Spieler können daher in Spa­
nien 56 wechseln, ohne daß eine Ablöse­
summe zu zahlen wäre. 

Nach Artikel 21 dieses Tarifvertrags hat der 
Spieler im Falle eines Transfers Anspruch auf 
15 % der Ablösesumme. 

32. In Frankreich finden sich die relevanten 
Regeln in der sogenannten „Charte du Foot­
ball Professionnel". Kapitel 4 von Titel III 
dieses Regelwerks befaßt sich mit dem Statut 
des Berufsfußballspielers. 

Artikel 15 Absätze 1 und 2 dieses Kapitels 
bestimmen: 

„1. Jeder Wechsel eines Spielers von dem 
Klub, bei dem er seinen ersten Profivertrag 
unterschrieben hat, zu einem anderen Klub 
berechtigt den erstgenannten Verein (Ausbil­
dungsverein), eine Ausbildungsentschädi­
gung zu erhalten. 

2. Die Ausbildungsentschädigung steht dem 
bisherigen Verein zu, wenn 

— dieser Klub dem Spieler eine Ausbildung 
als .stagiaire' mit einer Dauer von wenig­
stens einer Saison gewährt hat, 

— diese Ausbildung in einem anerkannten 
Fußballausbildungszentrum durchgeführt 
wurde." 57 

Die Höhe dieser Ausbildungsentschädigung 
entspricht der Grundentschädigung oder 
einem Teil derselben, je nach der Dauer der 
Ausbildung. Die Grundentschädigung 

55 — Artikel 14 Absatz 1 des Dekrets. 
56 — Für Wechsel ins Ausland ist Artikel 14 Absatz 2 des oben 

erwähnten Dekrets zu beachten. Danach sind in solchen 
Fällen, wenn die Regeln des anderen Staates von den spani­
schen Vorschriften abweichen, „Kriterien der Gegenseitig­
keit" anzuwenden. 

57 — Zum besseren Verständnis ist anzumerken, daß nach Artikel 
3 Absatz 1 dieses Kapitels der erste Profivertrag eine Lauf­
zeit von vier Jahren nat. 
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entspricht grundsätzlich dem Bruttogehalt 
des Spielers in den beiden vergangenen Jah­
ren. Hat die Ausbildung mehr als drei Spiel­
zeiten gedauert, ist die volle Grundentschä­
digung zu zahlen; umfaßte die Ausbildung 
nur eine Saison, beläuft sich die Ablöse­
summe auf lediglich 10 % dieses Betrags 58. 

Eine Ablösesumme wird daher lediglich 
beim ersten Transfer fällig, und auch dies 
nur, wenn die genannten Bedingungen erfüllt 
sind. Von diesen Fällen abgesehen, ist daher 
bei einem Wechsel innerhalb Frankreichs 
keine Ablösesumme zu entrichten. 

33. Im Falle eines Wechsels ins Ausland 
wird nach Artikel 18 dieses Kapitels die 
gemäß Artikel 15 fällige Ablösesumme ver­
doppelt. 

34. In Griechenland ist den Angaben der 
UEFA zufolge der Fußballspieler gemäß 
Artikel 29 Absatz 1 des Gesetzes Nr. 
1958 vom 5. August 1991 bei Ablauf seines 
bisherigen Vertrages frei, sich einem neuen 
Verein anzuschließen, ohne daß dabei eine 
Ablösesumme fällig würde. Artikel 
29 Absatz 3 dieses Gesetzes erlaubt es 
jedoch, in dem Vertrag zwischen dem Verein 
und dem Fußballspieler festzulegen, daß die­
ser den Verein nur dann verlassen kann, 

wenn er eine bestimmte Summe an ihn 
gezahlt hat. Diese Summe muß im Vertrag 
genannt sein. In der Praxis ist es nach den 
Angaben der UEFA aber meist der neue Ver­
ein, der für diesen Betrag aufkommt. 

35. In Italien gilt für den Fußballsport (und 
den Sport im allgemeinen) das Gesetz Nr. 
91 vom 23. März 1981. Nach Artikel 6 dieses 
Gesetzes kann bei einem Transfer eine Ablö­
sesumme („indemnità di preparazione e di 
promozione") verlangt werden, die der Emp­
fänger zu sportlichen Zwecken zu investie­
ren hat. Die Einzelheiten der Berechnung 
werden in dem zur Ausführung dieses 
Gesetzes erlassenen Reglement des italieni­
schen Fußballverbandes geregelt. 

36. Schließlich sind noch die Niederlande zu 
erwähnen. Aus Artikel 49 Absatz 1 Buch­
stabe a des von der UEFA vorgelegten Ver­
bandsreglements ergibt sich, daß der nieder­
ländische Fußballverband im Falle eines 
Wechsels eines Spielers ins Ausland die „in 
Artikel 12 des FIFA-Reglements" vorgese­
hene Transferbescheinigung erst erteilt, wenn 
die Ablösesumme an den bisherigen Klub 
gezahlt worden ist 59. 

58 — Vgl. hierzu (und zu weiteren Einzelheiten) Artikel 
15 Absätze 3 ff. dieses Kapitels. 

59 —• Es handelt sich dabei allem Anschein nach um Artikel 
12 des FIFA-Reglements 1986, also die frühere Regelung. 
Der niederländische Verband hat sein Reglement daher 
möglicherweise noch nicht an das neue FIFA-Reglement 
1994 angeglichen. 

I - 4943 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-415/93 

IV — Ausländerklauseln 

37. Von den sechziger Jahren an führten 
zahlreiche — aber nicht alle — Fußballver­
bände Regeln ein, welche die Möglichkeit 
der Verpflichtung von Spielern mit fremder 
Staatsangehörigkeit beschränken. Dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, daß die betref­
fenden Regeln mitunter einen sportrechtli­
chen Begriff der Staatsangehörigkeit 
zugrunde legen, der nicht nur auf die Staats­
angehörigkeit als solche abstellt, sondern 
auch dem Umstand, daß ein Spieler bereits 
eine bestimmte Zeit für einen Verband 
gespielt hat, Bedeutung beimißt 60. 

38. Nach dem Urteil des Gerichtshofes vom 
14. Juli 1976 im Falle Dona 61 kam es zu Ver­
handlungen zwischen den europäischen Fuß­
ballverbänden und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften. Im Jahre 
1978 verpflichtete sich die UEFA gegenüber 
der Kommission zur Abschaffung der 
Beschränkungen hinsichtlich der Zahl der 
ausländischen Fußballspieler, die ein Verein 
unter Vertrag nehmen kann, soweit es sich 
dabei um Staatsangehörige aus Mitgliedstaa­
ten handelt. Zum anderen sagte die UEFA 
zu, die Zahl dieser Spieler, die an einem Spiel 
teilnehmen dürfen, auf zwei festzusetzen, 
wobei diese Beschränkung nicht für Spieler 
gilt, die seit fünf Jahren im Gebiet des betref­
fenden Verbands ansässig sind. 

39. Nach weiteren Gesprächen mit der 
Kommission erließ die UEFA im Jahre 
1991 die sogenannte „3 +2"-Regel, wonach 
vom 1. Juli 1992 an die Zahl der ausländi­
schen Spieler, deren Namen im Spielbericht 
eingetragen werden können, je Mannschaft 
auf nicht weniger als drei beschränkt werden 
kann, zuzüglich zweier Spieler, die fünf Jahre 
ununterbrochen, davon drei Jahre in Junio­
renmannschaften, in dem betreffenden Land 
gespielt haben62. Diese Regelung sollte 
zunächst für die Klubs der ersten Liga des 
jeweiligen Mitgliedstaats der Gemeinschaft 
gelten und bis zum Ende der Spielzeit 
1996/97 auf alle Nichtamateurligen ausge­
dehnt werden. 

40. Da es sich bei dieser Vorgabe der UEFA 
lediglich um eine Mindestregelung handelt, 
steht es den einzelnen Verbänden frei, mehr 
Ausländer zuzulassen. Der englische Ver­
band zum Beispiel zählt Spieler aus Wales, 
Schottland, Nordirland und Irland nicht zu 
den Ausländern. Keine Beschränkung der 
Zahl der ausländischen Spieler gibt es in 
Schottland. 

41. Die „3 +2"-Regel gilt auch für die von 
der UEFA selbst veranstalteten Spiele für 
Klubmannschaften 63. 60 — Vgl. etwa § 22 Nummer 2 Buchstabe b der am 30. August 

1994 in Kraft getretenen Spielordnung des Deutschen Fuß­
ballbundes (DFB), wonach ein Spieler, der, „ohne die deut­
sche Staatsangehörigkeit zu besitzen, die letzten 5 Jahre, 
davon mindestens 3 Jahre als Juniorenspieler, ununterbro­
chen für deutsche Vereine spielberechtigt war", einem deut­
schen Spieler gleichgestellt wird. 

61 — Urteil vom 14. Juli 1976 in der Rechtssache 
13/76 (Donà/Mantero, Slg. 1976, 1333). 

62 — Die Bezugnahme auf den Spielbericht bedeutet, daß alle 
fünf Ausländer zugleich spielen dürfen. Wird einer dieser 
Spieler ausgewechselt, kann er jedoch nicht durch einen 
weiteren (sechsten) Ausländer ersetzt werden. 

63 — Siehe dazu oben, Nr. 5. 
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V — Sachverhalt des Ausgangsverfahrens 
und Verfahren vor den nationalen Gerich­
ten 

42. Herr Bosman wurde 1964 geboren und 
ist belgischer Staatsangehöriger. Schon in 
jungen Jahren schloß er sich dem belgischen 
Fußballverband an und begann — zunächst 
in den Jugendmannschaften — bei Standard 
Lüttich, einem belgischen Erstligaverein, zu 
spielen. Im Jahre 1986 unterschrieb er seinen 
ersten Arbeitsvertrag bei diesem Verein und 
wurde damit Berufsspieler. Im Mai 
1988 wechselte er für eine Ablösesumme von 
3 000 000 BFR von Standard Lüttich zum 
SA Royal Club Liégeois (im folgenden „RC 
Lüttich" genannt), einem Ortsrivalen, der bis 
zum Ablauf der vergangenen Saison ebenfalls 
in der ersten belgischen Liga spielte. Der am 
30. Juni 1990 ablaufende Vertrag mit dem 
RC Lüttich sicherte Herrn Bosman ein 
Grundgehalt von brutto 75 000 BFR. Mit 
Prämien und sonstigen Zulagen belief sich 
Herrn Bosmans durchschnittliches Monats­
gehalt auf etwa 120 000 BFR. 

43. Im April 1990 schlug der RC Lüttich 
Herrn Bosman einen neuen Vertrag für eine 
Spielzeit vor, in dem das Grundgehalt auf 
30 000 BFR, das heißt den in der Verbands­
satzung der URBSFA vorgesehenen Min­
destbetrag, herabgesetzt war. Herr Bosman 
weigerte sich, diesen Vertrag zu unterschrei­
ben und wurde auf die Transferliste gesetzt. 
Die Höhe der Ablösesumme für einen 
Zwangstransfer wurde nach den einschlägi­
gen Regeln des Verbandes auf 
11 743 000 BFR festgesetzt. 

44. Da kein Verein Interesse an einem 
Zwangstransfer bekundet hatte, trat Herr 

Bosman schließlich mit einem französischen 
Verein, der SA d'économie mixte sportive de 
l'union sportive du littoral de Dunkerque 
(im folgenden „US Dünkirchen" genannt), in 
Kontakt, der in der zweiten französischen 
Liga spielte. Dieser Verein verpflichtete 
Herrn Bosman durch einen am 30. Juli 
1990 abgeschlossenen Vertrag, der ein 
Grundgehalt von umgerechnet gut 
90 000 BFR im Monat vorsah. Bereits am 27. 
Juli 1990 hatte sich die US Dünkirchen mit 
dem RC Lüttich über die Modalitäten des 
(zeitweiligen) Transfers des Spielers geeinigt. 
Danach sollte der RC Lüttich den Spieler der 
US Dünkirchen gegen Zahlung einer mit 
dem Eingang der Freigabebescheinigung der 
URBSFA fällig werdenden Entschädigung 
von 1 200 000 BFR für eine Spielzeit überlas­
sen. Zugleich wurde der US Dünkirchen eine 
unwiderrufliche Option auf den endgültigen 
Transfer des Spielers für eine Summe von 
(weiteren) 4 800 000 BFR eingeräumt. Beide 
Verträge — der zwischen Herrn Bosman und 
der US Dünkirchen und der zwischen dem 
RC Lüttich und der US Dünkirchen — stan­
den jedoch unter der auflösenden Bedingung, 
daß sie wirkungslos werden sollten, falls die 
Freigabebescheinigung des belgischen Ver­
bandes nicht bis zum 2. August beim franzö­
sischen Fußballverband eintreffen sollte. 
Dem scheint die Absicht der US Dünkirchen 
zugrunde gelegen zu haben, Herrn Bosman 
bereits am 3. August 1990 bei einem wichti­
gen Spiel einzusetzen. 

Der RC Lüttich unterließ es wegen Zweifeln 
an der Zahlungsfähigkeit der US Dünkir­
chen, die Ausstellung der Freigabebescheini­
gung bei der URBSFA zu beantragen, so daß 
die beiden Verträge hinfällig wurden. Bereits 
am 31. Juli ließ der RC Lüttich Herrn Bos­
man außerdem sperren und hinderte ihn 
dadurch vorerst daran, in der neuen Saison 
zu spielen. 
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45. Herr Bosman wandte sich daraufhin am 
8. August 1990 an das Tribunal de première 
instance Lüttich. Neben der Hauptsache­
klage reichte er einen Antrag auf einstweilige 
Verfügung ein, der erstens darauf gerichtet 
war, den RC Lüttich und die URBSFA zu 
verpflichten, ihm monatlich 100 000 BFR zu 
zahlen, bis er einen neuen Arbeitgeber 
gefunden hatte, zweitens darauf, den 
Antragsgegnern zu untersagen, seine Anstel­
lungsmöglichkeiten durch Forderung oder 
Erhebung irgendeines Betrages bei diesem 
Anlaß zu beeinträchtigen, und drittens dar­
auf, dem Gerichtshof eine Frage zur Vorab­
entscheidung vorzulegen. Das Gericht ord­
nete daraufhin am 9. November 1990 an, daß 
der RC Lüttich Herrn Bosman vorläufig 
einen Betrag von monatlich 30 000 BFR zu 
zahlen habe, erließ die beantragte Unterlas­
sungsverfügung und legte dem Gerichtshof 
eine Frage nach der Vereinbarkeit des Trans­
fersystems mit Artikel 3c und 48 EWG-Ver­
trag vor. Der Gerichtshof gab dieser Rechts­
sache die Nummer C-340/90. 

46. Im Berufungsverfahren hob die Cour 
d'appel Lüttich diesen Beschluß des Tribunal 
de première instance Lüttich am 28. Mai 
1991 auf, soweit darin dem Gerichtshof eine 
Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt 
wurde. Sie bestätigte jedoch die Verpflich­
tung des RC Lüttich zur Zahlung des 
monatlichen Betrages an Herrn Bosman und 
gab der URBSFA und dem RC Lüttich auf, 
Herrn Bosman jedem Verein zur Verfügung 
zu stellen, der seine Dienste in Anspruch 
nehmen wolle, ohne von diesem Verein eine 
Entschädigung zu verlangen. Der Gerichts­
hof strich daraufhin mit Beschluß vom 19. 
Juni 1991 die Rechtssache C-340/90 aus sei­
nem Register. 

47. Die einstweilige Verfügung ermöglichte 
es Herrn Bosman, im Oktober 1990 von dem 
französischen Zweitligaverein Saint-Quentin 
verpflichtet zu werden. Dieser Vertrag wurde 
jedoch nach dem Ende der ersten Spielzeit 

aufgelöst. Im Februar 1992 unterschrieb Herr 
Bosman einen neuen Vertrag mit dem Verein 
Saint-Denis de la Reunion, der später eben­
falls aufgelöst wurde. Nach einer längeren 
Suche schloß Herr Bosman am 14. Mai 
1993 einen Vertrag mit dem in der dritten 
belgischen Liga spielenden Royal Olympic 
Club de Charleroi. Dem vorlegenden Gericht 
zufolge bestehen deutliche Hinweise, die den 
Verdacht begründen, daß Herr Bosman trotz 
des ihm durch die einstweilige Verfügung 
gewährten Freiraums einem Boykott von Sei­
ten aller europäischen Vereine, die ihn hätten 
anstellen können, ausgesetzt war. 

48. In dem ebenfalls am 8. August 1990 vor 
dem Tribunal de première instance Lüttich 
anhängig gemachten Hauptsacheverfahren 
klagte Herr Bosman zunächst gegen den RC 
Lüttich auf Schadensersatz in Höhe von vor­
läufig 30 000 000 BFR. Diese Klage war zum 
einen auf die Verletzung ihrer vertraglichen 
Verpflichtungen durch die Beklagte und zum 
anderen auf die Rechtswidrigkeit des Trans­
fersystems gestützt. Am 3. Juni 1991 trat die 
URBSFA dem Rechtsstreit zu dem Zwecke 
bei, feststellen zu lassen, daß ihre Regeln und 
die entsprechenden Regeln der UEFA recht­
mäßig seien. Am 20. August 1991 verkündete 
Herr Bosman der UEFA den Streit. Zugleich 
erhob er eine Klage gegen die UEFA, mit der 
er eine Feststellung begehrte, wonach das 
Reglement der UEFA insoweit, als es ein 
Transfersystem vorsehe, das die Forderung 
einer Ablösesumme im Falle eines Vereins­
wechsels eines Spielers, dessen Vertrag abge­
laufen sei, vorsehe, sowie insoweit, als es die 
Spieler aus anderen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft hinsichtlich des Zugangs zu 
den nationalen Wettbewerben nicht den ein­
heimischen Spielern gleichstelle, wegen Ver­
stoßes gegen Artikel 48, 85 und 86 EWG-
Vertrag null und nichtig sei. Zugleich 
beantragte Herr Bosman, der UEFA aufzu­
geben, diese Praktiken zu beenden und die 
nichtigen Regelungen innerhalb von 48 
Stunden zurückzuziehen. Am 5. Dezember 
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verkündete der RC Lüttich der US Dünkir­
chen den Streit. 

49. Am 9. April 1992 reichte Herr Bosman 
neue Anträge beim Tribunal de première 
instance Lüttich ein, in denen er neben einer 
Änderung der ursprünglichen Klage gegen 
den RC Lüttich eine separate Klage gegen 
die URBSFA erhob und die gegen die UEFA 
gerichteten Anträge entwickelte. Danach 
richtete sich die Klage nunmehr darauf, dem 
RC Lüttich, der URBSFA und der UEFA 
verbieten zu lassen, ihn in seiner Freiheit, 
einen Vertrag mit einem neuen Arbeitgeber 
zu schließen, zu behindern und diese Par­
teien einzeln oder gesamtschuldnerisch zu 
verurteilen, an ihn 11 368 350 BFR für den 
Ersatz des seit dem 1. August 1990 eingetre­
tenen Schadens, 11743 000 BFR für den 
Ersatz des ihm vom Anfang seiner Karriere 
bis zum 9. November 1990 infolge der 
Anwendung des Transfersystems entstande­
nen Schadens und vorläufig 1 BFR für die 
Kosten des Verfahrens zu zahlen. Außerdem 
beantragte Herr Bosman, die Transferrege­
lungen und die Ausländerklauseln der 
URBSFA und der UEFA für auf ihn nicht 
anwendbar zu erklären. Außerdem schlug 
Herr Bosman vor, den Gerichtshof um eine 
Vorabentscheidung zu ersuchen. 

50. Zwei Verbände von Berufsspielern — die 
französische Union nationale des footbal­
leurs professionnels (im folgenden „UNFP" 
genannt) und die niederländische Vereniging 
van contractspelers (im folgenden „ W C S " 
genannt) sind dem Rechtsstreit auf Seiten 
von Herrn Bosman beigetreten. 

51. In seinem Urteil vom 11. Juni 1992 wies 
das Tribunal de première instance Lüttich die 
Einrede der UEFA zurück, eine Klage gegen 

sie müsse vor den Gerichten der Schweiz 
erhoben werden, und erklärte sich für 
zuständig zur Entscheidung des bei ihm 
anhängigen Rechtsstreits. Der Beitritt der 
UNFP und der W C S als Streithelfer wurde 
für zulässig befunden. Außerdem erklärte 
das Tribunal, daß alle erhobenen Klagen 
zulässig seien. Es stellte zugleich fest, daß 
der RC Lüttich rechtswidrig gehandelt hatte, 
als er den Wechsel von Herrn Bosman zur 
US Dünkirchen scheitern ließ, und daß er 
den entstandenen Schaden zu ersetzen habe. 
Die Streitverkündung des RC Lüttich gegen 
die US Dünkirchen wies das Tribunal jedoch 
zurück, da kein Verschulden seitens des fran­
zösischen Klubs nachgewiesen worden sei. 
Schließlich richtete das Tribunal ein Vorab­
entscheidungsersuchen an den Gerichtshof, 
in dem nach der Auslegung der Artikel 48, 
85 und 86 EG-Vertrag im Hinblick auf das 
Transfersystem gefragt wurde. Diese Rechts­
sache erhielt beim Gerichtshof die Nummer 
C-269/92. 

52. Im Berufungsverfahren bestätigte die 
Cour d'appel Lüttich mit Urteil vom 1. 
Oktober 1993 das angefochtene Urteil, 
soweit darin die freiwilligen Streitbeitritte 
für zulässig angesehen, das Tribunal für 
zuständig erklärt und die Klagen für zulässig 
befunden wurden. Das Berufungsgericht 
teilte auch die Auffassung des Tribunal, 
wonach die Prüfung der gegen den RC Lüt­
tich, die URBSFA und die UEFA erhobenen 
Klagen die Prüfung der Rechtmäßigkeit des 
Transfersystems einschließe. Es richtete 
daher selbst ein Ersuchen um Vorabentschei­
dung an den Gerichtshof. Der Gerichtshof 
hat daraufhin die durch dieses Ersuchen 
gegenstandslos gewordene Rechtssache 
C-269/92 aus seinem Register gestrichen. 
Einer Anregung von Herrn Bosman folgend, 
gelangte das Berufungsgericht außerdem zu 
der Ansicht, daß auch die Rechtmäßigkeit 
der Ausländerklauseln geprüft werden 
müsse, da die Klage von Herrn Bosman 

I - 4947 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-415/93 

insoweit auf Artikel 18 des belgischen Code 
judiciaire (des Gesetzes über das Gerichts­
wesen) gestützt sei, der Klagen zulasse, die 
„zur Verhinderung einer drohenden schwe­
ren Rechtsverletzung" erhoben werden. 

Hingegen wies das Berufungsgericht den 
Antrag der UEFA zurück, den Gerichtshof 
zu fragen, ob die Antwort auf die gestellten 
Fragen anders ausfiele, wenn ein Transfersy­
stem es dem Spieler gestattete, frei für seinen 
neuen Verein zu spielen, auch wenn dieser 
die Ablösesumme noch nicht an den bisheri­
gen Verein gezahlt hat. 

VI — Vorlagefragen 

53. Die Cour d'appel Lüttich hat dem 
Gerichtshof daher folgende Fragen zur Vor­
abentscheidung vorgelegt: 

Sind die Artikel 48, 85 und 86 des Römi­
schen Vertrages vom 25. März 1957 dahin 
auszulegen, daß sie es verbieten, 

— daß ein Fußballverein bei der Verpflich­
tung eines seiner Spieler, dessen Vertrag 
endet, durch einen anderen Verein die 
Zahlung eines Geldbetrags verlangen und 
entgegennehmen kann; 

— daß die nationalen und internationalen 
Sportvereinigungen oder Sportverbände 
in ihren Regelungen Bestimmungen vor­
sehen, die den Zugang ausländischer 
Spieler, die der Europäischen Gemein­
schaft angehören, zu den von ihnen ver­
anstalteten Wettbewerben beschränken? 

VII — Weiteres Verfahren und Verfahren 
vor dem Gerichtshof 

54. Die URBSFA legte gegen das Urteil der 
Cour d'appel Lüttich Kassationsbeschwerde 
ein und beantragte, die Entscheidung auf den 
RC Lüttich, die UEFA und die US Dünkir­
chen zu erstrecken. Die Cour de cassation 
wies diese Beschwerde am 30. März 
1995 zurück und entschied zugleich, daß 
durch diese Zurückweisung die Anträge auf 
Urteilserstreckung gegenstandslos würden 64. 

55. In dem Verfahren vor dem Gerichtshof 
haben Herr Bosman, die URBSFA, die 
UEFA, die französische Regierung, die italie­
nische Regierung sowie die Kommission 

64 — Der Text dieser Entscheidung ist dem Gerichtshof von der 
Cour de cassation freundlicherweise mitgeteilt worden. 

I - 4948 



BOSMAN 

schriftliche Stellungnahmen eingereicht. 
Diese Parteien haben auch an der mündli­
chen Verhandlung vor dem Gerichtshof am 
20. Juni 1995 teilgenommen. Anläßlich dieser 
mündlichen Verhandlung haben auch die 
dänische Regierung und die deutsche Regie­
rung zu dem Ersuchen um Vorabentschei­
dung Stellung genommen. 

B — Stellungnahme 

I — Vorbemerkung 

56. Die Bedeutung der vorliegenden Rechts­
sache ist offensichtlich. Die Antwort auf die 
Frage nach der Vereinbarkeit des Transfersy­
stems und der Ausländerklauseln mit dem 
Gemeinschaftsrecht wird die Zukunft des 
Berufsfußballs in der Gemeinschaft entschei­
dend beeinflussen. 

57. Einige Zahlenbeispiele mögen genügen, 
um die Bedeutung des Transfersystems im 
heutigen bezahlten Fußball zu belegen. Einer 
Studie einer englischen Wirtschaftsprüferge­
sellschaft zufolge gaben die Klubs der ersten 
Liga in England — der Premier League — in 
der Saison 1992/93 fast 51 Millionen UKL 
(nach dem derzeitigen Wechselkurs knapp 
62 Millionen ECU) für Ablösesummen 
aus65. Presseberichten zufolge gaben die 

18 Vereine der ersten italienischen Liga im 
Hinblick auf die Saison 1995/96 über 96 Mil­
lionen DM (gut 51 Millionen ECU) allein 
für ausländische Spieler aus 66. Der bislang 
teuerste Transfer der Fußballgeschichte fand 
in Italien statt und kostete den neuen Verein 
eine Ablösesumme von umgerechnet rund 
19 Millionen ECU 6 7 . 

Was die Ausländerklauseln anlangt, ist darauf 
hinzuweisen, daß bereits heute die Profiver­
eine in der Gemeinschaft eine beträchtliche 
Zahl von Spielern aus anderen Mitgliedstaa­
ten und aus Drittstaaten beschäftigen. Nach 
den von der URBSFA vorgelegten Zahlen 
umfaßte zum Beispiel zu Anfang der Saison 
1993/94 der Kader der 18 Vereine der ersten 
belgischen Liga 398 Spieler mit belgischer 
Staatsangehörigkeit und 175 ausländische 
Spieler, von denen allerdings für die Zwecke 
der Anwendung der Ausländerklausel nur 
61 als Ausländer angesehen wurden68. Für 
den Fall, daß der Gerichtshof die Ausländer­
klauseln für gemeinschaftsrechtswidrig 
erklärt, darf erwartet werden, daß die Zahl 
der Fußballspieler aus der Gemeinschaft, die 
ihr Geld bei einem Verein in einem anderen 
Mitgliedstaat verdienen, noch weiter anstei­
gen wird. 

58. Transferregelungen und Ausländerklau­
seln gibt es in unterschiedlichen Ausprägun-

65 •— Touche Ross & Co., Survey of Football Club Accounts, 
Manchester 1994 (verfaßt von Gerry Boon, Dale Thorpe 
und Anuh Shah). 

66 — Süddeutsche Zeitung, Nr. 183 vom 10. August 1995, S. 31. 
67 —• Es handelte sich um den Wechsel von Gianluigi Lentini von 

Torino zum AC Mailand im Juli 1992 (vgl. Tie Economist, 
Ausgabe vom 17. Juni 1995, S. 96). 

68 — Dies wird verständlich, wenn man sich daran erinnert, daß 
die Ausländerklauseln meist einen sportrcchtlichcn Aus­
länderbegriff zugrunde legen (siehe hierzu die Ausführun­
gen in Nr. 37). 
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gen auch in anderen in der Gemeinschaft 
betriebenen Sportarten. Die Entscheidung 
des Gerichtshofes wird daher auch für diese 
Bereiche wegweisend sein. 

59. Die Ereignisse, die dem Ausgangsverfah­
ren vor der Cour d'appel Lüttich zugrunde 
liegen, haben sich vor nunmehr über fünf 
Jahren zugetragen. Seitdem haben sich meh­
rere Gerichte mit diesem Fall befaßt. Der 
Gerichtshof wurde in diesem Zusammen­
hang bereits dreimal um eine Vorabentschei­
dung gebeten, wobei die ersten beiden Ersu­
chen —• wie bereits geschildert — nicht zu 
einem Urteil führten. Kommt es im vorlie­
genden Verfahren zu einer Sachentscheidung 
des Gerichtshofes, so ist damit das Verfahren 
vor den nationalen Gerichten noch längst 
nicht beendet. Der Zeitraum, der einem 
Berufsfußballspieler zur Verfügung steht, um 
seinem Beruf nachzugehen, ist jedoch aller 
Erfahrung nach beschränkt. Nicht nur die 
Bedeutung der Rechtssache für den Fußball­
sport, sondern auch die Interessen Herrn 
Bosmans gebieten es daher meines Erachtens, 
die vorliegende Rechtssache so rasch wie 
möglich einer Entscheidung zuzuführen. Ich 
habe mich bei der Vorbereitung dieser 
Schlußanträge von diesem Gedanken leiten 
lassen. 

60. Es ist darauf hinzuweisen, daß die 
Reichweite der vorgelegten Fragen 
beschränkt ist, da sie nicht den gesamten 
Bereich des Fußballsports betreffen. Die 
erste Vorlagefrage, die das Transfersystem 
zum Gegenstand hat, bezieht sich auf den 
Wechsel eines Spielers, der bei einem Verein 
unter Vertrag steht. Diese Frage betrifft 
daher lediglich Spieler, die gegen Entgelt 
Fußball spielen, das heißt, den Bereich des 
bezahlten Fußballs. Nicht erfaßt ist somit 
der Bereich des Amateurfußballs. Der 
Gerichtshof wird daher auch nicht zu ent­

scheiden haben, ob es mit dem Gemein­
schaftsrecht vereinbar ist, eine Ablösesumme 
zu verlangen, wenn ein Spieler seinen Verein 
wechselt, der bislang Amateurspieler war 
und nunmehr einen Vertrag als Berufsspieler 
unterzeichnet. Die zweite Vorlagefrage ist 
auf den ersten Blick weiter gefaßt und 
könnte bei wörtlicher Auslegung sogar so 
verstanden werden, daß damit die Vereinbar­
keit aller Ausländerklauseln mit dem 
Gemeinschaftsrecht zur Prüfung gestellt 
würde — ungeachtet der Frage, ob es sich 
um den Bereich des professionellen Sports 
oder den Amateurbereich handelt und 
möglicherweise sogar auf alle Sportarten 
bezogen. Aus dem Vorlagebeschluß erhellt 
jedoch, daß sich diese Frage nur auf die Aus­
länderklauseln im bezahlten Fußball bezie­
hen sollte. Auch alle Parteien, die sich am 
vorliegenden Verfahren beteiligt haben, sind 
zu Recht davon ausgegangen, daß die Vorla­
gefrage in diesem Sinn zu verstehen ist. 

61. Zur Rechtfertigung der im vorliegenden 
Verfahren zu erörternden Regeln haben die 
interessierten Verbände nicht nur sportliche, 
sondern auch wirtschaftliche Erwägungen 
vorgetragen. Alle diese Argumente sind ins­
besondere von Herrn Bosman selbst, aber 
auch von der Kommission und anderen Ver­
fahrensbeteiligten ausführlich diskutiert wor­
den. Es versteht sich meines Erachtens ange­
sichts der Bedeutung des vorliegenden Falles 
von selbst, daß diese Argumente eingehend 
zu prüfen sind. 

62. Der Ausgang dieses Verfahrens interes­
siert eine große Zahl von Bürgern in der 
Gemeinschaft, die sich für den Fußballsport 
begeistern. Viele betreiben den Sport selbst 
oder engagieren sich — oft ehrenamtlich — 
in sonstiger Weise in ihren Vereinen. Viel­
leicht noch größer ist die Zahl derer, die 
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dem Sport als Zuschauer nahestehen und ins­
besondere die Spiele der Profiligen mit Inter­
esse verfolgen. Gerade dies verpflichtet den 
Gerichtshof und zuvörderst mich selbst, die 
vorliegenden Fragen vorurteilslos und nüch­
tern zu prüfen. 

II — Zulässigkeit der Vorlagefragen 

1. Standpunkt der Parteien 

63. Nach Auffasssung der UEFA sind die 
Vorabentscheidungsfragen unzulässig und 
daher vom Gerichtshof nicht zu beantwor­
ten. Ihres Erachtens ist der Transfer von 
Herrn Bosman zur US Dünkirchen gerade 
daran gescheitert, daß die Transferregeln der 
UEFA, die in diesem Fall Anwendung hätten 
finden müssen, nicht beachtet worden seien. 
Wären ihre Regeln angewendet worden, 
hätte der Transfer stattfinden können und 
der Rechtsstreit wäre nicht entstanden. 
Unter Berufung auf die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes, die ich im folgenden noch 
näher erläutern werde, vertritt die UEFA die 
Auffassung, daß die Beantwortung der vor­
gelegten Fragen für die Entscheidung des bei 
der Cour d'appel Lüttich anhängigen Verfah­
rens nicht notwendig sei. Sie hege daher sehr 
große Zweifel hinsichtlich der Zulässigkeit 
der ersten Vorlagefrage. Die zweite Vorlage­
frage sei hingegen rein hypothetischer Natur, 
da die Laufbahn von Herrn Bosman zu kei­
ner Zeit durch die Ausländerklauseln behin­
dert worden sei. Es handele sich im vorlie­
genden Fall um ein konstruiertes Verfahren, 
mit dem politische Zwecke verfolgt würden. 
Die Betreffenden unternähmen nämlich den 
Versuch, den Gerichtshof zu einer Stellung­
nahme zur Vereinbarkeit von Praktiken mit 
dem Gemeinschaftsrecht zu bewegen, die mit 
dem -wirklichen Rechtsstreit nichts zu tun 

hätten. Das vorlegende Gericht habe denn 
auch überhaupt nicht begründet, warum eine 
Antwort auf die zweite Vorlagefrage für die 
Zwecke des Ausgangsverfahrens notwendig 
sei. 

Für den Fall, daß der Gerichtshof gleichwohl 
beschließen sollte, die gestellten Fragen ganz 
oder teilweise zu beantworten, müßte er 
jedenfalls die allergrößte Sorgfalt walten las­
sen, da diese Fragen die Organisation des 
Fußballs als solche in Frage stellten. 

64. Die URBSFA hat sich in ihrer schriftli­
chen Stellungnahme nicht zur Zulässigkeit 
der Vorlagefragen geäußert. In der mündli­
chen Verhandlung vor dem Gerichtshof hat 
sie ausgeführt, daß im vorliegenden Fall zwei 
Verfahren zu unterscheiden seien. Zum einen 
handele es sich um einen Rechtsstreit zwi­
schen Herrn Bosman und dem RC Lüttich. 
Dieser könne gelöst werden, ohne daß es 
einer Vorabentscheidung des Gerichtshofes 
bedürfe. Zum anderen läge ein künstlicher 
Rechtsstreit vor, den einige Interessenver­
bände von Berufsspielern gegen die UEFA 
und die URBSFA führten. Die URBSFA 
wies bei dieser Gelegenheit auch auf die Ent­
scheidung der Cour de cassation im Aus­
gangsverfahren hin. Sie brachte dabei zum 
Ausdruck, es sei wünschenswert, daß der 
Gerichtshof diese Entscheidung bei seiner 
Prüfung berücksichtige. 

65. Auch die französische, die italienische 
und die dänische Regierung haben den 
Standpunkt vertreten, daß den Ausländer­
klauseln für das Ausgangsverfahren keinerlei 
Bedeutung zukomme. Der Rechtsstreit 
betreffe allein die Zulässigkeit des Transfer­
systems. Bei der zweiten Vorlagefrage 
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handele es sich daher um eine Frage rein 
hypothetischer Natur. Die französische 
Regierung wies dabei unter anderem darauf 
hin, daß die Ausländerklauseln in der von 
Herrn Bosman ursprünglich erhobenen 
Klage gar nicht erwähnt worden seien. 

Nachdem in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Gerichtshof von mehreren Beteilig­
ten der Inhalt der schon erwähnten Entschei­
dung der Cour de cassation angesprochen 
wurde, äußerte die Vertreterin der französi­
schen Regierung die Ansicht, es scheine, daß 
der Gerichtshof aufgrund dieser Entschei­
dung nicht mehr auf die zweite Vorlagefrage 
antworten müsse, da diese Vorlagefrage 
möglicherweise nicht — oder nicht mehr ·— 
existiere. 

66. Die Kommission hat in ihrer schriftlichen 
Stellungnahme zunächst die Auffassung ver­
treten, die zweite Vorlagefrage sei unzulässig, 
da sie hypothetischer Natur sei. In der 
mündlichen Verhandlung vor dem Gerichts­
hof haben die Vertreter der Kommission 
zum Ausdruck gebracht, daß sich die 
Ansicht der Kommission geändert habe. Ich 
habe diesen Ausführungen entnommen, daß 
die Kommission nunmehr dazu neigt, auch 
die zweite Vorlagefrage als zulässig anzuse­
hen. Ausdrücklich gesagt wurde dies jedoch 
nicht. 

67. Herr Bosman stellt nachdrücklich in 
Abrede, daß es sich im vorliegenden Fall um 
einen künstlichen Rechtsstreit handele. Er 
weist darauf hin, daß das vorlegende Gericht 
die verschiedenen Rechtsbehelfe, die er ein­
gelegt habe, für zulässig erklärt habe, und 
zwar unter anderem auf der Grundlage von 

Artikel 18 des belgischen Code judiciaire, 
der eine vorbeugende Klage zur Abwendung 
eines drohenden schweren Schadens zulasse. 
Nach den Feststellungen des vorlegenden 
Gerichts erfordere der Rechtsstreit nach den 
einschlägigen Vorschriften des belgischen 
Rechts daher die Prüfung der Rechtmäßig­
keit des Transfersystems und der Ausländer­
klauseln. Der Gerichtshof könne diese Aus­
legung der Vorschriften des nationalen 
Rechts durch die Cour d'appel Lüttich 
schwerlich in Frage stellen. Wollte man dies 
gleichwohl unternehmen, würde das Verfah­
ren der Zusammenarbeit zwischen nationa­
len Gerichten und dem Gerichtshof, das 
Artikel 177 EG-Vertrag zugrunde liege, 
beeinträchtigt werden. Das vorlegende 
Gericht habe die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes zur Frage der Zulässigkeit von 
Vorabentscheidungsersuchen gekannt und 
die sich aus dieser ergebenden Pflichten, ins­
besondere soweit die Verpflichtung zur 
Begründung des Vorabentscheidungsersu­
chens betroffen sei, mehr als erfüllt. 

Es handele sich hier auch nicht um einen Fall 
eines Mißbrauchs des Verfahrens nach Arti­
kel 177 EG-Vertrag. Insbesondere was die 
nach der Regelung der UEFA zugelassenen 
Ausländerklauseln anlange, habe er nämlich 
ein Interesse daran, ihre Ungültigkeit oder 
Unanwendbarkeit feststellen zu lassen, weil 
sie die Grundlage der Regelungen der ver­
schiedenen europäischen Fußballverbände 
bildeten, die seine Aussichten auf Anstellung 
in anderen Mitgliedstaaten minderten. 

Die Fragen entsprächen daher den Zulässig­
keitsvoraussetzungen, die sich aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes ergäben. 
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2. Artikel 177 und die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes zur Zulässigkeit von Vorabent­
scheidungsersuchen 

68. Nach Artikel 177 Absatz 1 EG-Vertrag 
entscheidet der Gerichtshof im Wege der 
Vorabentscheidung über die Auslegung des 
EG-Vertrags und über die Gültigkeit und 
Auslegung der auf der Grundlage dieses Ver­
trages erlassenen Vorschriften und sonstigen 
Rechtsakte. 

Artikel 177 Absatz 2 EG-Vertrag 69 hat fol­
genden Wortlaut: 

„Wird eine derartige Frage einem Gericht 
eines Mitgliedstaats gestellt und hält dieses 
Gericht eine Entscheidung darüber zum 
Erlaß seines Urteils für erforderlich, so kann 
es diese Frage dem Gerichtshof zur Ent­
scheidung vorlegen." 

Aus dem Wortlaut dieser Vorschrift ergibt 
sich, daß es die nationalen Gerichte sind, die 
darüber befinden, ob die Einholung einer 
Vorabentscheidung des Gerichtshofes erfor­
derlich ist. Eine Befugnis des Gerichtshofes, 
die Beantwortung solcher Vorabentschei­
dungsersuchen zu verweigern, ist in Artikel 
177 nicht vorgesehen. 

69. Der Gerichtshof hat denn auch in ständi­
ger Rechtsprechung bekräftigt, daß es „allein 
Sache der nationalen Gerichte ist, bei denen 

der Rechtsstreit anhängig ist und die die Ver­
antwortung für die zu erlassende gerichtliche 
Entscheidung tragen, unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten der jeweiligen Rechtssa­
che sowohl die Erforderlichkeit einer Vorab­
entscheidung für den Erlaß ihres Urteils als 
auch die Erheblichkeit der von ihnen dem 
Gerichtshof vorgelegten Fragen zu beurtei­
len" 70. Dafür spricht auch der Umstand, daß 
das nationale Gericht, das allein über eine 
unmittelbare und genaue Kenntnis des Sach­
verhalts verfügt, am besten in der Lage ist, 
diese Fragen zu beurteilen 71. Wenn die von 
einem nationalen Gericht gestellten Fragen 
die Auslegung des Gemeinschaftsrechts 
betreffen, „ist der Gerichtshof daher grund­
sätzlich gehalten, darüber zu befinden"72. 
Gleichwohl zeigt sich, daß der Gerichtshof 
in verschiedenen Fällen Ausnahmen von die­
sem Grundsatz zugelassen und es abgelehnt 
hat, auf einige der oder alle vorgelegten Fra­
gen zu antworten 73. 

70. Unternimmt man den Versuch einer 
Systematisierung, kommt man zu dem 
Ergebnis, daß sich dabei verschiedene Grup­
pen von Fällen unterscheiden lassen. Ich 
neige zu der Auffassung, daß man dabei im 
wesentlichen drei Fallgruppen unterscheiden 
kann. Dabei handelt es sich erstens um dieje­
nigen Fälle, in denen das vorlegende Gericht 
dem Gerichtshof nicht alle Informationen 
zur Verfügung gestellt hat, die dieser benö­
tigt, um eine sachdienliche Entscheidung 
erlassen zu können. Der Gerichtshof hat 

69 — Anikei 177 Absatz 3 EG-Vertrag, der die Verpflichtung 
letztinstanzlicher Gerichte zur Einholung einer Vorabent-
scheidung des Gerichtshofes zum Gegenstand hat, ist für 
den vorliegenden Fall ohne Bedeutung. 

70 •— So zum Beispiel das Urteil vom 3. März 1994 in den ver­
bundenen Rechtssachen C-332/92, C-333/92 und 
C-335/92 (Eurico Italia u. a., Sig. 1994, I-711, Randnr. 17). 

71 — Ständige Rechtsprechung, vgl. etwa das Urteil vom 29. 
November 1978 in der Rechtssache 83/78 (Pigs Marketing 
Board, Slg. 1978, 2347, Randnr. 25). 

72 — Siehe etwa das Urteil vom 8. November 1990 in der Rechts­
sache C-231/89 (Gmurzynska-Bschcr, Slg. 1990, I-4003, 
Randnr. 20). 

73 — Ein Beispiel für den erstgenannten Fall ¡st das Urteil vom 
17. Mai 1994 in der Rechtssache C-18/93 (Corsica Ferries, 
Slg. 1994, I-1783), wo der Gerichtshof nur einen Teil der 
vorgelegten Fragen beantwortete (a. a. O., Randnr. 16). 
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zweitens in einer Reihe von Fällen die Beant­
wortung der vorgelegten Fragen abgelehnt, 
in denen diese offensichtlich keinen Zusam­
menhang mit dem Ausgangsrechtsstreit auf­
wiesen. Schließlich sind drittens die Fälle zu 
nennen, in denen der Gerichtshof das Vorab­
entscheidungsersuchen zurückwies, da er der 
Auffassung war, daß der nationale Richter 
das Verfahren des Artikels 177 mißbrauchte. 
Ich rechne dabei zu dieser letzten Gruppe 
auch diejenigen Fälle, in denen der Gerichts­
hof die Ansicht vertrat, daß es sich bei den 
Vorlagefragen um allgemeine oder hypotheti­
sche Fragen handelte. Über die Einteilung 
läßt sich freilich streiten, insbesondere da die 
Grenzen zwischen den beiden letzten der 
von mir unterschiedenen Gruppen fließend 
sind. So könnte man durchaus der Ansicht 
sein, die zuletzt genannten Fälle sollten der 
zweiten Fallgruppe zugeordnet werden. Mir 
erscheint die hier gewählte Einteilung jedoch 
aus Gründen, die ich später noch darlegen 
werde, sinnvoller. 

71. Die Antwort auf die Frage nach der 
Zulässigkeit der von der Cour d'appel Lüt­
tich im vorliegenden Verfahren gestellten 
Fragen macht es meines Erachtens erforder­
lich, zunächst die bisherige Rechtsprechung 
des Gerichtshofes auf diesem Gebiet zu 
durchleuchten. Ich werde dabei die eben vor­
gestellte Einteilung zugrunde legen. 

72. Die erste der genannten Gruppen hat 
erst in der jüngsten Vergangenheit größere 
Bedeutung erlangt. Der Gerichtshof hat zwar 
schon früher darauf hingewiesen, daß die 
„Notwendigkeit, zu einer dem nationalen 
Gericht nützlichen Auslegung des Gemein­
schaftsrechts zu gelangen", es erforderlich 
macht, daß dem Gerichtshof der rechtliche 
und tatsächliche Rahmen dargelegt wird, in 
den sich die erbetene Auslegung einfügen 

soll 74. Um es dem Gerichtshof zu ermögli­
chen, die ihm gestellte Aufgabe zu erfüllen, 
sei es „unerläßlich, daß die nationalen 
Gerichte die Gründe darlegen, aus denen sie 
eine Beantwortung ihrer Fragen für entschei­
dungserheblich halten, falls sich diese 
Gründe nicht eindeutig aus den Akten erge­
ben" 75. In Fällen, in denen die danach erfor­
derlichen Angaben nicht gemacht worden 
waren, hat der Gerichtshof erklärt, daß er 
sich zu einer sachgerechten Beantwortung 
der vorgelegten Fragen außerstande sehe 76. 

73. Dieser Gesichtspunkt hat aber erst seit 
dem Urteil des Gerichtshofes vom 26. Januar 
1993 in der Sache Telemarsicabruzzo 77 grö­
ßere Bedeutung erlangt. Der Gerichtshof 
knüpfte dort an die frühere Rechtsprechung 
an, indem er ausführte, „daß die Notwendig­
keit, zu einer dem nationalen Gericht nützli­
chen Auslegung des Gemeinschaftsrechts zu 
gelangen, es erforderlich macht, daß dieses 
Gericht den tatsächlichen und rechtlichen 
Rahmen, in den sich die von ihm gestellten 
Fragen einfügen, festlegt oder zumindest die 
tatsächlichen Annahmen erläutert, auf denen 
diese Fragen beruhen" 78. Der Gerichtshof 
betonte, daß dies in besonderem Maße für 
den Bereich des Wettbewerbsrechts gelte, das 
„durch komplexe tatsächliche und rechtliche 
Verhältnisse gekennzeichnet" sei. Da die 
Vorlagebeschlüsse insoweit keine Angaben 
enthielten, lehnte der Gerichtshof die Beant­
wortung der Vorlagefragen ab 79. 

74 — Vgl. etwa das Urteil vom 12. Juli 1979 in der Rechtssache 
244/78 (Union Laitière Normande, Sig. 1979, 2663, Rand-
nr. 5) und das Urteil vom 10. März 1981 in den verbunde­
nen Rechtssachen 36/80 und 71/80 (Irish Creamery Milk 
Suppliers Association, Slg. 1981, 735, Randnr. 6). 

75 — Urteil vom 16. Dezember 1981 in der Rechtssache 
244/80 (Foglia/Novello, Sig. 1981, 3045, Randnr. 17). Das 
hier aufgestellte Erfordernis wird verständlich, wenn man 
sich die Fälle der zweiten der von mir gebildeten Fallgrup­
pen vor Augen führt. 

76 — Urteil vom 3. Februar 1977 in der Rechtssache 
52/76 (Benedetti/Munari, Slg. 1977, 163, Randnr. 22), hin­
sichtlich eines Teils der Vorlagefragen. 

77 — Urteil vom 26. Januar 1993 in den verbundenen Rechtssa­
chen C-320/90, C-321/90 und C-322/90 (Telemarsicabruz­
zo u. a., Slg. 1993, 1-393). 

78 — A. a. O. (Fußnote 77), Randnr. 6. 

79 — A. a. O. (Fußnote 77), Randnrn. 7 bis 10. 
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Es ist kaum zu verkennen, daß der Gerichts­
hof damit dem Ratschlag seines Generalan­
walts folgte, der eine „etwas restriktivere 
Haltung seitens des Gerichtshofes" hinsicht­
lich der Frage nach den an Vorabentschei­
dungsersuchen zu stellenden Anforderungen 
empfohlen hatte 80. 

74. Der Gerichtshof hat diese Auffassung 
seither in mehreren Entscheidungen bekräf­
tigt 81. Er hat dabei zugleich daran erinnert, 
daß dieses Erfordernis nicht nur dem 
Gerichtshof sachdienliche Antworten erlau­
ben, sondern auch den Mitgliedstaaten und 
den anderen Beteiligten die Möglichkeit 
geben soll, von ihrem in Artikel 20 der 
EWG-Satzung des Gerichtshofes festge­
schriebenen Recht, Erklärungen abzugeben, 
in sinnvoller Weise Gebrauch zu machen 82. 

75. Der allen diesen Fällen zugrunde lie­
gende Gedanke leuchtet ein. Der Gerichtshof 
kann die von einem nationalen Gericht vor­
gelegten Fragen in aller Regel nur dann sinn­
voll beantworten, wenn er die Umstände des 
Ausgangsrechtsstreits kennt. Allerdings bin 
ich der Auffassung, daß dabei eine wohlwol­
lende Betrachtungsweise geboten ist. Eine 

Zurückweisung eines Vorabentscheidungser­
suchens wegen mangelhafter Darlegung des 
tatsächlichen und rechtlichen Hintergrundes 
sollte daher auf Ausnahmefälle beschränkt 
bleiben. In manchen der hier zitierten Fälle 
scheint mir der Gerichtshof einen unange­
messen strengen Maßstab angelegt zu haben. 

76. Der erste der Fälle, die der zweiten Fall­
gruppe zuzurechnen sind, ist das Urteil des 
Gerichtshofes vom 16. Juni 1981 im Fall 
Salonia 83. Der Gerichtshof wies in dieser 
Entscheidung darauf hin, daß Artikel 
177 von einer „Idaren Zuständigkeitsvertei­
lung zwischen den staatlichen Gerichten und 
dem Gerichtshof" ausgehe und es letzterem 
nicht gestatte, die Gründe eines Vorabent­
scheidungsersuchens zu beanstanden. Der 
Gerichtshof fuhr dann wie folgt fort: 

„Daher kann der Gerichtshof die Entschei­
dung über ein von einem nationalen Gericht 
vorgelegtes Ersuchen nur dann ablehnen, 
wenn offensichtlich kein Zusammenhang 
zwischen der von diesem Gericht erbetenen 
Auslegung des Gemeinschaftsrechts oder 
Prüfung der Gültigkeit einer Vorschrift des 
Gemeinschaftsrechts und der Wirklichkeit 
und dem Gegenstand des Ausgangsrechts­
streits besteht" 84. 

77. Im Fall Salonia waren diese Vorausset­
zungen nicht erfüllt, so daß der Gerichtshof 
die vorgelegten Fragen beantwortete. Anders 

80 — Schlußanträge von Generalanwalt Gulmann vom 6. Okto­
ber 1992 in den verbundenen Rechtssachen C-320/90, 
C-321/90 und C-322/90, a. a. O. (Slg. 1993, I-409, 417). 

81 — Beschluß vom 19. März 1993 in der Rechtssache 
C-157/92 (Banchero, Slg. 1993, I-10S5, Randnrn. 4 ff.); 
Beschluß vom 26. April 1993 in der Rechtssache 
C-386/92 (Monin Automobiles, Slg. 1993,1-2049, Randnrn. 
6 ff.); Beschluß vom 9. August 1994 in der Rechtssache 
C-378/93 (La Pyramide, Slg. 1994, I-3999, Randnrn. 14 ff.); 
Beschluß vom 23. März 1995 in der Rechtssache 
C-458/93 (Saddik, Slg. 1995, 1-511, Randnr. 12); Beschluß 
vom 7. April 1995 in der Rechtssache C-167/94 (Grau 
Gomis, Slg. 1995, I-1023, Randnr. 8). Siehe aber auch das 
Urteil vom 3. März 1994 in der Rechtssache 
C-316/93 (Vaneetvcld, Slg. 1994, I-763), wo die Schärfe die­
ses Grundsatzes für einen beschränkten Bereich abgemil­
dert wurde (a. a. O., Randnrn. 13 und 14). 

82 —· Siehe den Beschluß in der Sache Saddik, a. a. O. (Fußnote 
81), Randnr. 10, und den Beschluß in der Sache Grau 
Gomis, a. a. O. (Fußnote 81), Randnr. 10, jeweils mit Hin­
weis auf ältere Rechtsprechung. 

83 — Urteil vom 16. Juni 1981 in der Rechtssache 
126/80 (Salonia/Poidomani und Giglio, Slg. 1981, 1563). 

84 — A. a. O. (Fußnote 83), Randnr. 6 (Hervorhebung von mir). 
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verhielt es sich in der im Jahre 1990 entschie­
denen Sache Falciola 85, die hier stellvertre­
tend für diese Fallgruppe kurz betrachtet 
werden soll. Der Ausgangsrechtsstreit betraf 
ein Straßenbauprojekt, das nach den Anga­
ben des vorlegenden Gerichts in den Anwen­
dungsbereich bestimmter EG-Richtlinien 
über öffentliche Bauaufträge fiel. Die Vorla­
gefragen wiesen keinen erkennbaren Bezug 
zum Ausgangsrechtsstreit auf. Aus den 
Gründen des Vorlagebeschlusses ging hervor, 
daß dieser letztlich auf eine Entscheidung 
des Gerichtshofes darüber abzielte, ob die 
italienischen Gerichte nach dem Erlaß des 
italienischen Gesetzes Nr. 117/88 vom 13. 
April 1988 über den Ersatz der von Richtern 
in Ausübung ihres Amtes verursachten Schä­
den und über die zivilrechtliche Haftung von 
Richtern noch die vom Gemeinschaftsrecht 
möglicherweise geforderten Garantien dafür 
boten, daß sie ihre gemeinschaftsrechtlichen 
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen konn­
ten 86. Der Gerichtshof kam zu dem Ergeb­
nis, daß es dem italienischen Gericht ledig­
lich um die „psychologischen Reaktionen" 
ging, die der Erlaß des genannten Gesetzes 
bei bestimmten Richtern möglicherweise 
auslösen konnte. Da offensichtlich kein 
Zusammenhang mit dem Gemeinschaftsrecht 
bestand, erklärte sich der Gerichtshof als für 
die Beantwortung der gestellten Fragen nicht 
zuständig 87. 

78. Der Gerichtshof hat die oben zitierten 
Erwägungen des Urteils Salonia nicht nur in 
der Sache Falciola, sondern auch in einer 

Vielzahl weiterer Fälle wiederholt und 
bekräftigt 88. 

79. Allerdings ist festzustellen, daß der 
Gerichtshof in einer Reihe weiterer Ent­
scheidungen lediglich darauf abgestellt hat, 
ob „kein Zusammenhang" zwischen der 
erbetenen Auslegung des Gemeinschafts­
rechts und dem Ausgangsverfahren 
besteht 89. Die Zahl dieser Entscheidungen 
legt den Schluß nahe, daß der Gerichtshof 
dort jeweils bewußt auf das zusätzliche 
Merkmal verzichtet hat, wonach das Fehlen 
des Zusammenhangs offensichtlich sein muß. 
Ob dies tatsächlich der Fall war, erscheint 
allerdings aus mehreren Gründen zweifel­
haft. Zum einen berufen sich alle diese 
Urteile auf die Entscheidung im Falle Salo­
nia, in der die Möglichkeit, eine Vorlagefrage 
nicht zu beantworten, gerade vom Vorliegen 
dieses zusätzlichen Merkmals abhängig 
gemacht wurde. Zum anderen hat der 
Gerichtshof in einem Beschluß vom 16. Mai 
1994 unter ausdrücklichem Hinweis auf das 
Urteil Salonia und den Beschluß Falciola von 
einer „gefestigten Rechtsprechung" gespro­
chen 90. Schließlich läßt sich keine zeitliche 
Reihenfolge erkennen. Entscheidungen, in 

85 — Beschluß vom 26. Januar 1990 in der Rechtssache 
C-286/88 (Falciola, Sig. 1990,1-191). 

86 — Vgl. die Schilderung in dem Beschluß, a. a. O. (Fußnote 85), 
Randnr. 5. 

87 — A. a. O. (Fußnote 85), Randnrn. 8 ff. 

88 — Vgl. das Urteil vom 26. September 1985 in der Rechtssache 
166/84 (Thomasdünger/Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main, Slg. 1985, 3001, Randnr. 11); Urteil vom 18. Oktober 
1990 in den verbundenen Rechtssachen C-297/88 und 
C-197/89 (Dzodzi, Slg. 1990, 1-3763, Randnr. 40); Urteil 
Gmurzynska-Bscher, a. a. O. (Fußnote 72), Randnr. 23; 
Urteil vom 11. Juli 1991 in der Rechtssache C-368/89 (Cris-
poltoni, Slg. 1991, 1-3695, Randnr. 11); Urteil vom 28. 
November 1991 in der Rechtssache C-186/90 (Durighello, 
Slg. 1991,1-5773, Randnr. 9); Urteil vom 16. Juli 1992 in der 
Rechtssache C-67/91 (Asociación Española de Banca Pri­
vada u. a., Slg. 1992,1-4785, Randnr. 26); Urteil Eurico Ita­
lia, a. a. O. (Fußnote 70), Randnr. 17. In diesen Zusammen­
hang gehört auch der Beschluß vom 16. Mai 1994 in der 
Rechtssache C-428/93 (Monin Automobiiles [II], Slg. 1994, 
I-1707), wo der Gerichtshof unter Hinweis auf das Urteil 
Salonia und den Beschluß Falciola ausführte, daß er für die 
Beantwortung der vorgelegten Fragen „offensichtlich" 
unzuständig sei (a. a. O., Randnr. 16). Ebenfalls hierher 
gehört das Urteil vom 16. September 1982 in der Rechtssa­
che 132/81 (Vlaeminck, Slg. 1982, 2953), wo das vorlegende 
Gericht irrtümlich angenommen hatte, gemeinschaftsrecht­
liche Vorschriften seien anwendbar. 

89 — Urteil vom 16. Juli 1992 in der Rechtssache C-343/90 (Dias, 
Slg. 1992, 1-4673, Randnr. 18); Urteil Corsica Ferries, 
a. a. O. (Fußnote 73), Randnr. 14, und Beschluß La Pyra­
mide, a. a. O. (Fußnote 81), Randnr. 12. 

90 — Beschluß Monin (II), a. a. O. (Fußnote 88), Randnr. 16. 
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denen dieses Kriterium genannt wird, wech­
seln mit Entscheidungen ab, in denen sich 
kein solcher Hinweis findet. 

80. In jedem Fall ist darauf hinzuweisen, daß 
allein die Auffassung, wonach der Gerichts­
hof nur dann berechtigt ist, ein Vorlageersu­
chen zurückzuweisen, wenn es ganz 
offensichtlich keinen Bezug zum Ausgangs­
verfahren hat, akzeptabel erscheint. Es ist 
daran zu erinnern, daß sich die Praxis des 
Gerichtshofes nicht auf den Wortlaut des 
Artikels 177 stützen läßt. Wie das Urteil 
Salonia zu Recht feststellt, ist diese Bestim­
mung von einer „klaren Zuständigkeitsver­
teilung" zwischen Gerichtshof und nationa­
len Gerichten gekennzeichnet. Eine 
Überprüfung der Erforderlichkeit einer Vor­
abentscheidung durch den Gerichtshof kann 
daher — wenn überhaupt — nur ausnahms­
weise stattfinden. Dazu ist es erforderlich, 
daß diese Befugnis des Gerichtshofes auf 
Fälle beschränkt wird, in denen es 
offensichtlich an einem Zusammenhang zwi­
schen dem Ausgangsverfahren und den Vor­
lagefragen fehlt. Würde man allein auf das 
objektive Fehlen eines solchen Zusammen­
hangs abstellen, würde die in Artikel 
177 vorgesehene Verteilung der Zuständig­
keiten in ihr Gegenteil verkehrt. Dies halte 
ich nicht für akzeptabel. 

81. Am Anfang der dritten Fallgruppe 
schließlich stehen die Entscheidungen des 
Gerichtshofes im Fall Foglia/Novello. Das 
Ausgangsverfahren vor dem italienischen 
Gericht betraf einen Rechtsstreit zwischen 
einem italienischen Weinhändler und einer 
Kundin, die ebenfalls Italienerin war. Frau 
Novello hatte mit dem Weinhändler verein­
bart, daß die gekauften Kartons italienischen 
Likörweins nach Frankreich gesandt werden 

und daß von den italienischen oder französi­
schen Behörden erhobene Abgaben, die mit 
den Bestimmungen des EG-Vertrags über 
den freien Warenverkehr unvereinbar wären, 
nicht von ihr getragen werden sollten. Eine 
ähnliche Klausel wurde in den Vertrag zwi­
schen dem Weinhändler und der mit dem 
Transport beauftragten Firma aufgenommen. 
Die französischen Behörden erhoben auf die 
importierte Ware bestimmte Abgaben, die 
der Transporteur entrichtete und dem Wein­
händler in Rechnung stellte. Dieser klagte 
dann gegen Frau Novello auf Zahlung dieses 
Betrags. Das angerufene Gericht legte dem 
Gerichtshof mehrere Fragen zur Vereinbar­
keit der französischen Abgabenvorschriften 
mit dem EG-Vertrag vor. In seinem Urteil 
vom 11. März 1980 lehnte der Gerichtshof 
die Beantwortung dieser Fragen ab, wobei er 
insbesondere darauf hinwies, daß der „künst­
liche Charakter dieser Konstruktion" un­
übersehbar sei 91. 

82. Das nationale Gericht wandte sich dar­
aufhin erneut mit einem Ersuchen um Vor­
abentscheidung an den Gerichtshof. In sei­
nem daraufhin ergangenen Urteil 92 

bekräftigte der Gerichtshof seine Weigerung, 
die Vorlagefragen zu beantworten, und legte 
zugleich die Gründe für seine Haltung näher 
dar. 

Er ging dabei davon aus, daß grundsätzlich 
die nationalen Gerichte über die Notwendig­
keit einer Vorabentscheidung entscheiden 
und daß diese dabei über ein „Beurteilungs-

91 —Urteil vom 11. Marz. 1980 in der Rechtssache 
104/79 (Foglia/Novello, Slg. 1980, 745, Randnr. 10). 

92 — Urteil Foglia/Novello (II), n. n. O. (Fußnote 75). 
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ermessen" verfügen 93. Dabei gebe es jedoch 
bestimmte Grenzen: 

„Es muß nämlich hervorgehoben werden, 
daß Artikel 177 dem Gerichtshof nicht die 
Aufgabe zuweist, Gutachten zu allgemeinen 
oder hypothetischen Fragen abzugeben, son­
dern daß er nach dieser Vorschrift einen Bei­
trag zur Rechtspflege in den Mitgliedstaaten 
zu leisten hat. Daher wäre der Gerichtshof 
nicht für die Beantwortung von Auslegungs­
fragen zuständig, die ihm im Rahmen kon­
struierter Verfahren vorgelegt würden, mit 
deren Hilfe die Parteien den Gerichtshof zur 
Stellungnahme zu gemeinschaftsrechtlichen 
Fragen veranlassen wollen, deren Beantwor­
tung für die Entscheidung eines Rechtsstreits 
nicht objektiv erforderlich ist. Erklärt sich 
der Gerichtshof in einem solchen Fall für 
unzuständig, so wird damit in keiner Weise 
in die Befugnisse des nationalen Gerichts 
eingegriffen, sondern verhindert, daß das 
Verfahren nach Artikel 177 zu anderen als 
den diesem Verfahren eigenen Zwecken 
benutzt wird." 94 

Der Gerichtshof führte zudem aus, daß der 
Gerichtshof bei der Wahrnehmung der ihm 
in Artikel 177 übertragenen Aufgaben „nicht 
nur den Interessen der Parteien des Rechts­
streits, sondern auch den Belangen der 
Gemeinschaft und denen der Mitgliedstaa­
ten" Rechnung zu tragen habe. Er würde 
dem nicht gerecht werden, wenn er die Beur­
teilung der Notwendigkeit einer Vorabent­
scheidung, die das nationale Gericht vorge­
nommen habe, „in den Ausnahmefällen, in 
denen sie die ordnungsgemäße Wirkungs­
weise des in Artikel 177 vorgesehenen Ver­
fahrens beeinflussen könnte", unbesehen 

hinnehmen würde 95. Der „Geist der Zusam­
menarbeit", von dem Artikel 177 geprägt sei, 
verlange nämlich, „daß das innerstaatliche 
Gericht bei der Inanspruchnahme der durch 
Artikel 177 eröffneten Möglichkeiten auf die 
besondere Aufgabe Rücksicht nimmt, die der 
Gerichtshof in diesem Bereich erfüllt" 96. 

83. Die in dieser Entscheidung getroffene 
Feststellung, der Gerichtshof habe nach Arti­
kel 177 nicht die Aufgabe, zu allgemeinen 
oder hypothetischen Fragen Stellung zu neh­
men, ist seither vom Gerichtshof in mehre­
ren Urteilen wiederholt worden 97. Es ist 
jedoch darauf hinzuweisen, daß dieser 
Aspekt nur einen Teil der Erwägungen dar­
stellt, die der Gerichtshof in seinen Entschei­
dungen im Falle Foglia/Novello angestellt 
hat. Diesen Urteilen lag meines Erachtens 
letztlich die Erwägung zugrunde, daß das 
Verfahren des Artikels 177 nicht mißbraucht 
werden dürfe. Im konkreten Fall dürfte der 
Mißbrauch darin bestanden haben, daß die 
beteiligten Parteien allem Anschein nach ein­
vernehmlich versuchten, durch einen von 
ihnen konstruierten Rechtsstreit in einem in 
Italien geführten Verfahren die Vereinbarkeit 
französischer Vorschriften mit dem Gemein­
schaftsrecht in Frage zu stellen. 

84. Daß dieser Rechtsprechung tatsächlich 
der Gedanke des Rechtsmißbrauchs 
zugrunde liegt, ergibt sich besonders deutlich 
aus zwei bereits zitierten Urteilen aus dem 

93 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnrn. 15 bis 16. 

94 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnr. 18. 

95 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnr. 19. 

96 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnr. 20. 
97 — Vgl. Urteil vom 3. Februar 1983 in der Rechtssache 

149/82 (Robards/Insurance Officer, Sig. 1983, 171, Rand­
nr. 19); Urteil Lourenço Dias, a. a. O. (Fußnote 89), Rand­
nr. 17; Urteil vom 16. Juli 1992 in der Rechtssache 
C-83/91 (Meilicke, Slg. 1992, I-4871, Randnr. 25); Beschluß 
La Pyramide, a. a. O. (Fußnote 81), Randnr. 11; Beschluß 
Saddik, a. a. O. (Fußnote 81), Randnr. 17. 
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Jahre 1990, in denen zugleich die Rechtferti­
gung für die Fälle der zweiten Fallgruppe 
erwähnt wird. Im Urteil Gmurzynska-
Bscher etwa schränkte der Gerichtshof die 
grundsätzliche Feststellung, daß die nationa­
len Gerichte über die Notwendigkeit einer 
Vorabentscheidung zu befinden hätten, mit 
folgenen Worten ein: 

„Etwas anderes würde nur dann gelten, 
wenn feststünde, daß das Verfahren des Arti­
kels 177 EWG-Vertrag zweckwidrig ange­
wandt wurde und in Wirklichkeit der 
Gerichtshof mittels eines konstruierten 
Rechtsstreits zu einer Entscheidung veran­
laßt werden soll, oder wenn offensichtlich 
wäre, daß die Bestimmung des Gemein­
schaftsrechts, die dem Gerichtshof zur Aus­
legung vorgelegt worden ist, nicht anwend­
bar ist." 98 

Eine identische Aussage findet sich in dem 
Urteil Dzodzi 99. 

85. Es braucht nicht näher dargelegt zu wer­
den, daß diese Rechtsprechung im Prinzip 
keinen Bedenken begegnet. Wird das Verfah­
ren des Artikels 177 mißbraucht, kann der 
Gerichtshof eine Beantwortung der ihm vor­
gelegten Fragen ablehnen. Es ist jedoch 
jeweils sehr genau zu prüfen, ob tatsächlich 
ein solcher Mißbrauch vorliegt. 

3. Prüfung der Zulässigkeit der Vorlagefra­
gen der Cour d'appel Lüttich 

86. Betrachtet man die von der Cour d'appel 
Lüttich vorgelegten Fragen im Lichte der 
vorstehenden Überlegungen, so kann es 
wohl keinen vernünftigen Zweifel daran 
geben, daß die Fälle der ersten Fallgruppe 
hier nicht einschlägig sind, da dem nationa­
len Gericht keineswegs der Vorwurf gemacht 
werden kann, den Gerichtshof nicht über 
den tatsächlichen und rechtlichen Rahmen 
informiert zu haben, in den sich die von ihm 
gestellten Fragen einfügen. 

87. Der Vorlagebeschluß umfaßt gut achtzig 
eng beschriebene Seiten. Darin werden nicht 
nur die tatsächlichen Umstände des Verfah­
rens ausführlich beschrieben, sondern auch 
die rechtlichen Erwägungen dargelegt, die 
das nationale Gericht dazu bewogen haben, 
die Klagen für zulässig anzusehen und Vorla­
gefragen an den Gerichtshof zu richten. 
Wenige Vorlagebeschlüsse nationaler 
Gerichte sind so gründlich und ausführlich 
ausgearbeitet wie dieser. 

88. Es ist allerdings richtig, daß sich dieser 
Vorlagebeschluß vorwiegend mit Fragen 
beschäftigt, die das Transfersystem betreffen. 
Die Problematik der Ausländerklauseln wird 
hingegen relativ kurz behandelt. Trotz dieser 
Kürze sind die wesentlichen Punkte der 
Argumentation des vorlegenden Gerichts 
jedoch deutlich erkennbar. Diese lassen sich 
wie folgt wiedergeben: Der entsprechende 
Teil der Klage von Herrn Bosman zielt dar­
auf ab, feststellen zu lassen, daß diese Aus­
länderklauseln ungültig beziehungsweise auf 
ihn nicht anwendbar sind. Dieser Antrag 
stützt sich auf die Behauptung, daß sich aus 
der Existenz dieser Klauseln für Herrn Bos­
man eine schwerwiegende Bedrohung für 

98 — A. a. O. (Fußnote 72), Randnr. 23. 
99 — A. a. O. (Fußnote 88), Randnr. 40. In der deutschen Fas­

sung ist dort freilich anstelle eines „konstruierten" von 
einem „fiktiven" Rechtsstreit die Rede. 
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seine zukünftige Karriere ergebe. Die Zuläs-
sigkeit dieses Antrags ist nach Ansicht der 
Cour d'appel Lüttich nach der Lage zu beur­
teilen, die existierte, als der Antrag einge­
reicht wurde. Zu diesem Zeitpunkt erfüllte 
Herr Bosman nach der Auffassung des vorle­
genden Gerichts die Bedingungen, die für die 
Zulässigkeit einer Klage nach Artikel 18 des 
belgischen Code judiciaire erforderlich sind, 
da nicht ausgeschlossen werden konnte, daß 
er nach Ablauf seines Vertrages mit dem 
Klub in Réunion einen neuen Verein in der 
Gemeinschaft außerhalb Belgiens finden 
würde. Daher hielt das nationale Gericht die 
Klage insoweit für zulässig. 

Nach Ansicht des Gerichts war es folglich 
möglich, daß Herr Bosman sich einen aus­
ländischen Klub innerhalb der Gemeinschaft 
suchen würde. Die Ausländerklauseln wür­
den sich bei dieser Suche als Hindernis 
erweisen. Herr Bosman hatte daher dieser 
Ansicht zufolge ein Interesse daran, bereits 
vorab feststellen zu lassen, daß diese Klau­
seln auf ihn nicht angewendet werden durf­
ten. Zu diesem Zwecke war eine Vorabent­
scheidung des Gerichtshofes einzuholen, da 
die Vereinbarkeit der Ausländerklauseln mit 
dem Gemeinschaftsrecht noch nicht vollstän­
dig geklärt war. 

89. Diese Erwägungen sind knapp gehalten, 
erlauben es aber ohne weiteres, den Gedan­
kengang des nationalen Gerichts nachzuvoll-
ziehen. Allein darauf kommt es hier an. Ob 
die Ansicht des nationalen Gerichts richtig 
oder auch nur plausibel ist, spielt im vorlie­
genden Zusammenhang keine Rolle. Der 

Gerichtshof muß lediglich in die Lage ver­
setzt werden, in Kenntnis der Umstände des 
Aus gangs Verfahrens eine sachdienliche Vor­
abentscheidung zu erlassen. Dies erlaubt ihm 
der Vorlagebeschluß meines Erachtens. 

90. Schwieriger zu beurteilen ist die Frage, 
ob die Zulässigkeit des Ersuchens um Vorab­
entscheidung möglicherweise vor dem Hin­
tergrund der Fälle der zweiten Fallgruppe 
Bedenken begegnet. Es geht also mit anderen 
Worten um die Frage, ob die Vorlagefragen 
offensichtlich keinen Zusammenhang mit 
„der Wirklichkeit und dem Gegenstand des 
Ausgangsrechtsstreits" haben. Diese Schwie­
rigkeit stellt sich allerdings nur für die zweite 
Frage. Die Versuche der UEFA und der 
URBSFA, die Zulässigkeit der ersten Vorla­
gefrage in Zweifel zu ziehen, überzeugen 
nicht. Ob der Transfer von Herrn Bosman 
zur US Dünkirchen zustande gekommen 
wäre, wenn die angeblich anwendbaren Vor­
schriften der UEFA zutreffend angewandt 
worden wären, spielt für den vorliegenden 
Fall keine ausschlaggebende Rolle. Diese 
Frage betrifft allenfalls die Entscheidung der 
Frage, wer unmittelbar für das Scheitern die­
ses Wechsels verantwortlich zu machen ist. 
Herr Bosman hat jedoch die weitergehende 
Frage aufgeworfen, ob diese Transferrege­
lung als solche rechtmäßig ist. Für die Ent­
scheidung dieser Frage ist eine Vorabent­
scheidung des Gerichtshofes zweifellos 
notwendig. Sollte es sich erweisen, daß die 
Transferregeln rechtswidrig sind, wird dies 
die Entscheidung des nationalen Gerichts 
beeinflussen. Ein Zusammenhang zwischen 
der mit der ersten Vorlagefrage erbetenen 
Auslegung des Gemeinschaftsrechts und dem 
Ausgangsrechtsstreit liegt daher sicherlich 
vor. 
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91. Auch die zweite Vorlagefrage steht im 
Zusammenhang mit dem „Gegenstand" des 
Ausgangsrechtsstreits. Dieser wird von den 
Anträgen des Klägers bestimmt. Im Verfah­
ren vor den nationalen Gerichten hat der 
Kläger die Feststellung beantragt, daß die 
Ausländerklauseln auf ihn nicht anwendbar 
sind. Dieser Antrag stützt sich auf die 
Behauptung, diese Ausländerklauseln ver­
stießen gegen das Gemeinschaftsrecht. Es ist 
mir nicht ersichtlich, wie man angesichts die­
ser Umstände daran zweifeln könnte, daß 
zwischen der erbetenen Auslegung des 
Gemeinschaftsrechts und dem Ausgangs­
rechtsstreit ein Zusammenhang besteht. 

92. Ein Blick auf die bisherigen Entschei­
dungen, in denen der Gerichtshof in solchen 
Fällen die Beantwortung ihm vorgelegter 
Fragen ablehnte, bestätigt dies meines Erach-
tens. Der dem Beschluß in der Sache Falciola 
zugrunde liegende Sachverhalt wurde bereits 
geschildert 100. Dort war ohne weiteres 
erkennbar, daß die Vorlagefragen mit dem 
Ausgangsverfahren nichts zu tun hatten. 
Dies ist hier nicht der Fall, wie ich schon 
ausgeführt habe. Im Falle Lourenço Dias 101 

ging es in dem Verfahren vor dem vorlegen­
den portugiesischen Gericht um ein 
1989 gebautes, aus Frankreich importiertes 
Neufahrzeug. Der Gerichtshof lehnte es ab, 
sechs der acht vorgelegten Fragen zu beant­
worten, da sie „offensichtlich keinerlei Bezug 
zu dem Sachverhalt aufweisen, der dem Aus­
gangsrechtsstreit zugrunde liegt" 102. Zwei 
Beispiele mögen genügen, um dies zu ver­
deutlichen. Die erste Vorlagefrage bezog sich 
auf den Import von Gebrauchtwagen, wäh­
rend es in der siebten Vorlagefrage um Kraft­
fahrzeuge ging, die vor dem Jahre 
1951 gebaut worden waren 103. Im vorliegen­

den Fall ist hingegen nicht zu verkennen, daß 
die vorgelegten Fragen sich auf den Sachver­
halt beziehen, der von dem vorlegenden 
Gericht zu würdigen war. In seinem zweiten 
Beschluß in der Rechtssache Monin stellte 
der Gerichtshof fest, daß die vorgelegten 
Fragen nur für eine eventuelle Haftungsklage 
gegen die französische Verwaltung und für 
eine Klage vor der französischen Wettbe-
werbsbehörde Bedeutung haben konnten. 
Der vorlegende Richter hatte jedoch ledig­
lich bestimmte Aufgaben im Rahmen des 
Konkursverfahrens wahrzunehmen. Keine 
der beiden erwähnten Klagen war vor ihm 
erhoben worden oder konnte vor ihm erho­
ben werden. Der vorlegende Richter hatte 
daher nicht die Aufgabe, die Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts, um die es ging, anzu­
wenden 104. Im vorliegenden Fall hat das 
nationale Gericht hingegen gerade festge­
stellt, daß es zur Entscheidung des ihm vor­
gelegten Rechtsstreits zuständig ist. Noch 
wichtiger erscheint in diesem Zusammen­
hang das Urteil in der Sache Corsica Fer­
nes 105. Der Gerichtshof stellte dort fest, daß 
die Kommission zu Recht bemerkt habe, daß 
sich der Antrag, über den das vorlegende 
Gericht zu entscheiden habe, nur auf 
bestimmte Sachverhalte beziehe. Aus diesem 
Grunde wurden diejenigen Vorlagefragen, 
die sich auf andere Sachverhalte bezogen, 
zurückgewiesen 106. Wie ich schon mehrmals 
erwähnt habe, beantragt Herr Bosman 
jedoch im Verfahren vor den nationalen 
Gerichten gerade, die Ausländerklauseln für 
auf ihn nicht anwendbar zu erklären. Der 
Beschluß in der Sache La Pyramide ist sehr 
knapp formuliert, doch scheint die Begrün­
dung derjenigen zu entsprechen, die der 
Gerichtshof im Falle Corsica Fernes 
gebrauchte 107. 

100 — Vgl. oben, Nr. 77. 
101 — A. a. O. (Fußnote 89). 
102 — A. a. O. (Fußnote 89), Randnr. 42. 
103 — A. a. O. (Fußnote 89), Randnrn. 24 bis 25 und Randnrn. 

40 bis 41. 

104 — A. a. O. (Fußnote 88), Randnrn. 12 bis 15. 
105 — A. a. O. (Fußnote 73). 
106 — A. a. O. (Fußnote 73), Randnrn. 15 bis 16. 
107 — A. a. O. (Fußnote 81), Randnr. 17. 
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93. An einem Zusammenhang zwischen der 
zweiten Vorlagefrage und dem Gegenstand 
des Ausgangsverfahrens fehlt es demnach 
meines Erachtens nicht. Selbst wenn man 
jedoch dem nicht folgen wollte, wäre zu 
beachten, daß eine Zurückweisung der Vor­
lagefrage nur in Frage käme, wenn es 
offensichtlich an einem solchen Zusammen­
hang fehlte. Davon jedenfalls kann nach dem 
oben Gesagten keine Rede sein. 

94. In den Begründungen der dieser Fall­
gruppe zuzurechnenden Entscheidungen 
wird allerdings nicht nur auf das Fehlen 
eines Zusammenhangs zwischen der erbete­
nen Auslegung des Gemeinschaftsrechts und 
dem Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits 
abgestellt, sondern zugleich erwähnt, daß ein 
solcher Zusammenhang auch hinsichtlich der 
Wirklichkeit des Ausgangsverfahrens beste­
hen müsse 108. Diese Erwägung, die für die 
oben erörterten Urteile dieser Fallgruppe 
keine Rolle gespielt hat, knüpft ersichtlich an 
die Begründung an, die der Gerichtshof in 
Urteilen der dritten Fallgruppe verwendet 
hat. Die Frage nach der „Wirklichkeit" eines 
Rechtsstreits kann nämlich nur bedeuten, 
daß zu prüfen ist, ob nicht im Grunde ein 
fiktiver oder konstruierter Rechtsstreit vor­
liegt. Darauf werde ich sogleich eingehen, 
wenn ich die Relevanz der Urteile der dritten 
Fallgruppe für das vorliegende Verfahren 
erörtere. 

95. Zuvor sind jedoch noch die auf die Ent­
scheidung der Cour de cassation vom 30. 
März 1995 gestützten Einwände zu behan­
deln, deren Erörterung mir an dieser Stelle 
am sinnvollsten scheint. Die von der franzö­
sischen Regierung vorgetragene Erwägung, 
die zweite Vorlagefrage habe sich möglicher­

weise aufgrund dieser Entscheidung erledigt, 
hält der Nachprüfung nicht stand. Diese 
Vorlagefrage war nicht unmittelbar Gegen­
stand des Kassationsverfahrens und ist daher 
von der Cour de cassation nicht erörtert 
worden. In den Gründen dieser Entschei­
dung legt das Gericht seine Auffassung dar, 
wonach die Cour d'appel Lüttich in ihrem 
Urteil vom 1. Oktober 1993 nicht festgestellt 
habe, daß der Antrag von Herrn Bosman auf 
Feststellung der Nichtanwendbarkeit der 
Ausländerregel der URBSFA auf seine Per­
son zulässig sei. Darin kann durchaus eine 
Korrektur des Urteils des vorlegenden 
Gerichts gesehen werden, da dieses — wie 
bereits erwähnt — sämtliche Klagen als 
zulässig angesehen hatte. Meines Erachtens 
beschränkt sich die Entscheidung jedoch 
insoweit auf die Berichtigung eines mögli­
chen Versehens der Cour d'appel Lüttich. 
Die Ausländerklausel des belgischen Verban­
des kann Herrn Bosman als belgischen 
Staatsangehörigen in der Tat in keiner Weise 
in seinen Rechten tangieren. Dies hat jedoch 
für die Beurteilung der den Ausländerklau­
seln geltenden zweiten Vorlagefrage keine 
Konsequenzen, da Herr Bosman einen ent­
sprechenden Antrag auf Feststellung der 
Nichtanwendbarkeit auch gegen die UEFA 
gestellt hat und dieser Antrag die UEFA-
Regeln oder die auf ihnen beruhenden 
Regeln der nationalen Verbände betraf. 

96. Wenden wir uns nun den Fällen der drit­
ten Fallgruppe zu, die für die Frage der 
Zulässigkeit der Vorlagefragen von entschei­
dender Bedeutung sind. Wie bereits erwähnt, 
ist eine Reihe von Verfahrensbeteiligten der 
Ansicht, mit der zweiten Vorlagefrage würde 
versucht, den Gerichtshof zu bewegen, zu 
allgemeinen oder hypothetischen Fragen 
Stellung zu nehmen. Die UEFA und die 
URBSFA machen zudem geltend, es handele 
sich hier um einen fiktiven oder konstruier­
ten Rechtsstreit. 108 — Siehe oben, Nr. 76. 
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97. Es ist nicht zu übersehen, daß sowohl 
der einen wie der anderen Ansicht eine 
gewisse Berechtigung nicht abzusprechen ist. 
Dies gilt allerdings nur für die zweite Vorla­
gefrage. Was die Frage nach der Vereinbar­
keit des Transfersystems mit dem Gemein­
schaftsrecht anlangt, kann kein Zweifel daran 
bestehen, daß Herr Bosman ein Anliegen 
verfolgt, das ebenso legitim wie verständlich 
ist. Herr Bosman hat durch die — zutref­
fende oder unrichtige — Anwendung der 
Transferregeln einen Schaden erlitten, dessen 
Wiedergutmachung er vor den nationalen 
Gerichten erstreiten möchte. Daß er dabei 
zugleich die Rechtmäßigkeit des Transfersy­
stems als solche in Frage stellt, ist sein gutes 
Recht. 

Weniger einleuchtend ist hingegen, warum er 
auch gegen die Ausländerklauseln zu Felde 
zieht. Es ist nicht ersichtlich, daß Herr Bos­
man bisher durch die Anwendung dieser 
Klauseln in einem konkreten Fall hinsicht­
lich der Ausübung seines Berufs als Fußball­
spieler behindert worden wäre. Es ist zu 
Recht darauf hingewiesen worden, daß er 
bereits bei Vereinen im Ausland gespielt hat. 
Seine Schwierigkeiten, nach den Vorkomm­
nissen im Sommer 1990 einen neuen Verein 
zu finden, dürften — von anderen Umstän­
den abgesehen — weniger auf seine Staatsan­
gehörigkeit als vielmehr auf den Boykott 
zurückzuführen sein, der gegen ihn gerichtet 
gewesen zu sein scheint. Man könnte daher 
durchaus den Standpunkt vertreten, daß die 
Möglichkeit, Herr Bosman könnte durch die 
Anwendung dieser Ausländerklauseln in 
Zukunft einen Nachteil erleiden, durchaus 
fraglich und rein hypothetischer Natur sei. 

Außerdem ist bemerkenswert, daß die Frage 
nach etwaigen aus der Anwendung der Aus­
länderklauseln resultierenden Nachteilen 
weder in der ursprünglich erhobenen Klage 
noch in dem Verfahren der einstweiligen 

Anordnung eine Rolle spielte. Es scheint, 
daß diese Frage erst mit der im August 
1991 von Herrn Bosman erhobenen Klage 
bedeutsam wurde. Die Erwägungen, mit 
denen das vorlegende Gericht seine Auffas­
sung zu begründen sucht, wonach diese 
Frage bereits von Anfang an in den Anträgen 
von Herrn Bosman angelegt gewesen sei, 
scheinen mir nicht über jeden Zweifel erha­
ben. 

98. Der Gerichtshof könnte daher auf der 
Grundlage seiner bisherigen Rechtsprechung 
durchaus zu dem Ergebnis gelangen, daß die 
zweite Vorlagefrage als unzulässig abzuwei­
sen ist. Ich möchte dem Gerichtshof jedoch 
nachdrücklich empfehlen, diesen Schritt 
nicht zu tun. Meines Erachtens genügt es 
nicht, darauf abzustellen, daß der Vorlage­
frage ein — möglicherweise — hypotheti­
scher Sachverhalt zugrunde liegt. Vielmehr 
ist auf Sinn und Zweck der Möglichkeit zur 
Zurückweisung von Vorlagefragen abzustel­
len. Diese Prüfung führt meines Erachtens 
zu dem Ergebnis, daß eine Zurückweisung 
der Vorlagefrage möglich, aber weder not­
wendig noch sachgemäß ist. Die Gründe 
hierfür sind im folgenden darzulegen. 

99. Zuvor ist jedoch kurz auf die Frage nach 
dem hypothetischen Charakter der Vorlage­
frage einzugehen. Das Verfahren vor den bel­
gischen Gerichten betrifft eine Klage, durch 
die das Eintreten eines künftigen Schadens 
abgewehrt werden soll. Es dürfte keiner aus­
führlichen Erläuterungen bedürfen, um zu 
begründen, daß der Umstand, daß es sich um 
einen erst in der Zukunft zu erwartenden 
Schaden handelt, für den vorliegenden 
Zusammenhang ohne Bedeutung ist. Eine 
Vorlagefrage ist nicht bereits aus dem 
Grunde hypothetischer Natur, daß der Tat­
bestand, den sie zugrunde legt, noch nicht 
eingetreten ist. Die vorbeugende Feststel­
lungsklage ist ein wichtiges Mittel zur 
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Gewährung effektiven Rechtsschutzes. Ein 
Gericht, das mit einer solchen Klage befaßt 
wird, muß daher auch die Möglichkeit 
haben, den Gerichtshof nach der Auslegung 
des anwendbaren Gemeinschaftsrechts zu 
befragen. 

Andererseits ist klar, daß diese Möglichkeit 
nicht grenzenlos sein kann. Da der Gerichts­
hof, wie er selbst zutreffend festgestellt hat, 
durch Artikel 177 EG-Vertrag dazu berufen 
wird, „einen Beitrag zur Rechtspflege in den 
Mitgliedstaaten zu leisten" 109, braucht er nur 
tätig zu werden, wo es seiner Hilfe tatsäch­
lich bedarf. Dies ist nicht der Fall, wenn es 
um rein hypothetische Fragen geht, deren 
Beantwortung nicht zur Rechtspflege in den 
Mitgliedstaaten beiträgt. Dies muß auch für 
Klagen der hier vorliegenden Art gelten. 

100. Nun ist es bekanntlich so, daß die 
Zulässigkeit solcher Klagen aus vergleichba­
ren Gründen auch nach nationalem Recht 
Beschränkungen unterworfen ist. Die natio­
nalen Gerichte sollen nur tätig werden, wo 
dies wirklich erforderlich ist. Nach den 
Angaben des vorlegenden Gerichts knüpft 
der bereits genannte Artikel 18 des belgi­
schen Code judiciaire daher die Zulässigkeit 
einer solchen Klage an mehrere Bedingun­
gen. Danach ist die Klage unter anderem nur 
dann zulässig, wenn das fragliche Recht in 
schwerer und ernsthafter und nicht nur 
hypothetischer Weise bedroht ist. Da die 
Cour d'appel Lüttich die Klage im vorliegen­
den Fall für zulässig erklärt hat, ist sie offen­
sichtlich der Auffassung gewesen, daß der 

Rechtsstreit keineswegs nur hypothetischer 
Natur war. 

101. Diese Ansicht des nationalen Gerichts 
ist für den Gerichtshof nicht verbindlich. Die 
Cour d'appel Lüttich hatte über die Zuläs­
sigkeit der bei ihr anhängigen Klage zu ent­
scheiden. Der Gerichtshof hat hingegen im 
Rahmen des Artikels 177 EG-Vertrag zu 
beurteilen, ob die Vorlagefrage ihn zur 
Abgabe eines Gutachtens zu einer hypotheti­
schen Frage auffordern würde. Es ist aller­
dings klar, daß der Gerichtshof die Auffas­
sung des nationalen Gerichts zu 
berücksichtigen hat. Aus der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofes ergibt 
sich, daß der nationale Richter am besten 
beurteilen kann, ob er einer Vorabentschei­
dung des Gerichtshofes bedarf. Der 
Gerichtshof sollte von dieser Einschätzung 
nur in begründeten Ausnahmefällen abwei­
chen. Schon dieser Umstand spricht dagegen, 
die betroffene Vorlagefrage im vorliegenden 
Fall als unzulässig zu betrachten. 

102. Dazu kommt, daß das vorlegende 
Gericht die Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes zur Frage der möglichen Unzulässigkeit 
von Vorlagefragen gekannt und im Vorlage­
beschluß kurz rekapituliert hat. Wenn die 
Cour d'appel Lüttich die zweite Vorlagefrage 
gleichwohl vorgelegt hat, bedeutet dies, daß 
sie ungeachtet dieser Rechtsprechung der 
Auffassung war, daß sie einer Antwort des 
Gerichtshofes auf diese Frage bedurfte, um 
über das vor ihr anhängige Verfahren ent­
scheiden zu können. Auch dies wird der 
Gerichtshof in diesem Zusammenhang zu 
berücksichtigen haben. 109 — Siehe die oben in Nr. 82 zitierte Passage des Urteils 

Foglia/Novello. 
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103. Wie ich jedoch bereits angedeutet habe, 
erscheint mir die Frage nach dem möglicher­
weise hypothetischen Charakter der Vorlage­
frage nicht ausschlaggebend zu sein. Viel­
mehr ist zu fragen, ob im vorliegenden Fall 
ein Mißbrauch des Verfahrens nach Artikel 
177 festzustellen ist, der den Gerichtshof zur 
Zurückweisung der Vorlagefrage berechtigen 
würde. Es ist daher zu fragen, ob das Verfah­
ren des Artikels 177 im vorliegenden Fall 
„zu anderen als den diesem Verfahren eige­
nen Zwecken" benutzt wurde, wie es der 
Gerichtshof im Falle Foglia/Novello formu­
liert hat 110. 

104. Der Gerichtshof hat in dieser Entschei­
dung darauf hingewiesen, daß das Verfahren 
des Artikels 177 ihm die Aufgabe überträgt, 
„einen Beitrag zur Rechtspflege in den Mit­
gliedstaaten" zu leisten 111. Dieser Beitrag 
besteht darin, daß der Gerichtshof den natio­
nalen Gerichten eine für diese verbindliche 
Antwort über die Auslegung des Gemein-
schaftsrechts erteilt, deren sie bedürfen, 
um die vor ihnen anhängigen Verfahren ent­
scheiden zu können. Diese Aufgabe ist ein 
Ausfluß der dem Gerichtshof allgemein 
gestellten Aufgabe, die Wahrung des Rechts 
bei der Auslegung und Anwendung des 
EG-Vertrags zu sichern, die in Artikel 
164 EG-Vertrag niedergelegt ist. Der 
Gerichtshof braucht daher meines Erachtens 
nach Artikel 177 EG-Vertrag nur tätig zu 
werden, soweit dies erforderlich ist, um die­
ser Aufgabe gerecht zu werden. Das Verfah­
ren des Artikels 177 würde daher miß­
braucht, wenn dem Gerichtshof Fragen 
vorgelegt würden, durch deren Beantwor­
tung er keinen Beitrag zur Rechtspflege in 
den Mitgliedstaaten leisten würde. 

105. Zur Entscheidung der Frage, ob im vor­
liegenden Fall von einem solchen Mißbrauch 
gesprochen werden kann, sind zunächst die 
beiden wichtigsten Urteile des Gerichtshofes 
auf diesem Gebiet — die Urteile 
Foglia/Novello und Meilicke — näher zu 
untersuchen. In dem Falle Meilicke 112 betraf 
das Ausgangsverfahren einen Rechtsstreit 
vor einem deutschen Gericht, durch den ein 
Aktionär gegen den Vorstand der Gesell­
schaft auf Erteilung bestimmter Auskünfte 
klagte. Diese Auskünfte betrafen unmittelbar 
eine von der Gesellschaft vorgenommene 
Kapitalerhöhung und die Verwendung der 
dadurch erlangten Mittel. Im Grunde ging es 
ihm jedoch um die Frage, ob die vom Zwei­
ten Senat des Bundesgerichtshofs entwickelte 
Lehre zur verdeckten Sacheinlage mit den 
relevanten Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts vereinbar war. Die Vorlagefra­
gen betrafen die Auslegung dieser Vorschrif­
ten des Gemeinschaftsrechts. Das vorlegende 
Gericht führte aus, daß die bei ihm anhän­
gige Klage zurückzuweisen wäre, wenn die 
genannte Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofes mit dem Gemeinschaftsrecht 
unvereinbar sein sollte. 

Der Gerichtshof wies darauf hin, daß nach 
den Angaben des vorlegenden Gerichts nicht 
geklärt sei, ob diese Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs im konkreten Fall über­
haupt einschlägig war und schloß daraus, daß 
es sich bei den Vorlagefragen um hypotheti­
sche Fragen handelte. Zudem stellte er sich 
auf den Standpunkt, daß das nationale 
Gericht ihm nicht alle Informationen zur 
Verfügung gestellt hatte, die er zur Beant­
wortung der Vorlagefragen benötigte. Aus 
diesen Gründen wies der Gerichtshof die 
Vorlagefragen als unzulässig ab 113. 

110 — Siehe oben, Nr. 82. 
111 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnr. 18. 

112 — A. a. O. (Fußnote 97). 
113 — A. a. O. (Fußnote 97), Randnrn. 29 bis 34. 
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Diese Begründung läßt manche Frage offen. 
Sie wird besser verständlich, wenn man sie 
mit den klaren Ausführungen von General­
anwalt Tesauro vergleicht. Der Generalan­
walt machte darauf aufmerksam, daß Herr 
Meilicke im Verfahren vor dem nationalen 
Gericht (und auch schon zuvor) die These 
verfochten hatte, daß die betreffende 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
gemeinschaftsrechtswidrig sei. Herr Meilicke 
vertrat daher eine Auffassung, die zur 
Abweisung seiner Klage führen mußte. 
Generalanwalt Tesauro konstatierte daher 
ebenso zutreffend wie knapp: „Die beim vor­
legenden Gericht anhängige Streitigkeit ist 
ersichtlich vom Antragsteller ,konstruiert‘ 
worden." 114 

106. Der vorliegende Fall ist damit nicht zu 
vergleichen. Die Vorlagefrage betrifft unmit­
telbar den Klageantrag von Herrn Bosman. 
Herr Bosman vertritt zudem die Ansicht, 
daß die Ausländerklauseln gegen das 
Gemeinschaftsrecht verstoßen. Die Richtig­
keit dieser Ansicht ist eine der Voraussetzun­
gen für den Erfolg seiner Klage vor den bel­
gischen Gerichten. 

107. Der Sachverhalt des Falles 
Foglia/Novello wurde bereits geschildert. 
Drei Punkte fallen dabei auf. Erstens liegt 
auf der Hand, daß in diesem Fall offensicht­
lich alle Parteien einvernehmlich zusammen­
wirkten, um eine Vorabentscheidung des 
Gerichtshofes zu erlangen. Zweitens maß der 
Gerichtshof ersichtlich der Tatsache Bedeu­

tung bei, daß in diesem Verfahren die Vor­
schriften eines Mitgliedstaates durch ein 
konstruiertes Verfahren in einem anderen 
Mitgliedstaat in Frage gestellt wurden. Dies 
wird in dem Urteil nicht gesagt, doch der 
Hinweis auf die Belange der Mitgliedstaaten, 
denen der Gerichtshof Rechnung zu tragen 
habe 115, ist meines Erachtens deutlich genug. 
Drittens ist offensichtlich, daß die Zurück­
weisung der Vorlagefragen insoweit folgenlos 
blieb, als jedes Gericht, das mit einem tat­
sächlichen, diese französischen Vorschriften 
betreffenden Rechtsstreit konfrontiert 
würde, die Möglichkeit behielt, den 
Gerichtshof um eine Vorabentscheidung zu 
diesen Fragen zu ersuchen. So hätte etwa die 
mit dem Transport der Weinsendung beauf­
tragte Firma oder einer der anderen Beteilig­
ten die Festsetzung der fraglichen Abgaben 
durch die französischen Behörden vor den 
dafür zuständigen französischen Gerichten 
anfechten können. Diese Gerichte hätten den 
Gerichtshof dann um eine Vorabentschei­
dung ersuchen können. 

108. Im vorliegenden Fall ist zunächst klar, 
daß der Rechtsstreit vor den belgischen 
Gerichten allenfalls insoweit „konstruiert" 
oder „fiktiv" sein kann, als es den Antrag des 
Klägers betrifft. Die beklagten Verbände sind 
mit der Vorgehens weis e von Herrn Bosman 
gerade nicht einverstanden und machen die 
Unzulässigkeit der Vorlagefrage geltend. 
Nicht zuletzt die mündliche Verhandlung 
vor dem Gerichtshof hat deutlich gemacht, 
daß es sich bei dem vorliegenden Verfahren 
um einen echten und keineswegs um einen 
„fiktiven" oder „konstruierten" (Rechts-) 
Streit handelt. 

114 — Schlußanträge vom 8. April 1992 in der Rechtssache 
C-83/91, .1. a. O. (Slg. 1992, I-4897, 1-4900). 115 — A. a. O. (Fußnote 75), Randnr. 19. 
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109. Was die Frage anlangt, ob der Aus­
gangsrechtsstreit möglicherweise vor einem 
Gericht eines Mitgliedstaats in einer Weise 
anhängig gemacht worden ist, welche die 
Rechte anderer Mitgliedstaaten oder anderer 
Beteiligter aus anderen Mitgliedstaaten 
gefährden könnte, könnte allenfalls die 
UEFA betroffen sein, die ihren Sitz nicht in 
Belgien, sondern in der Schweiz hat. Mit die­
ser Begründung hat die UEFA auch im Aus­
gangsverfahren die Zuständigkeit der belgi­
schen Gerichte in Abrede gestellt. Es ist 
jedoch unzweifelhaft, daß die Regelungen 
der UEFA unter anderem in allen Mitglied­
staaten der Gemeinschaft gelten. Daher sind 
die Gerichte jedes dieser Mitgliedstaaten in 
der Lage, die Frage nach der Vereinbarkeit 
dieser Regeln mit dem Gemeinschaftsrecht 
aufzuwerfen. Schließlich ist darauf hinzuwei­
sen, daß diese Frage von den Gerichten der 
Schweiz gar nicht erörtert oder dem 
Gerichtshof nach Artikel 177 EG-Vertrag 
vorgelegt werden könnte. 

110. Ich komme also zu dem Ergebnis, daß 
die vorgelegten Fragen nach dem Wortlaut 
des Artikels 177 und auch nach der hierzu 
jüngst ergangenen Rechtsprechung zulässig 
sind. 

111. Selbst wer diese Schlußfolgerung im 
Hinblick auf die jüngste Rechtsprechung 
bestreiten will, wird nicht umhinkönnen, 
zuzugeben, daß der Gerichtshof allenfalls das 
Recht, keineswegs aber die Pflicht hat, die 
hier vorgelegte(n) Frage(n) als unzulässig 

zurückzuweisen. Es stellt sich somit die 
Frage, ob der Gerichtshof von dieser Mög­
lichkeit Gebrauch machen sollte. 

112. Der Grund, der mich dazu bestimmt, 
diese Frage zu verneinen, besteht darin, daß 
ich nicht erkenne, wie die Frage nach der 
Vereinbarkeit der Ausländerklauseln mit 
Artikel 48 EG-Vertrag (für die Artikel 
85 und 86 mag anderes gelten) den Gerichts­
hof auf anderem Wege erreichen könnte. 
Obwohl die Kommission diese Klauseln 
schon seit langem kritisiert, hat sie kein Ver­
tragsverletzungsverfahren nach Artikel 
169 eingeleitet, da ihr dessen Erfolgsaussich­
ten aus formalen Gründen ungewiß erschie­
nen 116. Ein diese Klauseln betreffendes Ersu­
chen eines nationalen Gerichts um 
Vorabentscheidung hat den Gerichtshof seit 
dem (noch zu erörternden) Fall Dona im 
Jahre 1976 nicht mehr erreicht. Dies scheint 
mir kein Zufall zu sein. Die Betroffenen sind 
entweder nicht willens oder nicht in der 
Lage, eine gerichtliche Klärung der Frage 
herbeizuführen. 

113. Die Erfahrung der letzten Jahre bestä­
tigt dies. In wenigstens zwei Fällen haben die 
Ausländerklauseln bereits eine ausschlagge­
bende Rolle gespielt, ohne daß die Betroffe­
nen dagegen gerichtliche Schritte eingeleitet 

116 — In ihrer Antwort auf eine schriftliche Anfrage eines Abge­
ordneten des Europäischen Parlaments hat die Kommis­
sion am 18. Dezember 1991 zum Beispiel erklärt, daß eine 
Vertragsverlctzungsklage gegen einen Mitgliedstaat liier 
„problematisch" erscheine, da die eventuelle Beschrän­
kung der Freizügigkeit „eher von privaten als von öffent­
lichen Stellen" ausgehe (ABl. 1992, C 102, S.41). 
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hätten 117. In einem Fall, der sich in den Nie­
derlanden zutrug, wurde das Spiel wieder­
holt 118. Der zweite Fall trug sich unlängst in 
Deutschland zu. Im Frühjahr 1995 empfing 
der abstiegsgefährdete 1. FC Nürnberg in 
einem Spiel der zweiten deutschen Bundes­
liga den SV Meppen. Wenige Minuten vor 
dem Ende wechselten die Nürnberger beim 
Stand von 2: 0 versehentlich einen vierten 
Ausländer ein, der die österreichische Staats­
angehörigkeit besaß. Der DFB wertete das 
Spiel, das mit 2: 0 für Nürnberg geendet 
hatte, wegen dieses Regelverstoßes mit 2: 0 
Punkten und 2: 0 Toren für den SV Mep­
pen. Die Nürnberger nahmen diesen Punkte­
abzug hin. Dies bestätigt die bekannte Ein­
sicht, daß sich die Beteiligten im Sportbe­
reich in aller Regel freiwillig an die 
vereinbarten Regeln halten und nicht gewillt 
sind, ihre Streitigkeiten vor die nationalen 
Gerichte zu tragen 119. 

114. Unabhängig davon ist schwer vorstell­
bar, wie eine solche Streitigkeit den Gerichts­
hof anders erreichen könnte als auf dem 
Weg, der im vorliegenden Fall beschritten 
wurde. Hätte der 1. FC Nürnberg sich zum 
Beispiel in dem genannten Fall an die natio­
nalen Gerichte gewandt und hätten diese 
eine Vorlagefrage an den Gerichtshof gerich­
tet, hätte es — wie das vorliegende Verfahren 
belegt — bis zu einer Antwort geraume Zeit 
gedauert. Dies hätte bedeuten können, daß 
die Frage des Abstiegs aus der zweiten Bun­
desliga (mit allen damit verbundenen Folgen 
für die anderen Mannschaften) erst nach 
zwei Jahren oder gar später geklärt worden 
wäre. Daß dies untragbar gewesen wäre, liegt 
auf der Hand. 

115. Denkbar wäre allenfalls, daß ein Spieler 
vor den nationalen Gerichten klagt, wenn 
der Verein, für den er spielen wollte, seine 
Bewerbung um einen Arbeitsvertrag mit der 
Begründung abgelehnt hätte, er sei Auslän­
der und könne nicht engagiert werden, weil 
der betreffende Verein ihn wegen der Aus­
länderklausel nicht einsetzen könne. Alles 
spricht jedoch dafür, daß es sich hierbei um 
einen hypothetischen Fall handelt, der kaum 
je Wirklichkeit werden dürfte. Es läßt sich 
außerdem kaum vorstellen, daß ein Spieler es 
vermag, einen solchen Rechtsstreit zu initi­
ieren und zu Ende zu führen. Das Beispiel 
von Herrn Bosman belegt die Schwierigkei­
ten, mit denen ein solcher Spieler fertig wer­
den müßte, mit aller Deutlichkeit. 

116. Kommt es hingegen tatsächlich zu 
einem Verfahren vor nationalen Gerichten, 
so zeigt die Erfahrung aus anderen Sportbe­
reichen, daß der Gerichtshof nicht zwangs-

117 — Nicht hierher gehören die Fälle, in denen ein Verstoß 
gegen die Ausländerregeln aus dem einen oder anderen 
Grund keine Konsequenzen nach sich zog. Dies gilt 
zunächst für das von Ajax Amsterdam mit 2: 1 gegen den 
FC Utrecht gewonnene Spiel vom 21. August 1977, bei 
dem die Amsterdamer einen Ausländer mehr einsetzten, 
als die Regeln zuließen. Die gegen die Wertung des Spiels 
eingelegte Beschwerde des FC Utrecht wurde vom Ver­
band abgewiesen (vgl. N . J. P. Giltay Veth, Uitsluiting van 
buitenlandse voetballers: mogelijk binnen de EEG?, NJB 
1978, 504, 505). Der Verstoß des 1. FC K ö l n gegen die 
Ausländerklausel im Spiel bei Eintracht Frankfurt am 29. 
Januar 1977 blieb ohne Folgen, da die Kölner das Spiel 
ohnehin mit 4: 0 Toren verloren hatten (vgl. Michael 
Schweitzer, Die Freizügigkeit des Berufssportlers in der 
Europäischen Gemeinschaft, in: Dieter Reuter (Hrsg.), 
Einbindung des nationalen Sportrechts in internationale 
Bezüge, Heidelberg 1987, S. 71). Der bislang wohl spekta­
kulärste Fall betraf den VfB Stuttgart, der das Hinspiel der 
ersten Runde des Europapokals der Landesmeister gegen 
Leeds United im Herbst 1992 mit 3: 0 gewonnen hatte. Im 
Rückspiel siegten die Engländer mit 4: 1 Toren, was dem 
deutschen Team jedoch nach den Regeln für das Weiter­
kommen gereicht hätte. Da Stuttgart dabei jedoch einen 
vierten ausländischen Spieler eingewechselt hatte, wurde 
das Rückspiel von der UEFA mit 3: 0 für Leeds gewertet, 
das dann auch das fällig gewordene Entscheidungsspiel 
gewann. Der Fall ist jedoch für die hier zu betrachtende 
Rechtssache ohne Bedeutung, da die eingesetzten ausländi­
schen Spieler aus Drittstaaten stammten. 

118 — Giltay Veth, a. a. O. (Fußnote 117), S. 510. 
119 — Auf den Punkt gebracht wird dies von Alessandra Giar­

dini, die davon spricht, die Vereine zögen eine Art von 
„quiete sportiva" vor (Diritto comunitario e libera circola­
zione dei calciatori, in: Diritto comunitario e degli scambi 
internazionali 1988, S. 437, 444). 
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läufig konsultiert wird 120. Die Gerichte von 
Lüttich, die mit dem Ausgangsverfahren 
befaßt waren, stellen insoweit die Ausnahme 
von der Regel dar. 

117. Aus dem Vorstehenden läßt sich die 
Schlußfolgerung ziehen, daß es äußerst 
unwahrscheinlich ist, daß den Gerichtshof 
jemals wieder eine Vorlagefrage erreicht, 
welche die Vereinbarkeit der Ausländerklau­
seln mit dem Gemeinschaftsrecht aufwirft. 
Ebenso klar ist, daß die Fußballverbände der 
Ansicht sind, daß die Ausländerklauseln mit 
dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und 
daß sie nicht gewillt sind, von ihnen Abstand 
zu nehmen. Die Beantwortung der Vorlage­
frage würde es dem Gerichtshof erlauben, 
die Frage zu klären und die Unklarheiten zu 
beseitigen, welche die bisherige Rechtspre­
chung übrig gelassen hat. Damit würde der 
Gerichtshof meines Erachtens sehr wohl 
einen „Beitrag zur Rechtspflege in den Mit­
gliedstaaten" leisten. Jedenfalls kann unter 
diesen Umständen der Cour d'appel Lüttich 
schwerlich ein Mißbrauch des Verfahrens 
nach Artikel 177 EG-Vertrag vorgeworfen 
werden. Lehnt der Gerichtshof die Beant­
wortung der Frage hingegen ab, bleibt die 
Regelung dieses Bereichs weiterhin dem 
Belieben der Sportverbände überlassen. Dies 
halte ich für schwer erträglich. 

Ich vermag auch nicht zu erkennen, welches 
schutzwürdige Interesse die betroffenen Ver­

bände daran haben könnten, daß die Vorla­
gefrage nicht beantwortet wird. Der Nach­
druck, mit dem diese Beteiligten ihre These 
von der Unzulässigkeit der zweiten Vorlage­
frage verfochten, könnte bei einem unbetei­
ligten Betrachter leicht den Eindruck erwek-
ken, als sei eine Prüfung der 
Ausländerklauseln am Maßstab des Gemein­
schaftsrechts ganz einfach unerwünscht. Daß 
eine solche Absicht — wenn sie tatsächlich 
gegeben sein sollte — nicht zu berücksichti­
gen wäre, versteht sich von selbst. 

118. Wie ich schon ausgeführt habe, besitzt 
der Gerichtshof die Möglichkeit, unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Vorlage­
frage zurückzuweisen. Dies bedeutet nicht, 
daß er von dieser Möglichkeit in jedem Fall 
Gebrauch machen muß. Im vorliegenden Fall 
sprechen die besseren Argumente meines 
Erachtens dafür, die Vorlagefrage zu beant­
worten. Ich darf im übrigen daran erinnern, 
daß zum Beispiel auch Generalanwalt 
Tesauro im Fall Meilicke trotz der geschil­
derten Umstände der Ansicht war, der 
Gerichtshof solle die vorgelegten Fragen 
beantworten 121. 

119. Schließlich spricht für eine Beantwor­
tung der Vorlagefrage auch das Urteil im Fall 
Dona. Dazu ist es erforderlich, sich den 
Sachverhalt zu vergegenwärtigen, der diesem 
Urteil zugrunde lag. Zur fraglichen Zeit 
(1976) war im italienischen Berufsfußball der 
Einsatz von Ausländern grundsätzlich völlig 
verboten. Der Präsident eines Fußballklubs 

120 — In einem von der UEFA vorgelegten Urteil des Hof van 
Beroep Brüssel vom 16. März 1994 (Te Velde), das den 
Basketballsport betraf, scheint die Frage gar nicht erörtert 
worden zu sein. Ein Urteil des Landgerichts Frankfurt, 
das die Ausländerklausel des Deutschen Tischtennisbun-
des betraf, bejaht die Vereinbarkeit der Ausländerklauseln 
mit dem Gemeinschaftsrecht und lehnt eine Vorlage an 
den Gerichtshof mit der fragwürdigen Begründung ab, 
diese Frage sei vom Gerichtshof bereits „hinreichend klar" 
entschieden worden (Urteil vom 18. Januar 1994, EWS 
1994, 405). 121 — A. a. O. (Fußnote 114), S. 4901. 
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hatte jedoch Herrn Donà beauftragt, in aus­
ländischen Fußballerkreisen zu sondieren, ob 
sich Spieler finden ließen, die bereit wären, 
für diesen italienischen Verein zu spielen. 
Herr Donà ließ daher in einer belgischen 
Sportzeitung eine entsprechende Anzeige 
veröffentlichen. Der Auftraggeber lehnte den 
Ersatz der dabei entstandenen Kosten jedoch 
ab, da Herr Donà voreilig gehandelt habe. Er 
berief sich auf die Regeln des italienischen 
Verbandes, die einem Einsatz von ausländi­
schen Spielern im Wege standen. Herr Donà 
klagte daher den entsprechenden Betrag vor 
dem Giudice Conciliatore Rovigo ein. Dieser 
befragte den Gerichtshof nach der Vereinbar­
keit der Ausländerklausel mit dem Gemein­
schaftsrecht 122. 

Mehrere Kommentatoren haben den Ver­
dacht geäußert, daß es sich bei dem Aus­
gangsrechtsstreit um ein konstruiertes Ver­
fahren handelte, das nur den Zweck hatte, 
den Gerichtshof zu einer Stellungnahme zu 
den Ausländerklauseln zu bewegen 123. Die­
ser Verdacht ist in der Tat nicht von der 
Hand zu weisen. Der Gerichtshof hat die 
vorgelegten Fragen gleichwohl beantwortet 
— und dies zu Recht. Er sollte dies daher 
auch im vorliegenden Fall tun und sich nicht 
weigern, den erbetenen Beitrag zur Rechts­
pflege in den Mitgliedstaaten zu leisten, um 
den er wiederholt ersucht worden ist. 

III — Bisherige Rechtsprechung des 
Gerichtshofes im Sportbereich 

120. Der Gerichtshof hat in den siebziger 
Jahren in zwei grundlegenden Entscheidun­
gen zur Anwendbarkeit des Gemeinschafts­
rechts im Sportbereich Stellung genommen. 
Es handelt sich dabei um das Urteil Walra-
ve 124 einerseits und das bereits mehrfach 
erwähnte Urteil Dona andererseits. Diese 
Entscheidungen sind im vorliegenden Ver­
fahren ausführlich erörtert worden. Es ist 
daher für die Prüfung der beiden Vorlagefra­
gen von Vorteil, diese beiden Urteile vorab 
kurz vorzustellen. 

121. Die zuerst genannte Rechtssache betraf 
zwei niederländische Staatsangehörige, 
Herrn Walrave und Herrn Koch, die sich 
berufsmäßig als Schrittmacher an Bahnrad­
rennen — den sogenannten „Steher-Rennen" 
— beteiligten. Bei dieser Sportart hat jeder 
beteiligte Radrennfahrer einen Schrittmacher 
auf einem Motorrad, in dessen Windschatten 
er fährt. Zu den Rennen, an denen die 
Betroffenen teilnahmen, gehörten die Welt­
meisterschaften. Die Union Cycliste Interna­
tionale (der internationale Radsportverband) 
hatte für diese Weltmeisterschaften ein Reg­
lement aufgestellt, dem zufolge von 1973 an 
Schrittmacher und Radrennfahrer dieselbe 
Nationalität besitzen mußten. Herr Walrave 
und Herr Koch waren der Ansicht, daß diese 
Regel gegen das Gemeinschaftsrecht verstieß. 
Die von ihnen angerufene Arrondissements­
rechtbank Utrecht legte dem Gerichtshof 
mehrere Fragen vor, die unter anderem die 
Artikel 7, 48 und 59 EWG-Vertrag betrafen. 

122 — Siehe den Tatbestand des Urteils in der Rechtssache 13/76, 
a. a. O. (Fußnote 61), S. 1334 f. 

123 — In diesem Sinne etwa Meinhard Hilf, Die Freizügigkeit des 
Berufsfußballspielers innerhalb der Europäischen Gemein­
schaft, NJW 1984, S. 517, 520; Hans-Ulrich Marticke, Aus­
länderklauseln und Spielertransfer aus europarechtlicher 
Sicht, in: Michael R. Will (Hrsg.), Sport und Recht in 
Europa, Saarbrücken 1988, S. 53, 54. 

124 — Urteil vom 12. Dezember 1974 in der Rechtssache 
36/74 (Walrave, Slg. 1974, 1405). 
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122. Der Gerichtshof prüfte zunächst die 
Frage, ob das Gemeinschaftsrecht im Bereich 
des Sports Anwendung finden kann: 

„Angesichts der Ziele der Gemeinschaft 
unterfallen sportliche Betätigungen nur inso­
weit dem Gemeinschaftsrecht, als sie einen 
Teil des Wirtschaftslebens im Sinne von Arti­
kel 2 des Vertrages ausmachen. 

Läßt sich eine solche Betätigung als entgelt­
liche Arbeits- oder Dienstleistung kenn­
zeichnen, so gelten für sie, je nach Lage des 
Einzelfalls, die besonderen Bestimmungen 
der Artikel 48 bis 51 oder 59 bis 66 des Ver­
trages. 

Diese Bestimmungen konkretisieren den in 
Artikel 7 des Vertrages enthaltenen allgemei­
nen Grundsatz und verbieten bei der Aus­
übung der in ihnen aufgeführten Tätigkeiten 
jede auf der Staatsangehörigkeit beruhende 
unterschiedliche Behandlung. 

In dieser Hinsicht kommt es nicht entschei­
dend auf die Art der Rechtsbeziehungen an, 
die diesen Leistungen zugrunde liegen, da 
Arbeits-wie auch Dienstleistungen in glei­
cher Weise dem Diskriminierungsverbot 
unterliegen. 

Dieses Verbot spielt jedoch keine Rolle bei 
der Aufstellung von Wettkampfmannschaf­
ten, etwa in der Form von Nationalmann­
schaften, da es bei der Bildung dieser Mann­
schaften um Fragen geht, die ausschließlich 
von sportlichem Interesse sind und als solche 
nichts mit wirtschaftlicher Betätigung zu tun 
haben. 

Diese Beschränkung des Geltungsbereichs 
darf indessen nicht weiter gehen, als die 
Zweckbestimmung der besagten Vorschriften 
dies erfordert." 125 

Die Entscheidung der Frage, ob es sich im 
vorliegenden Fall um eine demnach dem 
Gemeinschaftsrecht unterfallende Tätigkeit 
handelte und ob dabei Schrittmacher und 
Steher eine Mannschaft bildeten, überließ der 
Gerichtshof dem nationalen Gericht 126. Er 
fügte hinzu, daß bei der Beantwortung der 
Vorlagefragen „dem vorstehend umrissenen 
beschränkten Geltungsbereich des Gemein­
schaftsrechts Rechnung getragen" werde 127. 

123. Der Gerichtshof wandte sich dann dem 
Problem zu, ob das Gemeinschaftsrecht auch 
auf Satzungen privater Sportverbände 

125 — A. a. O. (Fußnote 124), Randnrn. 4 bis 9. 
126 — A. a. O. (Fußnote 124), Randnr. 10. 
127 — A. a. O. (Fußnote 124), Randnr. 11. 
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Anwendung finden könne. Der Gerichtshof 
bejahte diese Frage: 

„Das Verbot der unterschiedlichen Behand­
lung gilt nicht nur für Akte der staatlichen 
Behörden, sondern erstreckt sich auch auf 
sonstige Maßnahmen, die eine kollektive 
Regelung im Arbeits- oder Dienstleistungs­
bereich enthalten. Denn die Beseitigung der 
Hindernisse für den freien Personen- und 
Dienstleistungsverkehr ·— eines der in Arti­
kel 3 Buchstabe c des Vertrages aufgeführten 
wesentlichen Ziele der Gemeinschaft —· wäre 
gefährdet, wenn die Beseitigung der staatli­
chen Schranken dadurch in ihren Wirkungen 
wieder aufgehoben würde, daß privatrechtli­
che Vereinigungen oder Einrichtungen kraft 
ihrer rechtlichen Autonomie derartige Hin­
dernisse aufrichteten..." 128 

Der Gerichtshof entschied, daß dieses 
zunächst für Artikel 48 begründete Ergebnis 
gleichermaßen für Artikel 59 galt: 

„Die in Artikel 59 aufgeführten Leistungen 
unterscheiden sich ihrer Natur nach nicht 
von den in Artikel 48 erwähnten, sondern 

nur dadurch, daß sie außerhalb eines 
Arbeitsvertrages erbracht werden. Allein die­
ser Unterschied kann es nicht rechtfertigen, 
den Freiheitsraum, den es zu wahren gilt, 
enger zu fassen" 129. 

124. Noch bedeutsamer für den vorliegen­
den Fall ist das Urteil Dona, dessen Sachver­
halt bereits geschildert wurde 130. Der 
Gerichtshof bestätigte in dieser Entschei­
dung unter Hinweis auf das Urteil Walrave, 
daß das Gemeinschaftsrecht auf die Satzun­
gen von Sportverbänden Anwendung fin­
det 131. 

In der Sache selbst führte der Gerichtshof 
folgendes aus: 

„Angesichts der Ziele der Gemeinschaft 
unterfallen sportliche Betätigungen insoweit 
dem Gemeinschaftsrecht, als sie einen Teil 

128 — A. a. O. (Fußnote 124), Randnrn. 17 bis 19. 

129 — A. a. O. (Fußnote 124), Randnr. 23 bis 24. 
130 — Siehe oben, Nr. 119. 
131 — A. a. O. (Fußnote 61), Randnrn. 17 bis 18. 
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des Wirtschaftslebens im Sinne von Artikel 
2 des Vertrages ausmachen. 

Dies gilt für die Tätigkeit von Fußballprofis 
oder-halbprofis, da diese Tätigkeit eine ent­
geltliche Arbeits- oder Dienstleistung dar­
stellt. Haben solche Spieler die Staatsangehö­
rigkeit eines Mitgliedstaats, so gelten für sie 
also in allen Mitgliedstaaten die gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über die Frei­
zügigkeit und den freien Dienstleistungsver­
kehr. 

Diese Vorschriften stehen jedoch einer Rege­
lung oder Praxis nicht entgegen, welche die 
ausländischen Spieler von der Mitwirkung 
bei bestimmten Begegnungen aus nichtwirt­
schaftlichen Gründen ausschließt, die mit 
dem besonderen Charakter und Rahmen die­
ser Begegnungen zusammenhängen und des­
halb ausschließlich den Sport als solchen 
betreffen, wie dies zum Beispiel bei Begeg­
nungen zwischen Nationalmannschaften ver­
schiedener Länder der Fall ist. 

Diese Beschränkung des Geltungsbereichs 
der fraglichen Vertragsartikel darf indessen 
nicht weiter gehen, als ihr Zweck dies erfor­
dert. Es ist Sache des innerstaatlichen 

Gerichts, unter Berücksichtigung der vorste­
henden Ausführungen die zur Prüfung 
gestellte Tätigkeit zu werten." 132 

125. Aus diesen beiden Urteilen lassen sich 
folgende Schlüsse ziehen, die für den vorlie­
genden Fall relevant sind: 

1. Auch die Satzungen von privaten Sport­
verbänden unterliegen dem Gemein­
schaftsrecht. 

2. Der Bereich des Sports unterfällt dem 
Gemeinschaftsrecht, soweit er einen Teil 
des Wirtschaftslebens ausmacht. 

3. Die Tätigkeit von Berufsfußballspielern 
stellt eine entgeltliche Tätigkeit dar und 
unterfällt daher dem Gemeinschaftsrecht. 

4. Auf diese Tätigkeit sind entweder Artikel 
48 oder Artikel 59 anwendbar, ohne daß 
sich daraus Unterschiede ergäben. 

132 — A. a. O. (Fußnote 61), Randnrn. 12 bis 16; vgl. auch Rand-
nr. 19. 
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5. Der Gerichtshof läßt bestimmte Ausnah­
men von den in diesen Vorschriften enthalte­
nen Verboten zu. Während im Urteil Walrave 
die Frage der Aufstellung von Wettkampf­
mannschaften noch von dem Verbot ausge­
nommen wird, beschränkt der Gerichtshof 
die Ausnahme im Urteil Dona auf den Aus­
schluß ausländischer Spieler von bestimmten 
Begegnungen. In beiden Urteilen werden die 
Ausnahmen mit nichtwirtschaftlichen Grün­
den, die ausschließlich den Sport betreffen, in 
Verbindung gebracht. 

1. Anwendbarkeit des Artikels 48 

126. Obwohl der Gerichtshof im Fall Dona 
entschieden hat, daß die Tätigkeit von Fuß­
ballprofis oder -halbprofis einen Teil des 
Wirtschaftslebens im Sinne von Artikel 
2 EG-Vertrag darstellt und damit dem 
Gemeinschaftsrecht unterfällt, haben die 
URBSFA und die UEFA verschiedene Argu­
mente vorgetragen, aus denen sich ihres 
Erachtens ergibt, daß im vorliegenden Fall 
weder Artikel 48 noch die Vorschriften des 
EG-Kartellrechts anwendbar seien. Keines 
dieser Argumente vermag zu überzeugen. 

127. Die URBSFA hat geltend gemacht, daß 
nur die großen europäischen Fußballvereine 
eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübten. Dies 
gelte jedoch nicht für die im vorliegenden 

Fall betroffenen Vereine, nämlich den RC 
Lüttich und die US Dünkirchen. Wenn es 
sich bei der Tätigkeit dieser Vereine gleich­
wohl um eine wirtschaftliche Tätigkeit han­
deln sollte, so sei diese geringfügiger Natur. 
Dieses Vorbringen ist zurückzuweisen. Wie 
der Gerichtshof zu Recht festgestellt hat, ist 
der Berufsfußball eine Wirtschaftstätigkeit. 
Welchen Umfang diese Tätigkeit hat, ist 
ebenso unerheblich wie die Frage, inwieweit 
sie zu einem Gewinn führt. 

128. Die UEFA macht im Hinblick auf die 
Transferklauseln geltend, die Anwendung 
des Artikels 48 auf diese Regeln und ihre 
Auswirkungen ließen sich schwerlich auf den 
Bereich des Berufsfußballs beschränken. Da 
diese Regeln unter anderem den Zweck ver­
folgten, die kleineren Vereine zu subventio­
nieren, hätte eine auf den Bereich des Berufs­
fußballs beschränkte Entscheidung des 
Gerichtshofes notgedrungen Konsequenzen 
für die gesamte Organisation des Fußball­
sports. Dieses Argument betrifft die Folgen 
der Entscheidung des Gerichtshofes, nicht 
aber die Frage der Anwendbarkeit des 
Gemeinschaftsrechts und kann dieser daher 
nicht im Wege stehen. Die möglichen Folgen 
der Entscheidung des Gerichtshofes werden 
aber bei der Beantwortung der Vorlagefragen 
zu berücksichtigen sein. 

129. Unter anderem unter Hinweis auf die 
Tatsache, daß die meisten der ihr angehören­
den Fußballvereine das Statut einer 
„Association sans but lucratif" hätten, hat 
die URBSFA nachzuweisen versucht, daß die 
Transferklauseln keinen Bezug zu dem Ver­
hältnis zwischen dem Verein und seinem 
Spieler aufwiesen und Artikel 48 daher nicht 
anwendbar sei. Wenn ich dieses Vorbringen 
richtig verstehe, macht die URBSFA geltend, 
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die Transferklauseln beträfen lediglich das 
Verhältnis der Klubs zueinander, während 
Artikel 48 nur für das Arbeitsverhältnis zwi­
schen Klub und Spieler Bedeutung habe. 
Dem ist nicht zu folgen. Die von der 
URBSFA vorgeschlagene Unterscheidung ist 
künstlicher Natur und wird der Realität 
nicht gerecht. Die Transferklauseln haben — 
wie noch zu zeigen sein wird — eine unmit­
telbare und zentrale Bedeutung für einen 
Spieler, der seinen Verein wechseln will. Dies 
zeigt gerade der vorliegende Fall: Hätte es 
die Transfenegeln nicht gegeben, hätte dem 
Wechsel von Herrn Bosman zur US Dünkir­
chen nichts im Wege gestanden. Es kann 
daher nicht ernsthaft behauptet werden, 
diese Klauseln beträfen lediglich die Rechts­
beziehungen zwischen den Vereinen. Dies 
bedeutet noch nicht, daß diese Klauseln 
gegen Artikel 48 verstießen. Dies wird viel­
mehr im Nachfolgenden zu prüfen sein. 
Dabei wird auch zu untersuchen sein, ob 
diese Klauseln — wie insbesondere die 
UEFA geltend macht — rein sportlicher 
Natur sind. 

130. Die UEFA trägt außerdem einige Argu­
mente politischer Natur vor. Unter anderem 
stellt sie die Frage, ob Artikel 48, der keine 
Ausnahmen zulasse, zur Lösung der Pro­
bleme des Sportbereichs geeignet sei. Diese 
Frage stellt sich jedoch meines Erachtens 
nicht. Der Berufsfußball ist eine wirtschaftli­
che Tätigkeit und unterliegt daher dem 
Gemeinschaftsrecht. Den Besonderheiten 
dieses Sektors kann bei der Auslegung der 
entsprechenden Vorschriften Rechnung 
getragen werden. Entsprechendes gilt für den 
Hinweis der UEFA auf das nunmehr in Arti­
kel 3b EG-Vertrag niedergelegte Subsidiari-
tätsprinzip. Das Subsidiaritätsprinzip gilt 
jedoch nach dem Wortlaut von Artikel 3b 
nicht im Bereich der ausschließlichen 
Zuständigkeiten der Gemeinschaft, etwa im 
Bereich der Grundfreiheiten. Aus diesem 

Prinzip kann auch nicht abgeleitet werden, 
daß das Gemeinschaftsrecht keine Anwen­
dung auf den Bereich des Berufsfußballs fin­
den könnte. 

131. Schließlich macht die UEFA geltend, es 
handele sich hier um einen rein innerstaatli­
chen Sachverhalt, auf den Artikel 
48 bekanntlich nicht angewandt werden 
könne. Sie stellt dabei darauf ab, daß es um 
einen Streit zwischen einem Fußballspieler 
belgischer Staatsangehörigkeit gegen den bel­
gischen Verband gehe, der die Erteilung der 
Freigabebescheinigung betroffen habe, die es 
ihm erlaubt hätte, seinen Verein zu verlassen. 
Diese Argumentation überzeugt nicht. Nach 
der ständigen Rechtsprechung sind die Ver­
tragsbestimmungen über die Freizügigkeit 
zwar „nicht auf Betätigungen anwendbar, 
deren Elemente sämtlich nicht über die 
Grenzen eines Mitgliedstaats hinauswei-
sen" I33. Dem Ausgangsrechtsstreit liegt 
jedoch der gescheiterte Wechsel von einem 
belgischen zu einem französischen Verein 
zugrunde. Dieses Scheitern hinderte Herrn 
Bosman, zu dem französischen Verein zu 
wechseln und dadurch von seinem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch zu machen. Es liegt 
also ersichtlich ein Sachverhalt vor, der über 
die Grenzen eines Mitgliedstaats hinausweist. 
Für die Ausländerklauseln versteht sich dies 
ohnehin von selbst. 

132. Im folgenden werde ich untersuchen, 
ob die Transferregeln einerseits und die Aus­
länderklauseln andererseits mit Artikel 
48 vereinbar sind. Es erscheint mir sachge­
recht, dabei mit der Prüfung der Ausländer­
klauseln zu beginnen. 

133 — Vgl. etwa das Urteil vom 2S. Januar 1992 in der Rechtssa­
che C-332/90 (Steen, Slg. 1992, 1-341, Randnr. 9). 
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2. Artikel 48 und die Ausländerklauseln 

a) Verstoß gegen das Diskriminierungsver­
bot des Artikels 48 

133. Die ersten beiden Absätze von Artikel 
48 EG-Vertrag haben folgenden Wortlaut: 

„(1) Spätestens bis zum Ende der Über­
gangszeit wird innerhalb der Gemein­
schaft die Freizügigkeit der Arbeitneh­
mer hergestellt. 

(2) Sie umfaßt die Abschaffung jeder auf 
der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung der 
Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in 
bezug auf Beschäftigung, Entlohnung 
und sonstige Arbeitsbedingungen." 

Nach Artikel 48 Absatz 3 gibt die Freizügig­
keit den Arbeitnehmern „vorbehaltlich der 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigten 
Beschränkungen" das Recht, sich um tat­
sächlich angebotene Stellen zu bewerben, 
sich zu diesem Zweck im Gebiet der Mit­
gliedstaaten frei zu bewegen, sich zum 
Zweck der Ausübung einer Beschäftigung im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats 
aufzuhalten und gegebenenfalls dort nach 
dem Ende der Beschäftigung zu bleiben. 

Artikel 48 Absatz 4, der eine Ausnahme für 
die Beschäftigung in der öffentlichen Verwal­
tung vorsieht, spielt im vorliegenden Fall 
keine Rolle. 

134. Der Gerichtshof hat in seinem Urteil 
im Falle Dona offen gelassen, ob für die 
Tätigkeit der Berufsfußballspieler die für 
Arbeitnehmer geltenden Vorschriften des 
Artikels 48 oder die Bestimmungen über 
Dienstleistungen (Artikel 59 ff.) gelten. Die 
Vorlagefragen beziehen sich allein auf Artikel 
48. In der Tat erscheint es richtig, die bei 
einem Fußballverein tätigen Berufsfußball­
spieler als Arbeitnehmer im Sinne dieser Vor­
schrift anzusehen. Die folgenden Ausführun­
gen beschränken sich daher auf diese 
Vorschrift. Am Ergebnis würde sich jedoch 
nichts ändern, wenn die Prüfung am Maß­
stabe der Artikel 59 ff. zu erfolgen hätte. 

135. Es bedarf keiner tiefschürfenden Erwä­
gungen, um zu dem Ergebnis zu gelangen, 
daß die Ausländerklauseln diskriminierenden 
Charakter haben. Es handelt sich um einen 
geradezu klassischen Fall der Diskriminie­
rung aufgrund der Staatsangehörigkeit. Diese 
Klauseln beschränken die Zahl der Spieler 
aus anderen Mitgliedstaaten, die ein Verein in 
einem bestimmten Mitgliedstaat in einem 
Spiel einsetzen darf. Damit werden diese 
Spieler gegenüber den Spielern, die die 
Staatsangehörigkeit dieses Mitgliedstaats 
besitzen, hinsichtlich des Zugangs zu den 
Arbeitsplätzen benachteiligt. Die Kommis­
sion verweist in diesem Zusammenhang zu 
Recht auf Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit 
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der Arbeitnehmer innerhalb der Gemein­
schaft 134, wonach die Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten, durch 
welche die Beschäftigung von ausländischen 
Arbeitnehmern „zahlen- oder anteilmäßig" 
beschränkt wird, auf Staatsangehörige ande­
rer Mitgliedstaaten keine Anwendung fin­
den. Die Ausländerklauseln sind daher mit 
dem Diskriminierungsverbot des Artikels 
48 Absatz 2 nicht zu vereinbaren, soweit sie 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten 
betreffen 135. 

136. Die UEFA macht geltend, diese Klau­
seln verstießen gleichwohl nicht gegen Arti­
kel 48, da sie lediglich die Frage beträfen, wie 
viele ausländische Spieler ein Verein in einem 
Spiel einsetzen dürfe. Jedem Klub sei es 
jedoch unbenommen, so viele ausländische 
Spieler unter Vertrag zu nehmen, wie er 
wolle. Herr Bosman und die Kommission 
vertreten zu Recht die Auffassung, daß dies 
nichts daran ändert, daß die fraglichen Klau­
seln das Recht auf Freizügigkeit beeinträchti­
gen. Jeder vernünftig planende und agierende 
Klub wird die Ausländerklauseln bei seiner 
Personalpolitik berücksichtigen. Kein sol­
cher Klub wird daher mehr — oder bedeu­
tend mehr — ausländische Spieler anstellen, 
als er in einem Spiel einsetzen darf 136. Ledig­

lich einige wenige Großvereine werden in 
der Lage sein, sich den Luxus zu leisten, 
mehr ausländische Spieler zu verpflichten, als 
sie einsetzen können 137. Zu Recht ist auch 
auf die Vorschrift des Artikels 48 Absatz 
3 Buchstabe c hingewiesen worden, wonach 
sich Arbeitnehmer aus anderen Mitgliedstaa­
ten im Gebiet eines Mitgliedstaats aufhalten 
dürfen, um dort „nach den für die Arbeit­
nehmer dieses Staates geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften eine Beschäftigung 
auszuüben" 138. Die gegenwärtige Regel, 
wonach nur die Zahl der jeweils einsetzbaren 
ausländischen Spieler beschränkt wird, nicht 
mehr die Zahl dieser Spieler, die ein Klub 
verpflichten kann, stellt zwar insoweit 
sicherlich einen Fortschritt gegenüber früher 
dar, ändert aber nichts daran, daß diese Regel 
nach wie vor gegen Artikel 48 verstößt 139. 
Gleiches gilt für den Umstand, daß nach den 
von der UEFA im Jahre 1991 eingeleiteten 
Änderungen jetzt mehr ausländische Spieler 
eingesetzt werden dürfen als früher. 

b) Mögliche Ausnahme oder Rechtfertigung 

137. Es ist jedoch zu überlegen, ob die Aus­
länderklauseln im Lichte der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes gleichwohl als rechtmäßig 
betrachtet werden können. Wie bereits 

134 — ABl. L 257, S. 2 (berichtigt in ABl. L 295, S. 12). 
135 — So auch Hans Arno Petzold und Athanase Safaris, Euro­

päische Freizügigkeit von Berufsfußballspielern aus ¡¡ent­
icher und griechischer Sicht, EuR 1982, S. 76, 80; José Luis 
Ruiz-Navarro Pinar, IM libre circulación de deportistas en 
la Comunidad Europea, Boletín de Derecho de las Comu­
nidades Europeas 1989, S. 169, 180, 181; Stephen Weathe-
rill, Discrimination on Grounds of Nationality in Sport, 
Yearbook of European Law 9 (1989), Oxford 1990, S. 55, 
66 („plainly in breach of Article 48"). 

136 — So auch Hilf, a. a. O. (Fußnote 123), S. 521; Marticke, 
a.a.O. (Fußnote 123), S. 65; Maria Castellaneta, Libera 
circolazione dei calciatori e disposizioni della FIGC, 
Diritto comunitario e degli scambi internazionali 1994, 
S. 635, 643. 

137 — Auch diesen sind allerdings Grenzen gesetzt. So haben die 
finanziell stärksten Vereine der deutschen Bundesliga, der 
FC Bayern München und Borussia Dortmund, in der Sai­
son 1995/96 nach heutigem Stand (und unter Einbezie­
hung von Vertragsamateuren) sechs beziehungsweise fünf 
ausländische Spieler unter Vertrag. Zum Vergleich: Der 
Kader der Dortmunder für diese Saison umfaßt 25, derje­
nige der Münchener 21 Spieler (vgl. Sonderheft Bundesliga 
1995/96 des Kicker Sportmagazin, S. 67 und 71). 

138 — Hilf, a.a.O. (Fußnote 123), S.521 (Hervorhebung von 
mir). 

139 — Ebenso zum Beispiel Castellaneta, a. a. O. (Fußnote 135), 
S, 644 („solo un mutamento della violazione del Trattato"). 
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erwähnt, hat der Gerichtshof im Urteil Wal-
rave die Auffassung vertreten, daß das Dis­
kriminierungsverbot des Artikels 48 „bei der 
Aufstellung von Wettkampfmannschaften, 
etwa in der Form von Nationalmannschaf­
ten", keine Rolle spiele. Im Fall Dona hat er 
hingegen entschieden, daß dieses Verbot 
nicht verletzt sei, wenn ausländische Spieler 
„von der Mitwirkung bei bestimmten Begeg­
nungen aus nichtwirtschaftlichen Gründen" 
ausgeschlossen werden, „die mit dem beson­
deren Charakter und Rahmen dieser Spiele 
zusammenhängen und deshalb ausschließlich 
den Sport als solchen betreffen, wie dies zum 
Beispiel bei Begegnungen zwischen Natio­
nalmannschaften verschiedener Länder der 
Fall ist“ 140. 

138. Meines Erachtens ist zunächst darauf 
hinzuweisen, daß für den vorliegenden 
Zusammenhang die im Urteil Dona gewählte 
Formulierung zu betrachten ist. Dafür 
spricht nicht nur der Umstand, daß dieses 
Urteil nach dem Urteil Walrave erlassen 
wurde und anders als dieses den Fußball­
sport betraf, um den es hier geht. Die For­
mulierung im Urteil Dona stellt darüber hin­
aus eine Einschränkung des im Urteil 
Walrave gewählten Ansatzes dar. Dies ist 
schon daraus ersichtlich, daß es im Fall Dona 
eben um die Zusammensetzung von Mann­
schaften ging. Wäre die Frage nach der 
Zusammensetzung von Mannschaften tat­
sächlich „ausschließlich von sportlichem 
Interesse", wie der Gerichtshof im Urteil 
Walrave anzunehmen schien, hätte der 
Gerichtshof sich in der Rechtssache Dona 
mit einem einfachen Verweis auf dieses 
Urteil begnügen können. Er hat dies zu 
Recht nicht getan, da ihm wohl nicht entgan­
gen war, daß die Frage nach der Zusammen­

setzung von Wettkampfmannschaften sehr 
wohl von anderen als sportlichen Motiven 
beherrscht sein kann. 

139. Dem Gerichtshof ist jedoch zu Recht 
vorgeworfen worden, daß er weder in seinem 
Urteil Walrave noch in seinem Urteil Donà 
eine klare Antwort auf die gestellten Fragen 
gab 141. Weder die Grundlage dieser „Aus­
nahme" noch deren Umfang sind aus den 
Urteilen mit Sicherheit abzuleiten. Dem 
Wortlaut der beiden Urteile zufolge — wo 
von einer „Beschränkung des Geltungsbe­
reichs" des Gemeinschaftsrechts die Rede ist 
— scheint es sich um eine Art von begrenz­
ter Bereichsausnahme zu handeln 142. Offen­
sichtlich ist jedenfalls, daß der Gerichtshof in 
diesen Urteilen die Auffassung vertrat, daß 
Regeln, durch die vorgeschrieben wird, daß 
in der Nationalmannschaft eines Landes nur 
Spieler eingesetzt werden dürfen, welche die 
Staatsangehörigkeit dieses Staates besitzen, 
gemeinschaftsrechtskonform sind. Das 
Ergebnis erscheint naheliegend und überzeu­
gend, ist aber nicht einfach zu begründen. 
Insbesondere angesichts des Umstandes, daß 
Spiele zwischen Nationalmannschaften — 
man denke nur an die Fußball-
Weltmeisterschaft — in der heutigen Zeit 
durchaus erhebliche finanzielle Bedeutung 
haben, wird man kaum noch davon ausgehen 
können, es handele sich hierbei nicht (auch) 
um eine wirtschaftliche Betätigung 143. Auf 
Artikel 48 Absatz 3 läßt sich die vom 

140 — Siehe oben, Nr. 124. 

141 — Sehr kritisch etwa Laura Forlati Picchio, Discriminazioni 
nel settore sportivo e Comunità Europee, in: Rivista di 
Diritto Internazionale 59 (1976), S. 745, die von einer 
„escamotage" spricht (a. a. O., S. 757); Hilf a. a. O. (Fuß­
note 123), S. 520, konstatiert die Existenz zweier „eher 
sibyllinischer Entscheidungen"; Christoph Palme, Her­
mann Hepp-Schwab und Stephan Wilske, Freizügigkeit im 
Profisport — EG-rechtliche Gewährleistungen und prozes­
suale Durchsetzharkeit, ]Z 1994, S. 343, 344, sprechen von 
„äußerst vagen und unklaren Feststellungen". 

142 — So etwa Schweitzer, a. a. O. (Fußnote 117), S. 83. 

143 — So schon Marticke, a. a. O. (Fußnote 123), S. 58. 
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Gerichtshof zugelassene Ausnahmeregelung 
nicht stützen 144. Da die Frage hier nicht ent­
scheidungsrelevant ist, brauche ich in diesem 
Zusammenhang nicht näher auf sie einzuge­
hen 145. 

140. Wie auch immer diese Ausnahme 
begründet werden mag — im vorliegenden 
Fall ist sie jedenfalls meines Erachtens nicht 
anwendbar. Der Gerichtshof hat im Urteil 
Dona den Ausschluß von Ausländern aus­
drücklich auf bestimmte Begegnungen 
beschränkt, die sich durch einen besonderen 
Charakter und Rahmen auszeichnen, und 
noch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
diese Beschränkung nicht weiter gehen dürfe, 
als es ihr Zweck erfordere. Wollte man es 
zulassen, daß Spieler aus anderen Mitglied­
staaten auch von Begegnungen der nationa­
len Ligen ausgeschlossen werden könnten, 
würde das Recht auf Freizügigkeit für diese 
Personen entwertet oder im Extremfall völlig 
beseitigt 146. Dies kann nicht richtig sein. Es 
trifft zwar zu, daß der Gerichtshof in beiden 
Urteilen die Nationalmannschaften lediglich 
als Beispiel anführte. Daraus kann man 
jedoch nicht ableiten, daß der Gerichtshof 
der Ansicht war, Ausländerklauseln seien 
zulässig, was die nationalen Ligen anlange. 
Generalanwalt Trabucchi hatte dies zwar in 
seinen Schlußanträgen in der Sache Donà für 
möglich gehalten 147. Meines Erachtens läßt 
sich dies jedoch weder mit der äußerst 

restriktiven Umschreibung dieser Ausnahme 
durch den Gerichtshof im Urteil Dona noch 
mit dem effet utile von Artikel 48 vereinba­
ren. Zu Recht ist angemerkt worden, daß der 
Gerichtshof, als er Begegnungen von Natio­
nalmannschaften als Beispiel nannte, im übri­
gen an Spiele anderer Landes-, Bezirks­
oder ähnlicher Repräsentationsmannschaften 
gedacht haben mag 148. 

141. Zur Rechtfertigung der Ausländerklau­
seln sind eine Reihe weiterer Erwägungen 
angeführt worden, die nunmehr noch zu 
prüfen sind. Dabei sind im wesentlichen drei 
Gruppen von Argumenten zu unterscheiden. 
Erstens wird betont, der nationale Aspekt 
spiele im Fußball eine gewichtige Rolle. Die 
Identifikation der Zuschauer mit den jeweili­
gen Mannschaften sei nur gewährleistet, 
wenn diese wenigstens mehrheitlich aus 
Staatsangehörigen des betreffenden Mitglied­
staats bestehen. Außerdem verträten die in 
den nationalen Ligen erfolgreichen Teams 
ihren Staat in den internationalen Wettbe­
werben. Zweitens wird geltend gemacht, daß 
die Regeln erforderlich seien, um sicherzu­
stellen, daß genügend Spieler für die jewei­
lige Nationalmannschaft vorhanden seien. 
Ohne die Ausländerklauseln würde auch die 
Ausbildung der Nachwuchsspieler beein­
trächtigt. Drittens schließlich wird behaup­
tet, die Ausländerklauseln dienten dem 
Zweck, ein gewisses Gleichgewicht unter den 
Klubs zu sichern, da andernfalls die großen 
Klubs die besten Spieler an sich ziehen 
könnten. 

144 — So zu Recht Castellaneta, a. a. O. (Fußnote 135), S. 653. 
Ähnlich Manfred Zulecg, Der Sport im europäischen 
Gemeinschaftsrecht, in: Michael R. Will (Hrsg.), Sport­
recht in Europa, Heidelberg 1993, S. 1, 6. 

145 — Siehe jedoch unten, Nr. 214 f. Hingewiesen sei zum Bei­
spiel auf die Begründungsversuche von Generalanwalt 
Warner im Fall Walrave (Schlußanträge vom 24. Oktober 
1974, Slg. 1974, 1423, 1427 („Test des ,interessierten Drit­
ten'") und von Hilf, a.a.O. (Fußnote 123), S. 521 (es 
überwögen „noch die sportlichen Gesichtspunkte"). 

146 — So zu Recht Hans Georg Fischer, EG-Freizügigkeit und 
Sport. Zur EG-rechtlichen Zulässigheil von Attsländer-
hlauseln im bezahlten Sport, in: SpuRT 1994, S. 174, 176. 

147 — Schlußanträge vom 6. Juli 1976 in der Rechtssache Donà, 
a. a. O. (Slg. 1976, 1343, 1344). 

148 — So schon Ernst Steindorff, Berufssport im Gemeinsamen 
Markt, RIW 1975, S. 253, 254. 
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142. Die zuerst genannten Argumente knüp­
fen allem Anschein nach an die Bemerkung 
des Gerichtshofes im Fall Donà an, wonach 
die Begegnungen, von denen ausländische 
Spieler ausgeschlossen werden dürfen, einen 
besonderen Charakter und Rahmen aufwei­
sen. In besonders prononcierter Weise hat 
sich in diesem Zusammenhang der Vertreter 
der deutschen Regierung in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Gerichtshof geäußert. 
Er hat behauptet, daß der „nationale Charak­
ter der Leistung" den Profifußball in der 
ersten Liga präge. Ein Blick auf die Wirk­
lichkeit des heutigen Fußballs zeigt, daß dies 
nicht den Tatsachen entspricht. Die überwie­
gende Mehrzahl der Vereine in den ersten 
Ligen der Mitgliedstaaten setzt ausländische 
Spieler ein. In der deutschen Bundesliga zum 
Beispiel ist mir kein Verein bekannt, der völ­
lig auf ausländische Spieler verzichten würde. 
Betrachtet man die erfolgreichsten europäi­
schen Klubs der letzten Jahre, so wird deut­
lich, daß fast alle mehrere Ausländer in ihren 
Reihen haben. In vielen Fällen sind es gerade 
diese ausländischen Spieler gewesen, die die 
betreffende Mannschaft geprägt haben — 
man denke nur an das Team des AC Mailand 
zu Anfang der neunziger Jahre, zu dessen 
Stützen die holländischen Spieler Gullit, Rij­
kaard und van Basten zählten. Es mögen 
zwar von Land zu Land bestimmte Unter­
schiede existieren, was etwa die Spielweise 
oder die Mentalität der Spieler anlangt. Dies 
hat den Einsatz ausländischer Spieler in den 
nationalen Ligen keineswegs verhindert. 

Selbst wenn der „nationale Aspekt" jedoch 
die Bedeutung haben sollte, die ihm von 
manchen zugeschrieben wird, könnte er die 
Ausländerklauseln nicht rechtfertigen. Das 
Recht auf Freizügigkeit und das Verbot der 
Diskriminierung der Staatsangehörigen ande­
rer Mitgliedstaaten gehören zu den Funda­
menten der Gemeinschaftsordnung. Die 

Ausländerklauseln verletzen diese Prinzipien 
in so offensichtlicher und gravierender 
Weise, daß jede Berufung auf Nationalinter­
essen, die sich nicht auf Artikel 48 Absatz 
3 stützen läßt, ihnen gegenüber als unzuläs­
sig angesehen werden muß. 

143. Auch was die Identifikation der 
Zuschauer mit den Mannschaften anlangt, 
bedarf es keiner ausführlichen Erörterungen, 
um die Schwäche dieses Argumentes aufzu­
zeigen. Wie die Kommission und Herr Bos­
man zu Recht ausgeführt haben, ist die große 
Mehrheit der Anhänger eines Vereins viel 
mehr am Erfolg ihres Vereins als an der 
Zusammensetzung der Mannschaft interes­
siert 149. Die Teilnahme ausländischer Fuß­
ballspieler hindert die Anhänger eines Teams 
auch nicht daran, sich mit diesem zu identi­
fizieren. Ganz im Gegenteil erweist es sich 
nicht selten, daß diese Spieler die Bewunde­
rung und Zuneigung der Fußballfreunde in 
besonderem Maße auf sich ziehen. Zu den 
populärsten Spielern, die der TSV 1860 Mün­
chen jemals hatte, zählt ohne Zweifel der aus 
dem damaligen Jugoslawien stammende 
Petar Radenkovic. Der englische National­
spieler Kevin Keegan war jahrelang Publi­
kumsliebling beim Hamburger SV. Die 
Beliebtheit von Eric Cantona bei Manchester 
United sowie von Jürgen Klinsmann bei sei­
nem früheren Verein Tottenham Hotspurs ist 
weithin bekannt. 

Die Inkonsequenz der Vertreter dieser Auf­
fassung zeigt sich im übrigen, wenn man eine 
von der URBSFA in diesem Zusammenhang 

149 — So auch Forlati Picchio, a. a. O. (Fußnote 141), S. 759. 
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vorgetragene Erwägung betrachtet. Demnach 
sollten, da die Klubs oft die Namen eines 
Ortes trügen, die Zuschauer in der betreffen­
den Mannschaft Spieler derselben Nationa­
lität sehen dürfen. Wählt ein Klub einen 
Namen, der den Namen eines Orts enthält, 
so könnte man jedoch allenfalls erwarten 
oder verlangen, daß die Spieler dieses Klubs 
aus dem betreffenden Ort stammen. Jedem 
ist jedoch bewußt, daß zum Beispiel von den 
Spielern des FC Bayern München nur einige 
aus Bayern (oder gar aus München) stam­
men. Wenn insoweit die Staatsangehörigen 
aus anderen Teilen des betreffenden Staates 
ohne weiteres akzeptiert werden, ist nicht 
einzusehen, warum dies nicht auch für 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten gel­
ten soll. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß der 
Erfolg und die Spielweise einer Mannschaft 
in bedeutendem Maße von ihrem Trainer 
bestimmt werden. Der Gerichtshof hat 
jedoch bereits festgestellt, daß die Fußball­
trainer an dem Recht auf Freizügigkeit nach 
Artikel 48 teilhaben 150. Er hat dabei über­
haupt nicht erwogen, daß diese Personen 
dabei etwa anderen als den von Artikel 
48 ausdrücklich zugelassenen Beschränkun­
gen unterworfen sein könnten. In der Praxis 
wird von diesem Recht denn auch rege 
Gebrauch gemacht. Das bekannteste Beispiel 
ist wohl der FC Barcelona, der seit langem 
einen holländischen Trainer hat. Der Ham­
burger SV hat seine größten Erfolge mit 
einem österreichischen Trainer errungen, und 
der FC Bayern München hatte in den letzten 
Jahrzehnten eine ganze Reihe ausländischer 
Trainer. Auch die Nationalmannschaft eines 
Landes wird nicht immer von einem Staats­
angehörigen dieses Landes betreut. So ist 

zum Beispiel der Trainer der irischen Natio­
nalmannschaft ein Engländer. Dies unter­
streicht, daß von einer „nationalen" Prägung 
des Fußballsports in dem Sinne, daß Spieler 
und Trainer die Staatsangehörigkeit des Lan­
des haben müßten, in dem der betreffende 
Klub seinen Sitz hat, kaum die Rede sein 
kann. 

144. Weiterhin wird vorgetragen, die in den 
nationalen Ligen erfolgreichen Klubs verträ­
ten den jeweiligen Mitgliedstaat in den euro­
päischen Wettbewerben und müßten daher 
wenigstens überwiegend aus Staatsangehöri­
gen dieses Staates bestehen. Der „Deutsche 
Meister" zum Beispiel könne daher nur in 
einem Wettstreit von Vereinsmannschaften 
ermittelt werden, in denen „noch eine Min­
destzahl deutscher Spieler mitwirkt"151. 
Auch dieses Argument vermag nicht zu 
überzeugen. Zum einen können die Befür­
worter dieser These nicht erklären, warum 
gerade die derzeitig praktizierte Regelung 
erforderlich sein soll, um dies sicherzustel­
len. Wenn es nämlich darauf ankäme, daß 
eine Mannschaft überwiegend aus Staatsan­
gehörigen des betreffenden Staates besteht, 
würde es angesichts einer Zahl von 11 Spie­
lern je Mannschaft genügen, generell bis zu 
fünf ausländische Spieler zuzulassen. Wenn 
gar nur eine „Mindestzahl" der Spieler die 
Staatsangehörigkeit des betreffenden Staates 
haben müßten, wären sogar noch mehr aus­
ländische Spieler zuzulassen. Im übrigen ist 
darauf hinzuweisen, daß der Begriff des 
„Deutschen Meisters" ohne weiteres auch 
anders ausgelegt werden kann, als es die Ver­
treter dieser Auffassung fordern. Nichts 
steht dem Verständnis im Wege, wonach 
damit der Verein bezeichnet wird, der aus 

150 — Urteil vom 15. Oktober 1987 in der Rechtssache 
222/86 (Hcylcns, Slg. 1987, 4112). 

151 — So zum Beispiel Harald Kahlenbcrg, Zur EG-rechtlchen 
Zitlässigkeit von Amlünderkiameln im Sport, in: EWS 
1994, S. 423, 429. 
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den in Deutschland durchgeführten Spielen 
als Erster hervorgegangen ist 152. 

Das Argument vermag jedoch auch aus 
einem anderen Grunde nicht zu überzeugen. 
Die Ausländerklauseln gelten zum Beispiel 
in Deutschland nicht für Amateurteams. 
Einige dieser Teams nehmen in Deutschland 
an dem vom DFB organisierten Pokalwett­
bewerb teil. Es ist daher theoretisch denkbar, 
daß eine aus 11 ausländischen Fußballspie­
lern bestehende Amateurmannschaft den 
DFB-Pokal gewinnt und damit die Berechti­
gung erwirbt, am Europapokal der Pokalsie­
ger teilzunehmen. Daß es sich nicht um 
einen lediglich hypothetischen Fall handelt, 
zeigt das Beispiel der Amateure von Hertha 
BSC Berlin, die im Jahre 1993 das deutsche 
Pokalfinale erreichten. Noch wesentlich 
deutlicher zeigt sich die Schwäche des 
genannten Arguments, wenn man bedenkt, 
daß ein Verband wie Schottland keine Aus­
länderklausel kennt und die übrigen briti­
schen Verbände für das Verhältnis zueinan­
der besondere Regeln vorsehen 153. Es kann 
daher durchaus geschehen, daß die Vereine 
dieser Verbände in den von ihren Verbänden 
organisierten Ligen und Wettbewerben eine 
Vielzahl von Spielern aus anderen Mitglied­
staaten einsetzen, jedoch gezwungen werden, 
die Zahl dieser Spieler zu beschränken, wenn 
sie an den Wettbewerben der UEFA teilneh­
men. Ich vermag nicht zu erkennen, wie man 
in einem solchen Fall mit dem genannten 
Argument begründen könnte, daß Berufs­
fußballspielern aus der Europäischen 

Gemeinschaft die Teilnahme an den Europa-
pokalwettbewerben versagt wird. 

145. Auch die zweite Gruppe von Einwen­
dungen vermag nicht zu überzeugen. Es ist 
durch nichts erwiesen, daß die Nachwuchs­
förderung in einem Mitgliedstaat beeinträch­
tigt würde, wenn die Ausländerklauseln weg­
fielen. Nur wenige Spitzenvereine setzten so 
gezielt auf die Förderung des eigenen Nach­
wuchses wie zum Beispiel Ajax Amsterdam. 
Die meisten Talente bahnen sich ihren Weg 
nach oben hingegen über kleine Vereine, für 
welche diese Klauseln nicht gelten 154. 
Außerdem spricht viel für die Annahme, daß 
die Beteiligung ausländischer Spitzenspieler 
die Entwicklung des Fußballs fördert 155. Ein 
früher Kontakt mit ausländischen Stars 
„kann für einen Nachwuchsspieler nur vor­
teilhaft sein" 156. 

Richtig ist allerdings, daß die Zahl der für 
einheimische Spieler zur Verfügung stehen­
den Arbeitsplätze um so kleiner wird, je 
mehr ausländische Spieler von den Klubs 
angestellt und eingesetzt werden. Dabei han­
delt es sich jedoch um eine Folge, die das 
Recht auf Freizügigkeit notwendigerweise 
mit sich bringt. Im übrigen spricht wenig 
dafür, daß die Beseitigung der Ausländer­
klauseln dazu führen könnte, daß in einer 

152 — So auch Roger Zäch, Wettbewerbsrecht und Freizügigkeit 
für Arbeitnehmer im Bereich des Sports nach dem Recht 
der EG, in: Walter R. Schluep u. a. (Hrsg.), Festschrift für 
Arnold Koller, Bern, Stuttgart, Wien 1993, S. 837, 847 f. 

153 — Siehe oben, Nr. 40. 

154 — Um nur zwei bekannte Beispiele von Spielern zu nennen, 
deren Karriere bei kleinen Amateurvereinen begann: Franz 
Beckenbauer begann beim SC München 1906 Fußball zu 
spielen; Gerd Müller schoß seine ersten Tore für den TSV 
1861 Nördlingen. 

155 — So etwa Giardini, a. a. O. (Fußnote 119), S. 454. 
156 — Palme, Hepp-Schwab und Wilske, a. a. O. (Fußnote 141), 

S. 345. 
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Liga die Spieler mit der Staatsangehörigkeit 
des betreffenden Staates zu einer kleinen 
Minderheit werden. Der Wegfall der Aus­
länderklauseln würde die Klubs nicht dazu 
verpflichten, (mehr) Ausländer einzustellen, 
sondern ihnen die Möglichkeit geben, dies zu 
tun, wenn sie sich davon Erfolg versprechen. 

146. Auch das Argument, die Ausländer­
klauseln seien notwendig, um sicherzustel­
len, daß genügend Spieler für die National­
mannschaft herangebildet werden, überzeugt 
nicht. Sogar wenn man diese Erwägung im 
Lichte der Urteile des Gerichtshofes in den 
Fällen Walrave und Dona als legitim erach­
ten wollte, könnte sie die Ausländerklauseln 
nicht rechtfertigen. Wie ich schon erwähnte, 
ist es unwahrscheinlich, daß der Zuzug aus­
ländischer Spieler so groß werden sollte, daß 
die einheimischen Spieler nicht mehr zum 
Zuge kämen. Dabei ist auch von Bedeutung, 
daß der Erfolg oder Mißerfolg der eigenen 
Nationalmannschaft sich auch auf das Inter­
esse an den Spielen der Klubs des betreffen­
den Landes auswirkt. Der Gewinn der Fuß­
ballweltmeisterschaft etwa löst in aller Regel 
ein verstärktes Interesse der Zuschauer auch 
an den Spielen der nationalen Liga aus. Es 
liegt daher im eigensten Interesse der Klubs 
eines Landes, zum Erfolg der Nationalmann­
schaft beizutragen, indem sie geeignete Spie­
ler heranbilden und zur Verfügung stellen. 
Das Prestige, das diese Spieler in der Natio­
nalmannschaft erwerben, kommt auch den 
Klubs als solchen zugute. Im übrigen ist auf 
das Beispiel Schottlands hinzuweisen, wo das 
Fehlen von Ausländerklauseln offensichtlich 
nicht dazu geführt hat, daß es an Spielern für 
die Auswahlmannschaft fehlt157. 

Außerdem finden sich in den Nationalmann­
schaften der Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft heutzutage sehr oft Spieler, die ihren 
Beruf im Ausland ausüben, ohne daß davon 
besondere Nachteile ausgingen. Es genügt, 
daß die Spieler zu den jeweiligen Spielen der 
Nationalmannschaft abgestellt werden müs­
sen, so wie dies die derzeit geltenden Regeln 
der Verbände auch vorsehen. Das beste Bei­
spiel stellt vielleicht die dänische National­
mannschaft dar, die 1992 die Europameister­
schaft gewann. In der deutschen 
Nationalmannschaft, die 1990 Weltmeister 
wurde, standen mehrere Spieler, die in einer 
ausländischen Liga spielten. Es ist daher 
nicht ersichtlich, daß die Ausländerklauseln 
notwendig wären, um die Spielstärke der 
eigenen Nationalmannschaft zu sichern. 

147. Schließlich wird drittens vorgetragen, 
die Ausländerklauseln dienten dazu, das 
Gleichgewicht zwischen den Klubs zu wah­
ren. Nach Ansicht der URBSFA könnten 
sich andernfalls die großen Klubs die Dienste 
der besten Spieler aus der ganzen Gemein­
schaft sichern und dadurch den wirtschaftli­
chen und sportlichen Abstand zu den ande­
ren Vereinen noch vergrößern. Das darin 
zum Ausdruck kommende Anliegen ist — 
wie ich später noch näher erläutern werde — 
legitim. Jedoch bin ich wie Herr Bosman der 
Ansicht, daß es andere Mittel gibt, um dieses 
Ziel zu erreichen, ohne das Recht auf Freizü­
gigkeit zu beeinträchtigen. Im übrigen sind 
diese Klauseln ohnehin nur sehr bedingt 
geeignet, für ein Gleichgewicht zwischen den 
Klubs zu sorgen. Die reichsten Klubs sind 
nach wie vor in der Lage, sich die besten — 
und damit zugleich in der Regel teuersten — 
ausländischen Stars zu leisten. Zugleich hat 
ein solcher Klub die Möglichkeit, die besten 
einheimischen Spieler zu verpflichten, ohne 
daß ihm irgendeine vergleichbare Klausel 
dabei Grenzen ziehen würde. 

157 — Man wird dagegen nicht einwenden können, daß die Aus­
wahlmannschaft Schottlands seit geraumer Zeit relativ 
wenig Erfolg zu verzeichnen hat. Auch die schottischen 
Klubmannschaften haben nämlich in den vergangenen Jah­
ren in den Europapokahvcttbcwerben keine großen 
Erfolge errungen. Man darf erwarten, daß sich dies eines 
Tages wieder ändern wird. 
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148. Nur der Vollständigkeit halber sei noch 
angemerkt, daß der Umstand, daß die derzeit 
geltenden Ausländerklauseln möglicherweise 
gemeinsam mit der Kommission erarbeitet 
und von dieser vielleicht sogar gebilligt wur­
den, ohne rechtliche Bedeutung ist. Die 
Kommission ist weder befugt noch in der 
Lage, durch ihr Handeln den Geltungsbe­
reich oder die Bedeutung der Vorschriften 
des EG-Vertrags zu verändern. Die verbind­
liche Auslegung dieser Vorschriften kommt 
allein dem Gerichtshof zu. 

3. Artikel 48 und die Transferregeln 

a) Anwendbare Regeln 

149. Wenden wir uns nun der Erörterung 
der Frage zu, ob die Transferregeln mit Arti­
kel 48 vereinbar sind. Dabei stellt sich 
zunächst die Vorfrage, welches Reglement 
den Gegenstand der Prüfung bilden soll. 
Gehören der bisherige Verein eines Spielers 
und sein neuer Verein demselben Verband 
an, so finden auf den Wechsel die Transferre­
geln dieses Verbandes Anwendung. Für 
einen Wechsel innerhalb Belgiens zum Bei­
spiel gilt daher das Reglement der URBSFA. 
Nicht völlig klar ist hingegen, welche Regeln 
im Bereich der Gemeinschaft anzuwenden 
waren, wenn der bisherige und der neue Ver­
ein verschiedenen Verbänden angehörten. 
Die Frage scheint seit dem UEFA-
Transferreglement 1993 geklärt zu sein, das 
wie bereits erwähnt vorsieht, daß für interna­
tionale Vereinswechsel im Bereich der UEFA 
das FIFA-Reglement gilt. Lediglich für die 
Berechnung der Ablösesummen ist auf das 
UEFA-Transferreglement 1993 zurückzu­

greifen, falls die betroffenen Vereine keine 
Einigung über deren Höhe erzielen kön­
nen 158. Das Scheitern des Wechsels von 
Herrn Bosman zur US Dünkirchen ereignete 
sich jedoch im Jahre 1990, also bevor das 
UEFA-Transferreglement 1993 in Kraft trat. 
Es ist strittig, welche Regeln damals in der 
Gemeinschaft auf internationale Transfers 
anzuwenden waren. Die UEFA behauptet, 
daß ihr damals geltendes Reglement einschlä­
gig gewesen wäre. Das vorlegende Gericht ist 
jedoch der Auffassung, daß tatsächlich die 
damals geltenden Vorschriften der FIFA 
angewandt worden seien. 

150. Ich bin jedoch wie das vorlegende 
Gericht der Auffassung, daß diese Frage für 
den vorliegenden Fall ohne Bedeutung ist. 
Richtig ist zwar, daß das UEFA-
Transferreglement 1990 vorschrieb, daß die 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
betroffenen Vereinen die sportliche Tätigkeit 
des Spielers nicht beeinflussen sollten, soweit 
es um die Frage nach der Ablösesumme 
ging 159. Dies ist gewiß ein Fortschritt 
gegenüber dem damals geltenden FIFA-
Reglement 1986, dem zufolge durch die für 
die Spielberechtigung erforderliche Freigabe­
bescheinigung des bisherigen Verbandes 
bestätigt wurde, daß die Frage der Ablöse­
summe geregelt worden war 160. Im Gegen­
satz zu diesen FIFA-Regeln war es nach den 
UEFA-Regeln daher möglich, daß ein Spieler 
bereits eingesetzt werden konnte, bevor die 
betroffenen Vereine sich über die Höhe der 
Ablösesumme geeinigt hatten. Dieser Fort­
schritt ist jedoch nur scheinbar. Auch nach 

158 — Siehe oben, Nr. 19. 
159 — Siehe oben, Nr. 15. 
160 — Vgl. oben, Nr. 21, und den in Fußnote 37 zitierten Wort­

laut der einschlägigen Bestimmung des FIFA-Reglements 
1986. 
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den UEFA-Regeln war eine Ablösesumme 
zu zahlen. Für den Fall, daß sich die Vereine 
über deren Höhe nicht einigen konnten, 
wurde diese — wie nach der heute geltenden 
Regelung — durch die UEFA festgelegt. Für 
den Fall, daß der neue Verein diese Ablöse­
summe nicht zahlen sollte, drohten ihm 
erhebliche Sanktionen. Es ist daher offen­
sichtlich, daß kein vernünftig und vorsichtig 
kalkulierender Verein bereit sein dürfte, 
einen Spieler zu engagieren, bevor die Höhe 
der Ablösesumme geklärt ist oder bevor er 
sich zumindest vergewissert hat, welchen 
Betrag er im Höchstfall zu zahlen hätte. Ein 
Verein wird den Spieler nur anstellen, wenn 
er bereit und in der Lage ist, diesen Betrag 
zu zahlen 161. Die Höhe der Transfersumme 
spielt daher auch dann, wenn man die neue­
ren Regeln der UEFA zugrunde legt, eine 
ausschlaggebende Rolle für die Frage, ob ein 
Spieler seinen Verein wechseln kann. Das 
vorlegende Gericht hat es daher zu Recht 
abgelehnt, auf die von der UEFA vorgeschla­
gene Änderung des Wortlauts seiner Vorlage­
fragen einzugehen 162. 

b) Artikel 48 als Diskriminierungsverbot 

151. Nach Artikel 48 Absatz 2 EG-Vertrag 
umfaßt die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
die „Abschaffung jeder auf der Staatsangehö­
rigkeit beruhenden unterschiedlichen 
Behandlung der Arbeitnehmer der Mitglied­
staaten in bezug auf Beschäftigung, Entloh­
nung und sonstige Arbeitsbedingungen". 

Der Gerichtshof hat dieses Diskriminie­
rungsverbot in einer Vielzahl von Entschei­
dungen angewandt und dabei darauf hinge­
wiesen, daß durch diese Vorschrift das 
allgemeine Verbot der Diskriminierungen 
aufgrund der Staatsangehörigkeit, das Artikel 
6 EG-Vertrag (früher Artikel 7 EWG-Ver­
trag) aufstellt, in dem besonderen Bereich, 
den sie regelt, umgesetzt worden ist 163. Die­
ses Verbot von Diskriminierungen aufgrund 
der Staatsangehörigkeit ist weit auszulegen. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofes verbietet Artikel 48 „nicht nur 
offensichtliche Diskriminierungen aufgrund 
der Staatsangehörigkeit, sondern auch alle 
versteckten Formen der Diskriminierung, die 
durch die Anwendung anderer Unterschei­
dungsmerkmale tatsächlich zu dem gleichen 
Ergebnis führen" 164. 

152. Es ist daher zu prüfen, ob die hier zu 
untersuchenden Transferregeln dazu führen, 
daß Angehörige anderer Mitgliedstaaten in 
irgendeiner Weise diskriminiert werden. 

153. Die URBSFA verneint dies mit der 
Begründung, daß die Transferregeln ihres 
Reglements auf alle Spieler gleichermaßen 
angewandt würden, ohne daß dabei nach 
deren Staatsangehörigkeit unterschieden 
würde. Auch die UEFA stellt in Abrede, daß 
ihre Transferregeln zu einer Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit führten. 
Diese Regeln fänden unterschiedslos auf alle 
Spieler Anwendung, die von ihnen erfaßt 
würden. Auch die Regierungen Italiens, 
Frankreichs und Deutschlands haben den 

161 — Der Fall des Wechsels von Heiko Herrlich von Borussia 
Mönchengladbach zu Borussia Dortmund im Sommer 
1995 widerspricht dieser Auffassung nicht. Dieser Spieler 
hatte zwar allem Anschein nach einen Vertrag bei seinem 
neuen Klub unterschrieben, bevor die Verhandlungen zwi­
schen den Klubs über einen eventuellen Wechsel über­
haupt begonnen hatten. Die Besonderheit lag jedoch darin, 
daß der Spieler den Behauptungen seines bisherigen Klubs 
zufolge bei diesem noch vertraglich gebunden gewesen 
war und daher mit der Unterschrift unter den neuen Ver­
trag einen Vertragsbruch begangen hatte. 

162 — Siehe oben, Nr. 52. 

163 — Vgl. etwa das Urteil vom 30. Mai 1989 in der Rechtssache 
305/87 (Kommission/Griechenland, Slg. 1989, I-161, Rand-
nr. 12). 

164 — Urteil vom 23. Februar 1994 in der Rechtssache 
C-419/92 (Scholz, Slg. 1994. I-505, Randnr. 7). 
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Standpunkt vertreten, daß die Transferregeln 
nicht zu einer Diskriminierung im Sinne von 
Artikel 48 Absatz 2 führten. Die Kommis­
sion hat in ihrer schriftlichen Stellungnahme 
ausgeführt, die Transferregeln führten nicht 
zu einer Diskriminierung. In der mündlichen 
Verhandlung hat sie hingegen die Meinung 
vertreten, daß Diskriminierungen möglich 
seien. Herr Bosman hat die Auffassung ver­
treten, daß das System der Transferregeln 
grundsätzlich keinen diskriminierenden Cha­
rakter aufweise. Er hat jedoch auf einige 
Aspekte der Anwendung dieser Transferre­
geln hingewiesen, aus denen sich seines 
Erachtens ergibt, daß Diskriminierungen 
möglich sind. Der Vertreter der dänischen 
Regierung hat in der mündlichen Verhand­
lung die Auffassung geäußert, daß nicht 
geklärt sei, ob die Transferregeln zu solchen 
Diskriminierungen führten oder ob dies 
nicht der Fall sei. 

154. Meines Erachtens kann nicht bezweifelt 
werden, daß die Anwendung der Transferre­
geln in der Gemeinschaft grundsätzlich zu 
Diskriminierungen führen kann. Es sind 
dabei drei verschiedene Sachverhalte zu 
unterscheiden. 

155. Der erste Sachverhalt ist dabei der auf 
den ersten Blick einleuchtendste. Es handelt 
sich dabei um jene Fälle, in denen das Regle­
ment eines Verbandes entweder für sich 
genommen oder in Verbindung mit den 
Regeln der UEFA und der FIFA notwendi­
gerweise dazu führt, daß ein Wechsel ins 
Ausland ungünstiger behandelt wird als ein 
Wechsel innerhalb des eigenen Verbandes. 
Dies scheint auf der Grundlage des vorgeleg­
ten Materials zum Beispiel in Dänemark der 
Fall zu sein. Betrachtet man die Modalitäten 
für die Berechnung der Ablösesumme bei 

einem Wechsel innerhalb Dänemarks einer­
seits und bei einem Wechsel ins Ausland 
andererseits, so zeigt sich, daß die Ablöse­
summe im letztgenannten Fall wesentlich 
höher sein dürfte 165. Noch deutlicher läßt 
sich dies anhand der bereits erwähnten Regel 
des französischen Verbandes zeigen, wonach 
die fällige Ablösesumme bei einem Wechsel 
ins Ausland verdoppelt wird 166. 

In diesen Fällen ist es also das Reglement 
eines Verbandes, das für sich genommen dazu 
führt, daß Spieler, die ins Ausland wechseln 
wollen, ungünstiger behandelt werden als 
Spieler, die zu einem Verein desselben Ver­
bandes wechseln wollen. Es handelt sich 
dabei allerdings um eine Diskriminierung, 
die nicht (oder wenigstens nicht unmittelbar) 
an die Staatsangehörigkeit des Spielers an­
knüpft. Es kann jedoch offen bleiben, ob es 
sich in einem solchen Fall um eine versteckte 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehö­
rigkeit handeln könnte. Es ist nämlich klar, 
daß durch eine solche Ungleichbehandlung 
ein Spieler davon abgehalten werden kann, 
von seinem Recht auf Freizügigkeit nach 
Artikel 48 Gebrauch zu machen. Solche Dis­
kriminierungen verstoßen daher gegen Arti­
kel 48, dessen Zweck gerade darin besteht, 
den Arbeitnehmern die Möglichkeit zu 
geben, sich in einen anderen Mitgliedstaat zu 
begeben, ohne deshalb Nachteile gewärtigen 
zu müssen. Der Gerichtshof hat diese Erwä­
gung etwa im Bereich der sozialen Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer bereits des öfteren 
seinen Entscheidungen zugrunde gelegt 167. 
In einem neueren Urteil hat er unter Bezug­
nahme auf seine frühere Rechtsprechung 

165 — Siehe oben, Nr. 30. 
166 — Siehe Nr. 33. 
167 — Siehe etwa das Urteil vom 9. Dezember 1993 in den ver­

bundenen Rechtssachen C-45/92 und C-46/92 (Lepore 
und Scamuffa, Slg. 1993, I-6497, Randnr. 21). 
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ganz allgemein ausgeführt, „daß die Gesamt­
heit der Vertragsbestimmungen über die 
Freizügigkeit den Gemeinschaftsbürgern die 
Ausübung jeder Art von Erwerbstätigkeit im 
gesamten Gebiet der Gemeinschaft erleich­
tern solle und Maßnahmen entgegenstehe, 
die diese dann benachteiligen könnten, wenn 
sie im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied­
staats eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben 
wollten" 168. 

156. Vergleichbar gelagert sind die Fälle, in 
denen das Reglement eines Verbandes im 
Verbund mit den Regeln der UEFA oder der 
FIFA zu einer Ungleichbehandlung führt. 
Auch hier kann die französische Regelung 
als Beispiel herangezogen werden. Wie wir 
bereits gesehen haben, kann bei einem Wech­
sel eines Spielers nach dieser Regelung nur 
dann eine Ablösesumme fällig sein, wenn es 
sich um den ersten Vereinswechsel eines 
Berufsspielers handelt169. Weitere Wechsel 
innerhalb Frankreichs sind daher möglich, 
ohne daß eine Ablösesumme fällig würde. 
Für Wechsel ins Ausland gelten jedoch die 
Regeln der UEFA und der FIFA, die von 
dem Grundsatz ausgehen, daß eine Ablöse­
summe zu entrichten ist. Für denselben Spie­
ler, der frei zu einem anderen französischen 
Verein wechseln kann, ist demnach eine 
Ablösesumme zu zahlen, wenn er ins Aus­
land wechselt. Die Kommission und Herr 
Bosman haben zu Recht auf diesen Umstand 
hingewiesen. In der Tat hätte ein Spieler, der 
sich in der Lage von Herrn Bosman befun­
den hätte, aber in der französischen Liga 
tätig gewesen wäre, frei zu einem anderen 
französischen Verein wechseln können. 
Hätte er hingegen die Absicht gehabt, zu 
einem belgischen Verein zu wechseln, hätte 
dieser für ihn eine Ablösesumme zahlen 

müssen. Das Zusammenspiel der Regeln des 
nationalen Verbandes mit den Regeln der 
internationalen Fußballverbände hat dem­
nach zur Konsequenz, daß ein in Frankreich 
tätiger Spieler leichter zu einem anderen 
französischen Verein wechseln kann als ins 
Ausland. Auch darin ist ein Verstoß gegen 
Artikel 48 zu sehen. 

Ähnliche Wirkungen dürften die in Spanien 
geltenden Transferregelungen erzeugen. 
Berufsspieler, die mindestens 25 Jahre alt 
sind, können nämlich innerhalb Spaniens frei 
wechseln, ohne daß dabei Ablösesummen 
fällig würden 170. Bei einem Wechsel ins Aus­
land kann der bisherige Verein dagegen nach 
den Regeln der UEFA und der FIFA eine 
Ablösesumme verlangen. 

157. Diese Fälle von Diskriminierungen 
spielen jedoch für das vorliegende Verfahren 
keine Rolle, da die Regeln der URBSFA, um 
die es hier geht, weder für sich genommen 
noch im Verbund mit den Regeln der UEFA 
oder der FIFA entsprechende Wirkungen 
entfalten, die dazu führen würden, daß ein 
Wechsel ins Ausland ungünstiger behandelt 
würde als ein Wechsel innerhalb des belgi­
schen Verbandes. 

158. Dies könnte anders sein, was den zwei­
ten Sachverhalt anlangt. Eine Benachteili­
gung der Spieler, die ins Ausland wechseln 

168 — Urteil vom 7. Juli 1992 in der Rechtssache 
C-370/90 (Singli, Slg. 1992, I-4265, Randnr. 16). 

169 — Siehe oben, Nr. 32. 170 — Siehe oben, Nr. 31. 
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wollen, könnte nämlich auch dann gegeben 
sein, wenn die in solchen Fällen zu entrich­
tenden Ablösesummen jeweils höher wären 
als diejenigen Ablösesummen, die bei einem 
Wechsel zu einem Verein desselben Verban­
des anfielen. Da die Ablösesummen in der 
Regel frei ausgehandelt werden, kann man 
dabei allerdings nur die Ablösesummen mit­
einander vergleichen, die aufgrund der jewei­
ligen Reglements zu zahlen sind, wenn sich 
die Vereine nicht über die Höhe des Betrages 
einigen. Im vorliegenden Fall führte die 
Anwendung der Verbandssatzung der 
URBSFA bekanntlich zur Festsetzung einer 
Tranfersumme in Höhe von 11 743 000 BFR 
für den Fall eines Zwangstransfers 171. Herr 
Bosman hat in der mündlichen Verhandlung 
ausgeführt, daß die Festlegung der Transfer­
summe anhand der von der UEFA verwen­
deten Kriterien praktisch notwendigerweise 
dazu führe, daß ein Betrag festgesetzt werde, 
der weit über dem tatsächlichen Marktwert 
des Spielers liege. In seiner schriftlichen Stel­
lungnahme hat er geltend gemacht, daß die 
nach den UEFA-Regeln berechnete Ablöse­
summe in seinem Falle 14 Millionen BFR 
betragen hätte. In der mündlichen Verhand­
lung hat er gar von einem Betrag von gut 
20 Millionen BFR gesprochen. 

159. Sollte es tatsächlich so sein, daß die 
Festlegung der Ablösesummen anhand der 
Kriterien der UEFA und der FIFA stets oder 
meistens zu höheren Beträgen führe, als sie 
für einen Wechsel desselben Spielers zu einem 
Verein desselben Verbandes zu entrichten 
wären, läge hierin eine Diskriminierung 
gegenüber denjenigen Spielern, die von ihrem 
Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen 
wollen. Diese Diskriminierung wäre entspre­
chend dem oben Gesagten gemäß Artikel 
48 verboten. Einen gewissen Anhaltspunkt 
dafür, daß die UEFA-Regeln das Ziel verfolgt 

haben könnten, den Wechsel von Spielern zu 
einem anderen Verband schwieriger zu 
gestalten als den Wechsel innerhalb eines Ver­
bandes, bieten die Überlegungen, die an 
einem Treffen eines Ausschusses der UEFA 
am 24. November 1976 angestellt worden zu 
sein scheinen 172. Entscheidend ist jedoch, ob 
sich ein solches Ergebnis aus den entspre­
chenden Regeln der UEFA oder der FIFA 
ableiten läßt. Diese Frage wird — falls es auf 
sie ankommen sollte — vom vorlegenden 
Gericht zu klären sein. 

160. Der dritte und letzte Sachverhalt, der 
einen Verstoß gegen das Diskriminierungs­
verbot begründen könnte, ist erst in der 
mündlichen Verhandlung zur Sprache 
gekommen. Die Untersuchung der fraglichen 
Regeln der UEFA und der FIFA führt zu 
dem Ergebnis, daß in allen Fällen, in denen 
ein Spieler zu einem Verein eines anderen 
Verbandes wechselt, eine Freigabebescheini­
gung des bisherigen Verbandes erforderlich 
ist. Ein ähnliches Erfordernis scheint es hin­
gegen für einen Wechsel innerhalb eines Ver­
bandes nicht zu geben. Ich habe daher in der 
mündlichen Verhandlung an die Kommission 
die Frage gerichtet, ob diese Umstände dazu 
führen, daß Wechsel ins Ausland größeren 
Schwierigkeiten begegnen oder zumindest 
einen größeren Aufwand erfordern als Wech­
sel innerhalb ein und desselben Verbandes. 
Die Vertreterin der Kommission hat diese 
Frage bejaht, wobei sie sich auf Angaben von 
Herrn Bosman stützte. Die UEFA hat sich 
hierzu in der mündlichen Verhandlung nicht 
geäußert. 

171 — Siehe oben, Nr. 43. 

172 — Herr Bosman hat dem Gerichtshof ein Protokoll der Sit­
zung einer „Commission des Professionnels et Non Ama­
teurs" vorgelegt, dessen Authentizität von der UEFA 
nicht bestritten wurde. Dem Protokoll zufolge vertrat 
einer der Anwesenden die Auffassung, daß durch die 
Urteile des Gerichtshofes die Rechtslage hinsichtlich der 
Ausländerklauseln geklärt worden sei. Aus dem Kontext 
ergibt sich, daß der Betreffende davon ausging, daß Spieler 
gemäß Artikel 48 ohne weiteres in andere Mitgliedstaaten 
wechseln durften. Daraus zog er den Schluß, daß es nun­
mehr darum gehe, diese Vorschrift zu umgehen („tourner 
la loi"). 
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161. Es ist somit unschwer zu erkennen, daß 
Wechsel ins Ausland anders behandelt wer­
den als Wechsel innerhalb eines Verbandes 
und daß in den erstgenannten Fällen der 
abgebende Verband dem Wechsel zustimmen 
muß. Diese Ungleichbehandlung hätte — 
wenn überhaupt — nur dann keinen Einfluß 
auf die im vorliegenden Fall anzustellende 
Prüfung, wenn es sich um eine reine Forma­
lität handeln würde, die allein dem Umstand 
entspränge, daß bei einem Wechsel ins Aus­
land zugleich ein Wechsel der Verbandszuge­
hörigkeit erfolgt. Die UEFA behauptet, daß 
dies der Fall ist. Es läßt sich jedoch durchaus 
bezweifeln, ob es sich wirklich nur um eine 
solche Formalität handelt. 

Das UEFA-Transferreglement 1990 
bestimmt zwar in seinem Artikel 16 Satz 1, 
daß die Frage nach der Ablösesumme auf die 
sportliche Tätigkeit des Spielers keinen Ein­
fluß ausübt. Es fällt jedoch auf, daß der 
nachfolgende Satz die Zukunftsform verwen­
det („wird ... spielen können") 173. Dies 
könnte durchaus so verstanden werden, 
daß der betreffende Spieler von seinem 
neuen Verein eingesetzt werden kann, 
sobald die Freigabebescheinigung des 
bisherigen Verbandes vorliegt. Das UEFA-
Transferreglement 1990 bestimmt zwar, daß 
diese Freigabebescheinigung unverzüglich 
auszustellen ist. Es regelt aber allem 
Anschein nach nicht die Frage, was gesche­
hen soll, wenn dies aus irgendeinem Grunde 
nicht erfolgt. 

Das UEFA-Transferreglement 1993 enthält 
in seinem Artikel 2 eine Bestimmung, die mit 
Artikel 16 des UEFA-Transferreglements 
1990 übereinstimmt. Auch dieser Vorschrift 

zufolge „wird" der Spieler für seinen neuen 
Verein „spielen können". Wie ich bereits 
erwähnt habe, verweist das UEFA-
Transferreglement 1993 weitgehend auf die 
entsprechenden Regeln der FIFA. Nach den 
Bestimmungen des FIFA-Reglements 
1994 kann einem Spieler, der zu einem Ver­
ein eines anderen Verbandes wechselt, die 
Spielberechtigung erst erteilt werden, wenn 
dieser Verband die Freigabebescheinigung 
des bisherigen Verbandes erhalten hat. Die 
Ausstellung dieser Bescheinigung kann ver­
weigert werden, wenn der betreffende Spieler 
seine Vertragspflichten gegenüber dem alten 
Verein „nicht vollständig erfüllt hat" oder 
wenn zwischen den beteiligten Vereinen 
wegen des Transfers eine Streitigkeit besteht, 
die „nicht finanzieller Natur ist" I74. Nun ist 
es sicherlich einleuchtend, daß ein Spieler, 
dessen Vertrag bei seinem bisherigen Arbeit­
geber noch nicht abgelaufen ist und der 
somit seine vertraglichen Verpflichtungen 
gegenüber diesem Verein noch nicht voll­
ständig erfüllt hat, daran gehindert werden 
kann, für einen neuen Verein zu spielen. Die 
zitierte Formulierung des FIFA-Reglements 
1994 ist jedoch so weit gefaßt, daß sie auch 
eine Vielzahl anderer Fälle abzudecken ver­
mag. 

Wie sich dies mit der vermeintlichen Mög­
lichkeit des Spielers verträgt, „frei" für sei­
nen neuen Verein zu spielen, mag dahinge­
stellt bleiben. Jedenfalls zeigt dieses 
Reglement meines Erachtens deutlich, daß 
die Freigabebescheinigung keine reine For­
malität ist. In Artikel 7 des FIFA-Reglements 
1994 wird nämlich geregelt, was geschieht, 
wenn der bisherige Verband sich — aus wel­
chem Grund auch immer — weigert, die 
Freigabebescheinigung zu erteilen. In diesem 
Fall „können" die zuständigen Gremien der 
FIFA die Ausstellung dieser Bescheinigung 

173 — Vgl. den Wortlaut in Nr. 15. 174 — Siehe oben, Nr. 23. 
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durch den bisherigen Verband anordnen 
oder diese Bescheinigung durch einen eige­
nen Entscheid ersetzen. Erteilt der bisherige 
Verband die Freigabebescheinigung nicht 
binnen 60 Tagen, „kann" der neue Verband 
selbst eine provisorische Bescheinigung 
erstellen 175. Eine Freigabebescheinigung 
oder eine entsprechende Entscheidung durch 
die FIFA ist daher in jedem Falle erforder­
lich. Außerdem ist der Spieler darauf ange­
wiesen, daß sein bisheriger Verband, die 
FIFA oder sein neuer Verband die erforder­
lichen Schritte unternehmen, um die Ausstel­
lung dieser Freigabebescheinigung zu errei­
chen. Der bisherige Verband ist zur 
Ausstellung dieser Bescheinigung verpflich­
tet, kann sich jedoch gegebenenfalls auf eine 
weit und relativ unklar gefaßte Ausnahmebe­
stimmung berufen. Die FIFA und der neue 
Verband können selbst tätig werden. Daß sie 
dies auch tun müßten, um dem Spieler die 
Möglichkeit zu geben, für seinen neuen Ver­
ein zu spielen, wird nicht bestimmt. 

Wenn es ungeachtet des bereits Gesagten 
noch einer Bestätigung dafür bedürfen sollte, 
daß die Freigabebescheinigung keine bloße 
Formalität darstellt, würde ein Blick auf eine 
Vorschrift des FIFA-Reglements 1994 genü­
gen. Diese Vorschrift bezieht sich auf den 
Fall, daß der bisherige Verband die Freigabe­
bescheinigung nicht ausstellt und der neue 
Verband nach Ablauf der genannten Frist 
von 60 Tagen selbst eine provisorische 
Bescheinigung erstellt. Es heißt dort: „Auf 
keinen Fall ist es einem Spieler gestattet, 

während der vorerwähnten Frist von 
60 Tagen für seinen neuen Verein offizielle 
Spiele zu bestreiten" 176. 

162. Da die Freigabebescheinigung nur für 
den Fall eines Wechsels zu einem anderen 
Verband und damit — abgesehen von dem 
Sonderfall der Verbände des Vereinigten 
Königreichs — ins Ausland erforderlich ist, 
unterliegen somit Transfers ins Ausland 
ungünstigeren Regeln als Wechsel innerhalb 
ein und desselben Verbandes. Diese 
Ungleichbehandlung kann dazu führen, daß 
Spieler davon abgehalten werden, von ihrem 
Recht auf Freizügigkeit Gebrauch zu 
machen. Auch hierin kann entsprechend der 
oben angestellten Überlegungen ein Verstoß 
gegen das Diskriminierungsverbot des Arti­
kels 48 gesehen werden. Für diese Feststel­
lung ist es ohne Bedeutung, daß die Anwen­
dung der Transferregeln in der Praxis nur in 
Ausnahmefällen zu solchen Schwierigkeiten 
führt. Es genügt, daß die Möglichkeit 
besteht, daß durch diese Ungleichbehand­
lung die Freizügigkeit eingeschränkt wird. 

163. Nur der Vollständigkeit halber sei hin­
zugefügt, daß ich in der Tatsache, daß die 
Transfersumme je nach Spieler variiert, ent­
gegen der von Herrn Bosman vertretenen 
Auffassung keinen für Artikel 48 relevanten 
Fall der Diskriminierung zu erblicken ver­
mag. Richtig ist zwar, daß eine unterschied­
liche Behandlung gegeben ist. Da die Regeln 
der einzelnen Reglements über die Berech­
nung der Ablösesummen an das Gehalt der 
Spieler anknüpfen, ist beim Wechsel eines 

175 — Siehe oben, Nr. 23. 
176 — Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 3 des FIFA-Reglements 

1994 (Hervorhebung von mir). 

I - 4990 



BOSMAN 

gutbezahlten (und damit wohl in der Regel 
talentierten) Spielers eine höhere Ablöse­
summe zu zahlen als beim Wechsel eines 
weniger gut bezahlten Spielers. Es handelt 
sich aber hierbei nicht um eine Unterschei­
dung, die direkt oder mittelbar an die Staats­
angehörigkeit anknüpft oder Spieler, die von 
ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch 
machen wollen, in besonderer Weise betrifft. 

164. Nach dem bisher Gesagten könnte also 
durchaus die Auffassung vertreten werden, 
daß die Transferregeln in der einen oder 
anderen Hinsicht gegen das Diskriminie­
rungsverbot des Artikels 48 Absatz 2 versto­
ßen. Der Gerichtshof brauchte auf diese Fra­
gen jedoch nur dann einzugehen, wenn sich 
der Inhalt des Artikels 48 darin erschöpfen 
sollte, ein Verbot von Diskriminierungen 
aufgrund der Staatsangehörigkeit aufzustel­
len. Ich bin der Ansicht, daß dies nicht der 
Fall ist. Meines Erachtens werden durch 
Artikel 48 grundsätzlich alle Beschränkungen 
der Freizügigkeit verboten. Dies ist im fol­
genden zu begründen, wobei mit der bisheri­
gen Rechtsprechung des Gerichtshofes zu 
beginnen ist. 

c) Artikel 48 als Verbot der Beschränkungen 
der Freizügigkeit 

aa) Bisherige Rechtsprechung zu Artikel 
48 und Artikel 52 

165. Bei der Prüfung der zu Artikel 
48 ergangenen Rechtsprechung auf die Frage 
hin, ob diese Vorschrift nicht nur Diskrimi­
nierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit 

verbietet, sondern auch unterschiedslos 
anwendbaren Regeln entgegenstehen kann, 
welche die Freizügigkeit behindern, sind 
auch die zu Artikel 52 erlassenen Urteile ein-
zubeziehen. Dies rechtfertigt sich zum einen 
aufgrund der Erwägung, daß beide Vor­
schriften auf derselben Grundlage beruhen, 
nämlich dem Artikel 3 Buchstabe c des 
EG-Vertrags. Dieser Bestimmung zufolge 
umfaßt die Tätigkeit der Gemeinschaft einen 
„Binnenmarkt, der durch die Beseitigung der 
Hindernisse für den freien Waren-, 
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver­
kehr zwischen den Mitgliedstaaten gekenn­
zeichnet ist". Der hier angesprochene freie 
Personenverkehr wird in eben diesen Arti­
keln 48 und 52 geregelt, wobei die erstge­
nannte Vorschrift für Arbeitnehmer gilt, 
während Artikel 52 auf Selbständige Anwen­
dung findet 177. Zwischen diesen beiden Vor­
schriften bestehen daher deutliche Parallelen, 
die erwarten lassen, daß sie für bestimmte 
Sachverhalte übereinstimmende Lösungen 
bereithalten. Zum anderen hat der Gerichts­
hof in seiner Rechtsprechung in der Tat 
bereits des öfteren Ausführungen gemacht, 
die sowohl auf Artikel 48 wie auch auf Arti­
kel 52 gemünzt waren. Auch aus diesem 
Grunde ist es sachgerecht, die zu beiden 
Artikeln ergangenen Entscheidungen heran­
zuziehen. 

In einigen Fällen hat der Gerichtshof Lösun­
gen entwickelt, die nicht nur für Artikel 
48 oder Artikel 52, sondern zugleich auch 
für Artikel 59 gelten sollten. Hier können 
etwa die bereits mehrfach erwähnten Urteile 
Walrave und Dona als Beispiel genannt wer­
den. Gleichwohl werde ich auf die zu Artikel 
59 ergangene Rechtsprechung erst später ein­
gehen. Dies erscheint angemessen, da die hier 

177 — Dabei werden durch Artikel 58 bestimmte Gesellschaften 
den natürlichen Personen, die Angehörige der Mitglied-
Staaten sind, gleichgestellt. 

I - 4991 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-415/93 

zu erörternde Frage für diese Vorschrift 
bereits geklärt ist. 

166. Wie ich bereits erwähnt habe, gibt es 
eine Vielzahl von Urteilen, in denen Artikel 
48 als Vorschrift verstanden wird, welche 
Diskriminierungen aufgrund der Staatsange­
hörigkeit verbietet. Im folgenden werden 
hingegen vorwiegend diejenigen Fälle 
betrachtet werden, in denen sich Ansätze zu 
einem weiterreichenden Verständnis dieser 
Vorschrift finden. 

167. Das erste Urteil, das hier zu erwähnen 
ist, betrifft den im Jahre 1975 entschiedenen 
Fall Rutili 178. In dieser Entscheidung ging es 
um ein von den französischen Behörden 
einem italienischen Staatsangehörigen aufer­
legtes Verbot, sich in bestimmten Teilen 
Frankreichs aufzuhalten. Der Gerichtshof 
entschied, daß solche eingeschränkten Auf­
enthaltsverbote gegenüber Angehörigen 
anderer Mitgliedstaaten nur in den Fällen 
zulässig waren, in denen diese Verbote auch 
den eigenen Staatsangehörigen gegenüber 
ausgesprochen werden konnten. Dieses 
Ergebnis läßt sich unschwer aus Artikel 
48 Absatz 2 ableiten. Interessanterweise 
sprach der Gerichtshof jedoch in dieser Ent­
scheidung davon, die Vorlagefragen beträfen 
die „Grundsätze der Freizügigkeit und der 
Gleichbehandlung" 179. Es ist allerdings frag­
lich, ob der Gerichtshof damit zum Aus­
druck bringen wollte, daß sich die Freizügig­
keit nicht in einem bloßen Verbot von 
Diskriminierungen aufgrund der Staatsange­
hörigkeit erschöpft. 

168. Das im Jahre 1977 erlassene Urteil 
Thieffry 180 betraf die Niederlassungsfreiheit 
der Rechtsanwälte. In diesem Fall ging es um 
einen belgischen Rechtsanwalt, der die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bei der 
Cour d'appel Paris beantragt hatte. Herr 
Thieffry war im Besitz eines belgischen 
Diploms, dessen Gleichwertigkeit mit der 
französischen licence en droit von einer fran­
zösischen Universität anerkannt worden war. 
Er hatte außerdem gemäß den französischen 
Vorschriften eine Prüfung abgelegt, durch 
die ihm die Befähigung zum Rechtsanwalts­
beruf zugesprochen worden war. Die Zulas­
sung zur Rechtsanwaltschaft in Paris wurde 
jedoch mit der Begründung abgelehnt, der 
Antragsteller verfüge nicht über ein französi­
sches Diplom. Der Gerichtshof entschied, 
daß die Niederlassungsfreiheit unzulässig 
beschränkt würde, wenn einer Person in der 
Lage von Herrn Thieffry die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft eines Mitgliedstaats allein 
aus dem Grunde versagt würde, daß sie nicht 
im Besitz eines Diploms dieses Mitgliedstaats 
ist. Der Gerichtshof erörterte dabei nicht die 
Frage, ob die französischen Regeln diskrimi­
nierender Natur waren, sondern stützte sich 
auf die Artikel 5 und 52 des EG-Vertrags 181. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß Gene­
ralanwalt Mayras die Auffassung vertreten 
hatte, daß es sich hier um einen Fall einer 
versteckten Diskriminierung gehandelt hat­
te 182. 

169. In dem im vorliegenden Verfahren 
angesprochenen Urteil Kenny 183 aus dem 
Jahre 1978 finden sich Aussagen, aus denen 
deutlich hervorzugehen scheint, daß Artikel 
48 nach Ansicht des Gerichtshofes lediglich 
ein Diskriminierungsverbot aufstellt. Diesem 

178 — Urteil vom 28. Oktober 1975 in der Rechtssache 
36/75 (Rutili, Slg. 1975, 1219). 

179 — A. a. O. (Fußnote 178), Randnr. 7. 

180 — Urteil vom 28. April 1977 in der Rechtssache 71/76 
(Thieffry, Slg. 1977, 765). 

181 — A. a. O. (Fußnote 180), Randnrn. 15 bis 19. 
182 — Schlußanträge vom 29. März 1977 in der Rechtssache 

71/76, a. a. O. (Slg. 1977, 780, 791). 
183 — Urteil vom 28. Juni 1978 in der Rechtssache 1/78 

(Kenny/Insurance Officer, Slg. 1978, 1489). 
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Urteil zufolge sind nämlich Unterschiede in 
der Behandlung, die sich aus Unterschieden 
der Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 
ergeben, hinzunehmen, „sofern diese Rechts­
ordnungen auf alle ihrer Herrschaft unter­
worfenen Personen nach objektiven Merk­
malen und ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit der Betroffenen anwend­
bar sind" 184. Es erscheint mir jedoch frag­
lich, ob ein solches Verständnis dieses Urteils 
tatsächlich zwingend ist. Wenn sich Artikel 
48 nämlich auf den „Grundsatz der Nicht­
diskriminierung" beschränken sollte, wäre 
zu fragen, warum der Gerichtshof zudem auf 
die Notwendigkeit hinwies, daß die betref­
fenden Regeln „nach objektiven Kriterien" 
anwendbar sein müssen. 

170. Wichtig erscheint mir das im Jahre 
1978 erlassene Urteil im Fall Choquet 185. In 
diesem Verfahren ging es um einen französi­
schen Staatsangehörigen, der in Deutschland 
wohnte und dort als Arbeitnehmer tätig war. 
Herr Choquet war im Besitz eines französi­
schen Führerscheins. Gleichwohl eröffneten 
die deutschen Behörden gegen ihn ein Straf­
verfahren wegen Fahrens ohne Fahrerlaub­
nis, da nach den deutschen Vorschriften jeder 
Ausländer, der seit mehr als einem Jahr in 
Deutschland wohnte, verpflichtet war, eine 
deutsche Fahrerlaubnis zu erwerben. Zum 
fraglichen Zeitpunkt hatte die Gemeinschaft 
auf diesem Gebiet noch keine Vorschriften 
erlassen. 

Der Gerichtshof entschied, daß es angesichts 
des Fehlens von Vorschriften zur Harmoni­
sierung der Voraussetzungen für die Ertei­
lung einer Fahrerlaubnis in den Mitgliedstaa­
ten grundsätzlich nicht gegen die 
Vorschriften über die Freizügigkeit, die Nie­
derlassungsfreiheit und die Dienstleistungs­

freiheit verstieß, wenn ein Mitgliedstaat dar­
auf bestand, daß die in seinem Gebiet ansäs­
sigen Inhaber einer von einem anderen Mit­
gliedstaat erteilten Fahrerlaubnis den 
Anforderungen genügten, die an seine eige­
nen Staatsangehörigen gestellt wurden. Ent­
sprechende Vorschriften könnten nur dann 
als gemeinschaftsrechtswidrig angesehen 
werden, wenn ihre Anwendung auf die 
betroffenen Personen „zu einer solchen 
Behinderung führen würde, daß sie diese 
Personen in der uneingeschränkten Aus­
übung der ihnen durch die Artikel 48, 52 
und 59 des Vertrages in bezug auf die Freizü­
gigkeit, die Niederlassungsfreiheit und den 
freien Dienstleistungsverkehr gewährleiste­
ten Rechte tatsächlich beeinträchtigen wür­
de" 186. Dies könnte zum Beispiel der Fall 
sein, wenn eine Prüfung verlangt würde, mit 
der bereits abgelegte Prüfungen „unnötig" 
wiederholt würden oder wenn den Betroffe­
nen „übermäßige finanzielle Belastungen" 
auferlegt würden 187. 

Der Gerichtshof ging dabei also nicht auf die 
Frage ein, ob die deutschen Vorschriften 
Angehörige anderer Mitgliedstaaten benach­
teiligten. Vielmehr maß er diese Vorschriften 
am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 
Bemerkenswert ist auch, daß der Gerichtshof 
sich dabei zugleich auf Artikel 48, Artikel 
52 und Artikel 59 bezog, obwohl es sich bei 
Herrn Choquet um einen Arbeitnehmer 
handelte. 

171. Von besonderer Bedeutung ist das im 
Jahre 1984 erlassene Urteil Klopp 188. In die­
sem Fall ging es um einen deutschen Rechts­
anwalt, der in Paris eine Kanzlei eröffnen 
wollte. Zu diesem Zweck hatte er beantragt, 
in die Liste der auszubildenden Rechtsan-

184 — A. a. O. (Fußnote 183), Randnr. 18. 
185 — Urteil vom 28. November 1978 in der Rechtssache 16/78 

(Choquet, Slg. 1978, 2293). 

186 — A. a. O. (Fußnote 185), Randnrn. 7 bis 8. 
187 — A. a. O. (Fußnote 185), Randnr. 8. 
188 — Urteil vom 12. Juli 1984 in der Rechtssache 107/83 

(Klopp, Slg. 1984, 2971). 
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wälte bei der Rechtsanwaltskammer Paris 
eingetragen zu werden. Er hatte dabei 
erklärt, daß er seine Kanzlei in Deutschland 
beibehalten wolle. Der Antrag von Herrn 
Klopp wurde unter Hinweis auf die franzö­
sischen Vorschriften, nach denen jeder 
Rechtsanwalt nur eine einzige Kanzlei haben 
konnte, abgelehnt. 

Der Gerichtshof wies darauf hin, daß nicht 
geklärt sei, ob die betreffenden französischen 
Regeln diskriminierender Natur waren, und 
daß deshalb bei der Beantwortung der Vorla­
gefrage davon auszugehen war, daß dies nicht 
der Fall war 189. Er führte sodann aus, daß 
eine Regelung, wie sie in Frankreich galt, zur 
Folge hatte, daß ein in einem Mitgliedstaat 
niedergelassener Rechtsanwalt das Recht auf 
Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat 
nur in Anspruch nehmen könnte, wenn er 
zugleich die bisherige Niederlassung aufgab. 
Der Gerichtshof entschied, daß dies mit Arti­
kel 52 nicht zu vereinbaren war, der aus­
drücklich erwähnt, daß die Niederlassungs­
freiheit auch für die Gründung von 
Agenturen, Zweigniederlassungen oder Toch­
tergesellschaften in einem anderen Mitglied­
staat gilt 190. Er erkannte an, daß die Mit­
gliedstaaten „im Interesse einer geordneten 
Rechtspflege" die Tätigkeit der Rechtsanwälte 
bestimmten Regeln unterwerfen durften. 
Dies dürfe aber nicht dazu führen, daß die 
Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaa­
ten „an der tatsächlichen Ausübung ihres 
durch den Vertrag gewährleisteten Niederlas­
sungsrechts gehindert werden" 191. Im kon­
kreten Fall konnten die von den französi­
schen Regeln angestrebten legitimen Ziele — 
die Gewährleistung eines ausreichenden Kon­
takts zu Mandanten und Gerichten sowie der 
Beachtung der Standesregeln — auf andere 
Weise sichergestellt werden 192. 

172. Das im Jahre 1986 entschiedene Ver­
tragsverletzungsverfahren der Kommission 
gegen Frankreich 193 betraf einen ähnlichen 
Sachverhalt. Es ging dabei um französische 
Vorschriften, durch die von in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassenen Ärzten und 
Zahnärzten verlangt wurde, ihre Zulassung 
in diesem Staat rückgängig zu machen, wenn 
sie in Frankreich ihre Tätigkeit im Angestell­
tenverhältnis ausüben, Vertretungen wahr­
nehmen oder eine Praxis eröffnen wollten. 
Der Gerichtshof stützte sich jedoch in sei­
nem Urteil auf eine Begründung, die von der 
im Falle Klopp benutzten abwich. Er führte 
nämlich ganz allgemein aus, daß alle 
Beschränkungen der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer, der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs nur 
dann mit dem EG-Vertrag vereinbar sind, 
wenn sie „wirklich in Anbetracht allgemei­
ner Verpflichtungen gerechtfertigt sind, von 
denen die ordnungsgemäße Ausübung der 
fraglichen Berufe abhängt, und wenn sie 
unterschiedslos für die eigenen Staatsangehö­
rigen gelten" 194. Die nachfolgenden Ausfüh­
rungen des Gerichtshofes zeigen, daß es sich 
dabei in der Tat um zwei verschiedene Krite­
rien handelt. Der Gerichtshof stellte dort 
nämlich zunächst fest, daß die betreffenden 
Regeln auf Ärzte aus anderen Mitgliedstaa­
ten strenger angewandt wurden als auf fran­
zösische Ärzte 195. Im Anschluß hieran 
befand er, daß das allgemeine Verbot für in 
anderen Mitgliedstaaten niedergelassene 
Ärzte und Zahnärzte, in Frankreich tätig zu 
werden, „unverhältnismäßig" war 196. 

Dieselbe Argumentation findet sich auch in 
einem im Jahre 1992 in einem Vertragsverlet-

189 — A. a. O. (Fußnote 188), Randnr. 14. 

190 — A. a. O. (Fußnote 188), Randnrn. 18 bis 19. 
191 — A. a. O. (Fußnote 188), Randnr. 20. 
192 — A. a. O. (Fußnote 188), Randnr. 21. 

193 — Urteil vom 30. April 1986 in der Rechtssache 96/85 
(Kommission/Frankreich, Slg. 1986, 1475). 

194 — A. a. O. (Fußnote 193), Randnr. 11. 
195 — A. a. O. (Fußnote 193), Randnr. 12. 
196 — A. a. O. (Fußnote 193), Randnr. 13. 
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Zungsverfahren der Kommission gegen 
Luxemburg ergangenen Urteil, das dieselbe 
Problematik betraf 197. 

173. Ganz anders entschied der Gerichtshof 
dagegen 1987 in einem von der Kommission 
gegen Belgien anhängig gemachten Vertrags­
verletzungsverfahren 198. Dieses Verfahren 
betraf eine Regelung, durch die bestimmte 
von Laboratorien erbrachte Leistungen von 
der Erstattung durch die Sozialversicherung 
ausgeschlossen wurden, wenn diese Labora­
torien von juristischen Personen betrieben 
wurden, deren Mitglieder, Gesellschafter und 
Geschäftsführer nicht alle zur Vornahme von 
medizinischen Analysen befugte natürliche 
Personen waren. Die Kommission machte 
geltend, daß dies gegen Artikel 52 verstoße. 
Sie vertrat dabei ausdrücklich die Auffas­
sung, daß zu den von Artikel 52 verbotenen 
Beschränkungen des Niederlassungsrechts 
nicht nur diskriminierende Maßnahmen ge­
hörten, sondern auch unterschiedslos ange­
wandte Maßnahmen, die eine „ungerechtfer­
tigte Behinderung" für Angehörige anderer 
Mitgliedstaaten darstellten 199. 

Der Gerichtshof stellte sich jedoch auf den 
Standpunkt, daß Artikel 52 den Staatsange­
hörigen der anderen Mitgliedstaaten die 
„Vergünstigung der Inländerbehandlung" 
garantieren wolle. Da nach Ansicht des 
Gerichtshofes im vorliegenden Fall keine 
Anzeichen für eine Diskriminierung der 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten festzu­
stellen waren, wies er die Klage der Kommis­
sion ab 200. Auf das oben erwähnte Urteil in 

der Sache Kommission/Frankreich ging der 
Gerichtshof in dieser Entscheidung nicht ein. 

174. Das 1987 ergangene Urteil im Fall Hey-
lens 201 ist für den vorliegenden Fall nicht 
zuletzt deshalb von Interesse, weil es den 
Bereich des Fußballsports betrifft. Herr 
Heylens, ein belgischer Staatsangehöriger 
und Inhaber eines belgischen Fußballtrainer­
diploms, wurde von einer französischen 
Mannschaft als Trainer engagiert. Nach den 
französischen Vorschriften war für die Aus­
übung dieses Berufes ein inländisches Fuß­
balltrainerdiplom oder ein von den zuständi­
gen Behörden als gleichwertig anerkanntes 
ausländisches Diplom erforderlich. Im Falle 
von Herrn Heylens wurde diese Anerken­
nung verweigert, ohne daß hierfür sachliche 
Gründe genannt worden wären. 

Der Gerichtshof führte aus, daß die Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer zu den „grundle­
genden Zielen" des EG-Vertrags gehöre 202. 
Unter Berufung auf das Urteil Thieffry ent­
schied er, daß die Mitgliedstaaten verpflichtet 
waren, in dem Verfahren zur Anerkennung 
der Gleichwertigkeit des betreffenden 
Diploms objektiv zu prüfen, ob das ausländi­
sche Diplom seinem Inhaber die gleichen 
oder zumindest gleichwertige Kenntnisse 
und Fähigkeiten bescheinigte wie das natio­
nale Diplom. Außerdem mußte die Möglich­
keit gewährleistet werden, die in diesem Ver­
fahren erlassene Entscheidung gerichtlich 
überprüfen zu lassen 203. Der Gerichtshof 
merkte in diesem Zusammenhang an, daß der 
freie Zugang zur Beschäftigung ein „Grund-

197 — Urteil vom 16. Juni 1992 in der Rechtssache C-351/90 
(Kommission/Luxemburg, Slg. 1992, I-3945, Randnr. 14). 
Im Unterschied zu dem Verfahren Kommission/ 
Frankreich betraf dieser Rechtsstreit auch die Tätigkeit 
von Tierärzten. Die Prüfung beschränkte sich liier 
allerdings auf die Artikel 48 und 52. 

198 — Urteil vom 12. Februar 1987 in der Rechtssache 221/85 
(Kommission/Belgien, Slg. 1987, 719). 

199 — A. a. O. (Fußnote 198), Randnr. 5. 
200 — A. a. O. (Fußnote 198), Randnrn. 10 bis 12. 

201 — Urteil vom 15. Oktober 1987 in der Rechtssache 222/86, 
a.a.O. (Fußnote 150). 

202 — A. a. O. (Fußnote 201), Randnr. 12. 
203 — A.a. O. (Fußnote 201), Randnrn. 13 bis 14. 
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recht" sei, „das jedem Arbeitnehmer der 
Gemeinschaft individuell vom Vertrag verlie­
hen ist" 204. 

175. In dem 1988 erlassenen Urteil Gul-
lung 205 ging es um einen Juristen mit franzö­
sischer und deutscher Staatsangehörigkeit, 
der in Deutschland Rechtsanwalt war und 
sich auf die vom EG-Vertrag gewährleisteten 
Grundfreiheiten berief, um seinen Beruf in 
Frankreich ausüben zu können, nachdem 
ihm dort früher der Zugang zur Rechtsan­
waltschaft wegen mangelnder Zuverlässigkeit 
verwehrt worden war. 

Der Gerichtshof führte aus, daß die Nieder­
lassungsfreiheit nach Artikel 52 Absatz 2 die 
Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Tätigkeiten „nach den Bestimmungen des 
Aufnahmestaats für seine eigenen Staatsange­
hörigen" umfaßt. Das Erfordernis der Zulas­
sung zur Rechtsanwaltschaft war daher 
gemeinschaftsrechtlich zulässig, sofern diese 
Zulassung den Angehörigen aller Mitglied­
staaten „ohne Diskriminierung" offenstand. 
Zugleich wies der Gerichtshof aber darauf 
hin, daß dieses Erfordernis „einem schutz­
würdigen Zweck" diene 206. Hier scheint also 
neben das Diskriminierungsverbot eine wei­
tere Anforderung zu treten. 

176. In dem ebenfalls im Jahre 1988 ergange­
nen Urteil Stanton 207 ging es um eine 
belgische Vorschrift, durch die Selbständige 
unter bestimmten Voraussetzungen von 
der Pflicht zur Entrichtung von Beiträgen 

zum belgischen Sozialversicherungssystem 
für Selbständige befreit werden konnten. 
Zu diesen Voraussetzungen gehörte, daß 
sie hauptberuflich einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit nachgingen. Die belgischen 
Behörden vertraten die Ansicht, daß es sich 
dabei um eine Tätigkeit handeln mußte, die 
dem belgischen Sozialversicherungssystem 
unterlag. Herr Stanton ging im Vereinigten 
Königreich einer unselbständigen Erwerbstä­
tigkeit nach und entrichtete dort entspre­
chende Beiträge. 

Der Gerichtshof stellte sich auf den Stand­
punkt, daß die belgische Regelung keinen 
diskriminierenden Charakter hatte 208. Er 
verwies aber unter Berufung auf das Urteil 
Klopp darauf, daß die Niederlassungsfreiheit 
die Möglichkeit umfasse, im Gebiet der 
Gemeinschaft mehr als eine Stätte für die 
Ausübung seiner Tätigkeit zu unterhalten. Er 
übertrug diese Erwägung auf den Fall eines 
Arbeitnehmers, der in einem Mitgliedstaat 
ansässig ist und daneben einer Tätigkeit als 
Selbständiger in einem anderen Mitgliedstaat 
nachgehen möchte. Nach Ansicht des 
Gerichtshofes soll die Gesamtheit der Ver­
tragsbestimmungen über die Freizügigkeit 
den Gemeinschaftsbürgern „die Ausübung 
jeder Art von Erwerbstätigkeit im gesamten 
Gebiet der Gemeinschaft erleichtern". Sie 
steht daher „einer nationalen Regelung ent­
gegen, die sie dann benachteiligen könnte, 
wenn sie ihre Tätigkeit über das Hoheitsge­
biet eines einzigen Mitgliedstaats hinaus aus­
dehnen wollen". Da die belgische Regelung 
diejenigen benachteiligte, die Erwerbstätig­
keiten außerhalb Belgiens ausübten, war sie 
mit den Artikeln 48 und 52 unvereinbar 209. 204 — A. a. O. (Fußnote 201), Randnr. 14. 

205 — Urteil vom 19. Januar 1988 in der Rechtssache 292/86 
(Gullung, Slg. 1988, 111). 

206 — A. a. O. (Fußnote 205), Randnrn. 28 bis 29. 

207 — Urteil vom 7. Juli 1988 in der Rechtssache 143/87 (Stan­
ton, Slg. 1988, 3877). 

208 — A. a. O. (Fußnote 207), Randnr. 9. 
209 — A. a. O. (Fußnote 207), Randnrn. 11 bis 14. 
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Bemerkenswert ist neben der Tatsache, daß 
der Gerichtshof nicht auf eine eventuelle 
Diskriminierung abstellte, auch der 
Umstand, daß Artikel 48 und Artikel 
52 gleichbehandelt werden. 

Ebenso entschied der Gerichtshof in dem am 
selben Tag erlassenen Urteil Wolf 210. 

177. Das Urteil Daily Mail aus dem Jahre 
1988 211 betraf die Frage, ob eine Gesell­
schaft, die ihren Sitz in einem bestimmten 
Mitgliedstaat hat, diesen in einen anderen 
verlegen kann, ohne daß sich dabei ihre 
Identität ändern würde. Der Gerichtshof 
führte aus, daß die Bestimmungen über die 
Niederlassungsfreiheit „ihrer Fassung nach 
insbesondere die Inländerbehandlung im 
Aufnahmemitgliedstaat sicherstellen" sollen, 
aber zugleich dem Herkunftsstaat verböten, 
die Niederlassung seiner Staatsangehörigen 
„in einem anderen Mitgliedstaat zu behin­
dern". Die in den Artikeln 52 ff. gewährten 
Rechte wären „sinnentleert, wenn der Her­
kunftsstaat Unternehmen verbieten könnte, 
auszuwandern, um sich in einem anderen 
Mitgliedstaat niederzulassen" 212. Im konkre­
ten Fall war dagegen jedoch nach Ansicht 
des Gerichtshofes nicht verstoßen worden. 

178. Das im Jahre 1989 ergangene Urteil 
Groener 213 betraf eine Vorschrift, nach der 

für Dozentenstellen an öffentlichen Berufs­
bildungseinrichtungen in Irland hinreichende 
Irischkenntnisse erforderlich waren. Der 
Gerichtshof befand, daß der Vertrag einer 
Politik eines Mitgliedstaats zum Schutz und 
zur Förderung seiner Sprache nicht entge­
genstehe. Dabei dürfe jedoch die Freizügig­
keit der Arbeitnehmer nicht beeinträchtigt 
werden. Die entsprechenden Maßnahmen 
„dürfen somit in keinem Fall außer Verhält­
nis zu dem verfolgten Ziel stehen. Ihre 
Anwendung darf nicht zur Diskriminierung 
von Angehörigen anderer Mitgliedstaaten 
führen" 214. Auch hier prüfte der Gerichtshof 
daher anscheinend nicht nur, ob die betref­
fende Regelung Angehörige anderer Mit­
gliedstaaten diskriminierte, sondern auch, ob 
diese Regelung dem Gundsatz der Verhält­
nismäßigkeit entsprach. 

179. Das ebenfalls im Jahre 1989 erlassene 
Urteil im Fall Corsica Fernes France 215 

betrifft die Dienstleistungsfreiheit und ist 
daher hier nicht näher zu betrachten. Bemer­
kenswert ist jedoch für den vorliegenden 
Zusammenhang die folgende Erwägung in 
diesem Urteil: 

„Die Artikel des EWG-Vertrags über den 
freien Warenverkehr, die Freizügigkeit sowie 
den freien Dienstleistungs- und Kapitalver­
kehr stellen nämlich, wie der Gerichtshof 
schon mehrfach entschieden hat, Grundsatz­
bestimmungen für die Gemeinschaft dar, und 

210 — Urteil vom 7. Juli 1988 in den verbundenen Rechtssachen 
154/87 und 155/87 (Wolf, Slg. 1988, 3897). 

211 — Urteil vom 27. September 1988 in der Rechtssache 
81/87 (The Queen/Trcasury and Commissioners of Inland 
Revenue, Slg. 1988, 5483). 

212 — A. a. O. (Fußnote 211), Randnr. 16. 
213 — Urteil vom 28. November 1989 in der Rechtssache 

C-379/87 (Groener, Slg. 1989, 3967). 

214 — A. a. O. (Fußnote 213), Randnr. 19. 
215 — Urteil vom 13. Dezember 1989 in der Rechtssache 

C-49/89 (Corsica Fernes France, Slg. 1989, 4441). 
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jedes Hindernis für diese Freiheit, sei es auch 
von geringer Bedeutung, ist verboten" 216. 

180. Das im Jahre 1990 erlassene Urteil 
Biehl 217 betraf die luxemburgischen Vor­
schriften über die Erstattung der zuviel ein­
behaltenen Einkommensteuern. Eine solche 
Erstattung erfolgte nur, wenn der Steuer­
pflichtige während des gesamten Steuerjahres 
in Luxemburg ansässig war. Herr Biehl, ein 
deutscher Staatsangehöriger, war von 1973 an 
in Luxemburg als Arbeitnehmer tätig gewe­
sen. Am 1. November 1983 kehrte er nach 
Deutschland zurück. Der luxemburgische 
Fiskus lehnte es ab, ihm den Betrag der wäh­
rend der ersten zehn Monate des Jahres 
1983 einbehaltenen Steuern zu erstatten, der 
den Gesamtbetrag der geschuldeten Steuern 
überstieg. Der Gerichtshof stellte sich auf 
den Standpunkt, daß das Kriterium der stän­
digen Ansässigkeit im Inland zwar unabhän­
gig von der Staatsangehörigkeit angewandt 
werde, aber die Gefahr berge, daß es sich 
besonders zum Nachteil von Angehörigen 
aus anderen Mitgliedstaaten auswirke. Oft 
seien es nämlich diese, die das Land im Laufe 
eines Jahres verließen oder sich dort nieder­
ließen 218. 

Diesem Urteil ist zu Recht entgegengehalten 
worden, daß die vom Gerichtshof gewählte, 
auf eine verschleierte Diskriminierung 
gestützte Begründung nicht mehr ausgereicht 
hätte, wenn es sich im fraglichen Fall nicht 
um einen Deutschen, sondern um einen 
Luxemburger gehandelt hätte. In beiden Fäl­
len wäre jedoch in gleicher Weise das 

Gebrauchmachen vom Recht auf Freizügig­
keit mit Nachteilen belegt worden 219. 

181. Das im Jahre 1991 ergangene Urteil 
Vlassopoulou 220 betraf erneut die Niederlas­
sungsfreiheit der Rechtsanwälte. Eine in 
Athen zugelassene Rechtsanwältin griechi­
scher Staatsangehörigkeit hatte an der Uni­
versität Tübingen den Titel eines Doktors 
der Rechte erworben und war seit 1983 in 
einer deutschen Anwaltskanzlei tätig gewe­
sen. Im Jahre 1988 beantragte sie ihre Zulas­
sung zur Rechtsanwaltschaft in Deutschland. 
Dieser Antrag wurde mit der Begründung 
abgelehnt, Frau Vlassopoulou erfülle nicht 
die nach den deutschen Vorschriften erfor­
derlichen Voraussetzungen. 

Der Gerichtshof führte aus, daß „nationale 
Qualifikationsvoraussetzungen, selbst wenn 
sie ohne Diskriminierungen aufgrund der 
Staatsangehörigkeit angewandt werden, sich 
dahin auswirken können, daß sie die Staats­
angehörigen der anderen Mitgliedstaaten in 
der Ausübung des ihnen durch Artikel 
52 EWG-Vertrag gewährleisteten Niederlas­
sungsrechts beeinträchtigen". Dies könne der 
Fall sein, wenn die in einem anderen Mit­
gliedstaat erworbenen Kenntnisse und Fähig­
keiten nicht berücksichtigt würden 221. Diese 
Kenntnisse und Fähigkeiten sind daher von 
dem betreffenden Mitgliedstaat zu würdigen. 
Ergibt sich dabei, daß sie den von dem 
betreffenden Mitgliedstaat gestellten Anfor­
derungen nur teilweise entsprechen, „so 
kann der Aufnahmemitgliedstaat von dem 
Betroffenen den Nachweis, daß er die fehlen-

216 — A. a. O. (Fußnote 215), Randnr. 8. 

217 — Urteil vom 8. Mai 1990 in der Rechtssache C-175/88 
(Biehl, Slg. 1990,1-1779). 

218 — A. a. O. (Fußnote 217), Randnr. 14. 

219 — Brigitte Knobbe-Keuk, Niederlassungsfreiheit: 
Diskriminierungs- oder Beschränkungsverbot?, in: DB 
1990, S. 2573, 2576. 

220 — Urteil vom 7. Mai 1991 in der Rechtssache C-340/89 
(Vlassopoulou, Slg. 1991, 1-2357). 

221 — A. a. O. (Fußnote 220), Randnr. 15. 
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den Kenntnisse und Fähigkeiten erworben 
hat, verlangen" 222. 

182. In dem 1992 erlassenen Urteil Ram­
rath 223 ging es um die Regelung des Berufs 
des Wirtschaftsprüfers in Luxemburg. Nach 
den geltenden Vorschriften mußte ein Wirt­
schaftsprüfer unter anderem in Luxemburg 
eine Niederlassung haben und durfte dane­
ben keine Tätigkeit ausüben, welche seine 
berufliche Unabhängigkeit beeinträchtigen 
konnte. Herr Ramrath war 1985 zur Aus­
übung der Wirtschaftsprüfertätigkeit in 
Luxemburg zugelassen worden. Er arbeitete 
zu dieser Zeit für eine Gesellschaft mit Sitz 
in Luxemburg, die ebenfalls eine solche 
Zulassung besaß. Im Jahre 1988 teilte er den 
Behörden mit, daß er nunmehr Angestellter 
einer in Deutschland zugelassenen Wirt­
schaftsprüfergesellschaft sei und seine beruf­
liche Niederlassung in Deutschland habe. 
Dieser Arbeitgeber werde sich jedoch jeder 
Einflußnahme enthalten, wenn er Prüfungen 
in Luxemburg vornehme. Die luxemburgi­
sche Gesellschaft erklärte, daß Herr Ramrath 
bei der Ausübung von Tätigkeiten in Luxem­
burg auch weiterhin als ihr Angestellter zu 
betrachten sei. Gleichwohl entzogen die 
Behörden Luxemburgs Herrn Ramrath die 
Zulassung. 

Der Gerichtshof führte zunächst aus, daß 
Voraussetzungen, wie sie die luxemburgische 
Gesetzgebung aufstellte, an der „Gesamtheit 
der Freizügigkeitsvorschriften des Vertrages" 

zu messen seien, ohne daß zu prüfen wäre, 
ob der Wirtschaftsprüfer als Angestellter, 
selbständig Erwerbstätiger oder als Dienst­
leistender anzusehen wäre 224. Er rief sodann 
seine bisherige Rechtsprechung auf diesen 
Gebieten in Erinnerung und gelangte auf 
dieser Grundlage zu dem Ergebnis, daß „die 
Artikel 48 und 59 EWG-Vertrag den 
Gemeinschaftsbürgern die Ausübung jeder 
Art von Erwerbstätigkeit im gesamten 
Gebiet der Gemeinschaft erleichtern sollen" 
und einer nationalen Regelung im Wege ste­
hen, die sie benachteiligen würde, wenn sie 
ihre Tätigkeit auf einen anderen Mitgliedstaat 
ausdehnen wollen 225. Die Besonderheiten 
bestimmter Tätigkeiten könnten es jedoch 
erfordern, sie bestimmten Anforderungen zu 
unterwerfen. „Jedoch darf die Freizügigkeit 
als tragender Grundsatz des Vertrages nur 
durch Regelungen beschränkt werden, die 
durch das Allgemeininteresse gerechtfertigt 
sind und die für alle Personen und Unter­
nehmen gelten, die diese Tätigkeiten im 
Hoheitsgebiet des fraglichen Staates aus­
üben", und zwar nur insoweit, als dem Allge­
meininteresse nicht bereits durch Vorschrif­
ten des Herkunftsstaats Rechnung getragen 
wird 226. Diese Erfordernisse „müssen außer­
dem sachlich geboten sein" 227. Es muß daher 
nachgewiesen werden, daß „zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses bestehen, 
die Beschränkungen der Freizügigkeit recht­
fertigen" und daß das angestrebte Ergebnis 
„nicht durch weniger einschneidende 
Rechtsvorschriften erreicht werden 

kann" 228. 

Herr Ramrath hatte sich vor den Gerichten 
Luxemburgs darauf berufen, er werde durch 

222 — A. a. O. (Fußnote 220), Randnr. 19. 
223 — Urteil vom 20. Mai 1992 in der Rechtssache C-106/91 

(Ramrath, Slg. 1992, I-3375). 

224 — A. a. O. (Fußnote 223), Randnr. 24. 
225 — A. a. O. (Fußnote 223), Randnr. 28. 
226 — A. a. O. (Fußnote 223), Randnr. 29. 
227 — A. a. O. (Fußnote 223), Randnr. 30. 
228 — A. a. O. (Fußnote 223), Randnr. 31. 
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die fraglichen Vorschriften diskriminiert. Es 
ist kaum ein Zufall, daß die eben geschilderte 
Argumentation des Gerichtshofes auf diese 
Frage nicht näher eingeht. Bemerkenswert ist 
auch, daß der Gerichtshof nicht auf die Frage 
eingeht, welche Staatsangehörigkeit Herr 
Ramrath hatte 229. 

183. Herr Bosman hat sich auf das ebenfalls 
1992 erlassene Urteil Singh 230 berufen. In 
dieser Entscheidung ging es um die Nach­
teile, die dem Ehegatten einer Staatsangehö­
rigen eines Mitgliedstaats infolge des 
Umstandes, daß diese von ihrem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch gemacht hatte, 
erwuchsen. In diesem Urteil bekräftigte der 
Gerichtshof die bereits im Urteil Stanton 
getroffene Feststellung, daß die Freizügigkeit 
nationalen Vorschriften entgegensteht, durch 
die Bürger, die ihre wirtschaftliche Tätigkeit 
auf das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
ausdehnen wollen, benachteiligt werden 
könnten. Im übrigen ist dieser Fall meines 
Erachtens für die hier anzustellende Prüfung 
ohne große Bedeutung. 

184. Von großer Bedeutung ist hingegen das 
im Jahre 1993 erlassene Urteil Kraus 231. In 
diesem Fall ging es um einen deutschen 
Staatsangehörigen, der in Großbritannien 
nach Abschluß eines Postgraduiertenstudi­
ums einen akademischen Grad erworben 
hatte. Nach den einschlägigen deutschen 
Vorschriften durfte er diesen Grad in 
Deutschland jedoch nur führen, wenn ihm 
eine Genehmigung hierzu erteilt worden 
war. Ein Verstoß gegen diese Vorschriften 
konnte zur Verhängung von Geldstrafen 
oder Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr füh­
ren. 

Der Gerichtshof wies darauf hin, daß die 
Artikel 48 und 52 einen in Artikel 3 Buch­
stabe c EG-Vertrag verankerten „fundamen­
talen Grundsatz" ausführten, nämlich die 
Beseitigung der Hindernisse für den freien 
Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaa­
ten 232. Außerdem wies er auf die sich für die 
Mitgliedstaaten insoweit aus Artikel 5 erge­
benden Pflichten hin 233. Der Gerichtshof 
folgerte daraus: 

„Daher stehen die Artikel 48 und 52 jeder 
nationalen Regelung über die Voraussetzun­
gen für die Führung eines in einem anderen 
Mitgliedstaat erworbenen ergänzenden aka­
demischen Grades entgegen, die zwar ohne 
Diskriminierung aus Gründen der Staatsan­
gehörigkeit anwendbar ist, die aber geeignet 
ist, die Ausübung der durch den EWG-
Vertrag garantierten grundlegenden Freihei­
ten durch die Gemeinschaftsangehörigen ein­
schließlich der Staatsangehörigen des 
Mitgliedstaats, der die Regelung erlassen hat, 
zu behindern oder weniger attraktiv zu 
machen. Anders verhielte es sich nur, wenn 
mit einer solchen Regelung ein berechtigter 
Zweck verfolgt würde, der mit dem EWG-
Vertrag vereinbar und aus zwingenden 
Gründen des Allgemeininteresses gerechtfer­
tigt wäre (in diesem Sinn Urteil vom 28. 
April 1977 in der Rechtssache 71/76, 
Thieffry, Slg. 1977, 765, Randnrn.12 und 15). 
In einem solchen Fall müßte jedoch darüber 
hinaus die Anwendung der fraglichen natio­
nalen Regelung geeignet sein, die Verwirkli­
chung des mit ihr verfolgten Zwecks zu 
gewährleisten, und sie dürfte nicht über das 
hinausgehen, was zur Erreichung dieses 
Zwecks erforderlich ist (vgl. Urteil vom 20. 
Mai 1992 in der Rechtssache C-106/91, Ram­
rath, Slg. 1992, 1-3351, Randnrn.29 f.)." 234 

229 — Allem Anschein nach war Herr Ramrath Deutscher. 

230 — A. a. O. (Fußnote 168). 
231 — Urteil vom 3. März 1993 in der Rechtssache C-19/92 

(Kraus, Slg. 1993, 1-1663). 

232 — A. a. O. (Fußnote 231), Randnr. 29. 
233 — A. a. O. (Fußnote 231), Randnr. 31. 
234 — A. a. O. (Fußnote 231), Randnr. 32. 
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bb) Schlußfolgerungen aus der bisherigen 
Rechtsprechung 

185. Es stellt sich die Frage, welche Schluß­
folgerungen aus der bisherigen Rechtspre­
chung des Gerichtshofes gezogen werden 
können. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es 
sich bei den soeben erörterten Fällen — wie 
ich bereits am Anfang erwähnt habe — um 
eine Auswahl handelt, die für die Rechtspre­
chung in diesem Bereich keineswegs reprä­
sentativ ist. Es ist jedoch deutlich, daß ein 
Großteil der geschilderten Urteile über das 
herkömmliche Verständnis, wonach sich 
Artikel 48 in einem Verbot von Diskriminie­
rungen aufgrund der Staatsangehörigkeit 
erschöpft, hinausweist. 

186. Schon das Urteil Thieffry weist in diese 
Richtung, stellt der Gerichtshof doch dort 
nicht auf die Frage einer eventuellen Diskri­
minierung ab235 . Allerdings ließe sich die 
Auffassung vertreten, es habe sich im 
Grunde doch um eine (indirekte) Diskrimi­
nierung gehandelt, da französische Staatsan­
gehörige weit eher in der Lage sein dürften, 
ein französisches Diplom vorzulegen als 
Angehörige anderer Mitgliedstaaten. Schon 
das Urteil Choquet jedoch ließe sich kaum 
mehr auf diese Weise erklären 236. Wenn der 
Gerichtshof dort ausführt, daß ein Verstoß 
gegen die Artikel 48, 52 und 59 vorliegen 
könnte, wenn ein Mitgliedstaat bei der 
Prüfung, ob die im Ausland erworbene Fahr­
erlaubnis den im Inland geltenden Anforde­
rungen entspricht, den Betroffenen „übermä­
ßige finanzielle Belastungen" auferlegt, 

könnte dies zwar noch als ein Fall einer ver­
steckten Diskriminierung gewertet wer­
den 237. Der Gerichtshof hat jedoch nicht auf 
diesen Gesichtspunkt abgestellt, sondern — 
wie schon die eben zitierte Formulierung 
zeigt — diese Regelung am Maßstab des Ver­
hältnismäßigkeitsprinzips gemessen 238. Das 
Urteil Vlassopoulou betraf ebenfalls Voraus­
setzungen, die weit eher von Inländern 
erfüllt werden konnten als von Bürgern aus 
anderen Mitgliedstaaten. Auch hier spielte 
dieser Gesichtspunkt jedoch für das Urteil 
keine Rolle. Der Gerichtshof ging vielmehr 
ausdrücklich davon aus, daß keine Diskrimi­
nierung vorlag. 

187. Noch wesentlich deutlicher ist das 
Urteil Klopp. Auch hier ging der Gerichts­
hof von der Hypothese aus, daß keine Dis­
kriminierung vorlag. Die vom Gerichtshof 
durchgeführte Prüfung lief im Grunde auf 
die Frage hinaus, ob eine Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit gegeben war und ob 
diese durch bestimmte übergeordnete Erwä­
gungen gerechtfertigt werden konnte239. 
Einen entsprechenden Ansatz verfolgte der 
Gerichtshof in den Urteilen Stanton und 
Wolf. Dabei fiel die Antwort auf die Frage, 
ob die Beschränkung der Freizügigkeit 
gerechtfertigt war, sehr knapp aus. Der 
Gerichtshof wies lediglich darauf hin, daß 
die Betroffenen bereits in anderen Mitglied­
staaten versichert waren und ihnen die 

235 — So etwa Ernst Steindorff, Reichweite der Nicderlassungs-
freiheit, in: EuR 19S8, S. 19, 24. 

236 — So auch Albert Bleckmann, Die Personenverkehrsfreiheit 
im Recht der EG, in: DVBl 19S6, S. 69, 71. 

237 — Anderer Ansicht jedoch José Carlos de Carvalho Moi-
tinho de Almeida, La libre arculation des travailleurs dans 
la jurisprudence de la Cour de justice (art. 48 CEE/art. 
28 EEE), in: Olivier Jacot-Guillarmod (Hrsg.), Accord 
EEE, Zürich 1992, S. 179, 188, dem zufolge solche Regeln 
weder unmittelbar noch mittelbar diskriminierten. 

238 — So zu Recht José Carlos Moitinho de Almeida, Les entra­
ves non discriminatoires à la libre circulation des personnes; 
leur compatibilité avec les articles 48 et 52 du traité CE, in: 
Festskrift til Ole Duc, Kopenhagen 1994, S. 241, 247. 

239 — So auch Wulf-Henning Roth, Grundlagen des gemeinsa­
men europäischen Versicherungsmarktes, in: RabelsZ 
54 (1990), S. 63, 81. 
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belgische Versicherung daher keinen zusätz­
lichen sozialen Schutz bot240. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob diese 
Urteile auch auf der Grundlage eines — weit 
verstandenen •— Diskriminierungsverbots 
hätten gelöst werden können241. Entschei­
dend ist, daß der Gerichtshof diesen Weg in 
den genannten Fällen eben nicht gewählt hat. 
Die Berechtigung des vom Gerichtshof 
gewählten Ansatzes zeigt sich im übrigen 
bereits, wenn man den dem Urteil Stanton 
zugrunde liegenden Sachverhalt abändert. 
Hätte ein belgischer Staatsangehöriger, der in 
Belgien als Selbständiger tätig war, zusätzlich 
eine unselbständige Erwerbstätigkeit in 
einem anderen Mitgliedstaat begonnen, wäre 
er den fraglichen Vorschriften nach in die 
gleiche Lage gekommen wie Herr Stanton. 
Er wäre benachteiligt worden, weil er sein 
Recht auf Freizügigkeit genutzt hätte. Dieser 
Fall kann jedoch nur dann mit Hilfe des Dis­
kriminierungsverbots gelöst werden, wenn 
man die Benachteiligung von Bürgern, die 
von diesem Recht Gebrauch machen, 
gegenüber Bürgern, die dies nicht tun, aus­
reichen läßt. Eine solche Auslegung ent­
spricht meines Erachtens dem Sinn von Arti­
kel 48 Absatz 22 4 2 . Allerdings ist 
unverkennbar, daß dabei eben nicht mehr auf 
die Ungleichbehandlung nach der Staatsan­
gehörigkeit abgestellt würde. 

188. Die im Fall Klopp angelegte Linie wird 
in den Urteilen Kommission/Frankreich und 

Kommission/Luxemburg 243 fortgeführt und 
verdeutlicht. Dort prüft der Gerichtshof, ob 
eine Beschränkung der Freizügigkeit (und 
der Dienstleistungsfreiheit) gerechtfertigt 
und verhältnismäßig ist. Das Urteil Gullung 
ist insoweit weniger klar, doch wird auch 
dort darauf hingeweisen, daß die betroffene 
Beschränkung einem „schutzwürdigen 
Zweck" dient. Im Urteil Groener wird nicht 
nur das Vorliegen eines schutzwürdigen 
Zwecks, sondern auch die Frage der Verhält­
nismäßigkeit geprüft. 

189. Daß das Recht auf Freizügigkeit nicht 
auf den Grundsatz der Inländerbehandlung 
begrenzt sein kann, zeigt auch das Urteil 
Daily Mail, aus dem hervorgeht, daß der 
Artikel 52 auch vom Herkunftsstaat verletzt 
werden kann und von diesem Mitgliedstaat 
verursachte Beschränkungen der Freiheit zur 
Niederlassung in einem anderen Mitglied­
staat daher an dieser Vorschrift zu messen 
sind. 

190. Alle Zweifel hinsichtlich der Frage, ob 
Artikel 48 über den Grundsatz der Inländer­
behandlung hinausgehende Anforderungen 
stellt, die nach diesen Urteilen noch bestan­
den haben mögen, sind meines Erachtens 
durch die Urteile Ramrath und Kraus besei­
tigt worden. Der Gerichtshof hat dort klar 
zum Ausdruck gebracht, daß Beschränkun­
gen der Freizügigkeit mit dem Gemein­
schaftsrecht nur zu vereinbaren sind, wenn 
sie durch „zwingende Gründe des Allge­
meininteresses" gerechtfertigt werden und 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ent­
sprechen. Angesichts dieser unzweideutigen 

240 — Urteil Stanton, a. a. O. (Fußnote 207), Randnr. 15; Urteil 
Wolf, a. a. O. (Fußnote 210), Randnr. 15. 

241 — So etwa Ulrich Everling, Das Niederlassungsrecht in der 
Europäischen Gemeinschaft, in: DB 1990, S. 1853, 1855 
(zum Urteil Klopp); Andreas Nachbaur, Art. 5 2 EWGV 
— Mehr als nur ein Diskriminiertmgsverbot?, in: EuZW 
1991, S. 470, 471. 

242 — Siehe etwa die oben in Nr. 155 ff. erörterten Diskriminie­
rungen. 243 — Siehe oben, Nr. 172. 
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Ausführungen des Gerichtshofes ist es 
belanglos, ob es sich bei den vom Gerichts­
hof betrachteten Regelungen möglicherweise 
um (versteckte) Diskriminierungen handel­
te 244. Wenn sich nämlich Artikel 48 tatsäch­
lich darauf beschränken würde, den Mit­
gliedstaaten die Pflicht aufzuerlegen, 
Inländer und Angehörige anderer Mitglied­
staaten gleich zu behandeln, so wäre eine 
Prüfung der Frage, ob die betreffenden 
nationalen Vorschriften rechtmäßig sind, 
weder erforderlich noch zulässig. Gerade 
diese Frage ist es jedoch, die der Gerichtshof 
hier prüft. Dies zeigt, daß nach der Auffas­
sung des Gerichtshofes Artikel 48 auch auf 
Vorschriften eines Mitgliedstaats angewandt 
werden kann, die unterschiedslos für seine 
eigenen Staatsangehörigen wie für die Ange­
hörigen anderer Mitgliedstaaten gelten. 

191. Wie bereits erwähnt, findet sich in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes jedoch bis 
heute eine große Zahl von Urteilen, die bei 
der Prüfung von Artikel 48 auf das Vorliegen 
einer Diskriminierung aufgrund der Staats­
angehörigkeit abstellen. Diese Urteile 
beschäftigen sich in aller Regel nicht mit 
der Frage, ob der Inhalt des Artikels 48 über 
das Verbot von solchen Diskriminierungen 
hinausgehen könnte. Wenn ich mich nicht 
täusche, gibt es unter diesen Entscheidungen 
nur zwei, in denen der Gerichtshof sich 
mit dieser Frage auseinanderzusetzen hatte. 
Es handelt sich dabei zum einen um das 
Urteil Kenny und zum anderen um das 
Urteil in dem Vertragsverletzungsverfahren 
Kommission/Belgien aus dem Jahre 1987. 
Ich habe bereits erläutert, warum das 
erstgenannte Urteil meines Erachtens keine 

allzu weitreichenden Schlußfolgerungen 
erlaubt2 45. Das zuletzt genannte, zu Artikel 
52 ergangene Urteil könnte hingegen durch­
aus als Absage an die hier vertretene Auffas­
sung verstanden werden. Immerhin hatte 
dort die Kommission ausdrücklich die Auf­
fassung vertreten, daß Artikel 52 auch nicht­
diskriminierende Maßnahmen erfassen kann, 
während der Gerichtshof entschied, daß 
diese Vorschrift die Inländerbehandlung 
sicherstellen wolle. Es fällt jedoch auf, daß 
der Gerichtshof die Ansicht der Kommission 
nicht ausdrücklich verwarf und daß er auf 
das kurz zuvor ergangene Urteil 
Kommission/Frankreich 246, das die Auffas­
sung der Kommission stützte, überhaupt 
nicht einging. Im übrigen ist jedenfalls darauf 
hinzuweisen, daß die Urteile Ramrath und 
Kraus mehrere Jahre nach diesem Urteil 
erlassen wurden. 

192. Aus dem Nebeneinander dieser beiden 
Strömungen in der Rechtsprechung kann 
daher meines Erachtens nur der Schluß gezo­
gen werden, daß der Gerichtshof nicht der 
Ansicht ist, daß zwischen ihnen notwendi­
gerweise ein Widerspruch besteht. Dieses 
Nebeneinander läßt sich auch auf einfache 
Weise erklären. Ernst Steindorff hat im Hin­
blick auf die Rechtsprechung zu Artikel 
52 davon gesprochen, daß die überwiegende 
Deutung dieser Vorschrift als Diskriminie­
rungsverbot „durch die zur Entscheidung 
anstehenden Probleme bedingt" war. „Diese 
Probleme konnten mit einem Diskriminie­
rungsverbot bewältigt werden." Neue und 
anders gelagerte Sachverhalte könnten jedoch 
einen anderen Ansatz erfordern 247. Ich halte 
diese Betrachtungsweise für ebenso sachge­
recht wie überzeugend. 

244 •— Im Fall Kraus hatte zum Beispiel Generalanwalt Van Ger-
ven in seinen Schiulianträgen vom 13. Januar 1993 die 
Auffassung vertreten, es handele sich in diesem Fall um 
eine durch Artikel 48 Absatz 2 verbotene Diskriminierung 
(Slg. 1993, I-1674, 1677). 

245 — Siehe oben, Nr. 169. 
246 — Siehe oben, Nr. 172. 
247 — A. a. O. (Fußnote 235), S. 20 f. 
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193. Es ist daher zu prüfen, welche Gründe 
dafür sprechen, in Artikel 48 nicht nur ein 
Verbot von Diskriminierungen, sondern ein 
allgemeines Verbot von Beschränkungen der 
Freizügigkeit zu sehen. 

cc) Gründe für das Verständnis des Artikels 
48 als eines allgemeinen Verbots der 
Beschränkungen der Freizügigkeit 

(1) Wortlaut 

194. Bereits der Wortlaut der Vorschrift deu­
tet darauf hin, daß der Inhalt des Artikels 
48 über ein bloßes Verbot von Diskriminie­
rungen aufgrund der Staatsangehörigkeit 
hinausgeht. Nach Artikel 48 Absatz 1 wird 
bis zum Ablauf der Übergangszeit die Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer hergestellt. Nach 
Artikel 48 Absatz 2 „umfaßt" diese das Ver­
bot jeglicher Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit. Es steht daher nichts im 
Wege, die Vorschrift des Artikels 48 Absatz 
2 als Teil einer umfassenderen Regelung der 
Freizügigkeit aufzufassen248. Die besondere 
Erwähnung der Diskriminierungen in 
Absatz 2 ließe sich dadurch erklären, daß es 
sich dabei um die „evidenteste und gravie­

rendste" Beschränkung der Freizügigkeit 
handelte 249. 

In diesem Zusammenhang ist zu Recht dar­
auf hingewiesen worden, daß Artikel 
67 Absatz 1, der die Freiheit des Kapital-
und Zahlungsverkehrs zum Gegenstand hat, 
zwischen „Beschränkungen" und „Diskrimi­
nierungen" unterscheidet 250. 

195. Auch der Wortlaut von Artikel 
48 Absatz 3 könnte einen Anhaltspunkt 
dafür bieten, daß der Inhalt des Artikels 
48 über ein bloßes Diskriminierungsverbot 
hinausgeht. Dort werden nämlich den 
Arbeitnehmern ausdrücklich bestimmte 
Rechte zugesprochen, ohne daß dies davon 
abhängig gemacht würde, daß der betref­
fende Mitgliedstaat seinen eigenen Staatsan­
gehörigen dieselben Rechte gewährt 251. 

(2) Systematischer Zusammenhang 

196. In systematischer Hinsicht drängt sich 
ein über die herkömmliche Auffassung 
hinausgehendes Verständnis des Artikels 
48 bereits aus dem Grunde auf, daß diese 

248 — Ernst Steindorff, a. a. O. (Fußnote 235), S. 21 (zu Artikel 
52 Absatz 2). 

249 — So Brigitte Knobbe-Keuk, a. a. O. (Fußnote 219), 
S. 2574 (ebenfalls im Hinblick auf Artikel 52 Absatz 2). 

250 — Albert Bleckmann, a. a. O. (Fußnote 236), S. 72. 
251 — Eine Ausnahme hiervon stellt allerdings Artikel 

48 Absatz 3 Buchstabe c dar, der auf die „für die Arbeit­
nehmer dieses Staates geltenden Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften" verweist. 
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Bestimmung auf Artikel 3 Buchstabe c 
beruht, der ganz allgemein die „Beseitigung 
der Hindernisse" für den freien Waren-, 
Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver­
kehr gebietet. Wäre Artikel 48 tatsächlich 
nichts weiter als ein Verbot von Diskriminie­
rungen aufgrund der Staatsangehörigkeit, 
hätte es dieser Vorschrift — oder zumindest 
des Artikels 48 Absatz 2 — angesichts der 
Bestimmung des Artikels 6 EG-Vertrag, 
durch die solche Diskriminierungen ganz all­
gemein verboten werden, nicht mehr 
bedurft. 

197. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, 
daß nicht nur Artikel 48, sondern auch die 
Vorschriften über den freien Warenverkehr 
(Artikel 30 ff.) sowie die Bestimmungen über 
die Dienstleistungsfreiheit (Artikel 59 ff.) auf 
Artikel 3 Buchstabe c beruhen. Für den 
Bereich des Warenverkehrs ist seit dem 
Urteil Cassis de Dijon 2 5 2 anerkannt, daß 
grundsätzlich auch nationale Vorschriften, 
die unterschiedslos für inländische wie für 
importierte Waren gelten, nach Artikel 
30 verbotene Maßnahmen gleicher Wirkung 
darstellen können, wenn sich ihre Anwen­
dung nicht durch zwingende, im Allgemein­
interesse liegende Erfordernisse rechtfertigen 
läßt. Dieser Grundsatz ist durch die mit dem 
Urteil Keck und Mithouard 253 eingeleitete 
Rechtsprechung eingeschränkt, aber nicht 
aufgehoben worden. Entsprechendes gilt fűi­
den Bereich der Dienstleistungsfreibeit. Seit 
den Urteilen Gouda 2 5 4 und Säger2 5 5 steht 
fest, daß „Artikel 59 EWG-Vertrag nicht nur 
die Beseitigung sämtlicher Diskriminierun­
gen des Dienstleistungserbringers aufgrund 

seiner Staatsangehörigkeit, sondern auch die 
Aufhebung aller Beschränkungen — selbst 
wenn sie unterschiedslos für einheimische 
Dienstleistende wie für Dienstleistende ande­
rer Mitgliedstaaten gelten — verlangt, wenn 
sie geeignet sind, die Tätigkeit des Dienstlei­
stenden ... zu unterbinden oder zu behin­
dern." Solche Beschränkungen sind nur 
rechtmäßig, wenn sie „durch zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses gerechtfer­
tigt" sind. Sie dürfen dabei nicht „über das 
hinausgehen, was zum Erreichen dieser Ziele 
erforderlich ist" 2 5 6 . 

198. Es würde einen meines Erachtens 
schwer erträglichen Wertungswiderspruch 
bedeuten, wenn man diese Betrachtungs­
weise nicht auch bei der Auslegung von 
Artikel 48 (und von Artikel 52) zugrunde 
legen würde. 

199. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß 
die Struktur der Vorschriften über den 
Dienstleistungsverkehr derjenigen von Arti­
kel 48 vergleichbar ist. Artikel 59 Absatz 
1 bestimmt, daß die Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs bis zum Ende 
der Übergangszeit aufzuheben sind. Nach 
Artikel 60 Absatz 3 kann der Dienstleistende 
seine Tätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem 
die Dienstleistung erbracht wird, unter den 
Voraussetzungen ausüben, „welche dieser 
Staat für seine eigenen Angehörigen vor­
schreibt". Dem Wortlaut nach ist hier also 
der Grundsatz der Inländerbehandlung nie­
dergelegt. Dies läßt sich mit dem Verhältnis 
zwischen Artikel 48 Absatz 1 und Artikel 
48 Absatz 2 vergleichen. Es verwundert 
daher nicht, daß auch die Artikel 59 ff. 
zunächst als Diskriminierungsverbot inter-

252 — Urteil vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 120/78 
(Rewe, Slg. 1979, 649). 

253 —· Urteil vom 24. November 1993 in den verbundenen 
Rechtssachen C-267/91 und C-26S/91 (Keck und 
Mithouard, Slg. 1993, I-6097). 

254 — Urteil vom 25. Juli 1991 in der Rechtssache C-288/89 
(Collectieve Antcnncvoorziening Gouda, Sic. 1991, 
1-4007). 

255 — Urteil vom 25. Juli 1991 in der Rechtssache C-76/90 
(Säger, Slg. 1991, 1-4221). 256 — A. a. O. (Fußnote 255), Randnrn. 12 und 15. 
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pretiert wurden257. Schon aus diesem 
Grunde liegt es nahe, die Entwicklung, die 
sich hinsichtlich der Auslegung des Artikels 
59 aus der neueren Rechtsprechung des 
Gerichtshofes ergeben hat, auch auf Artikel 
48 zu übertragen. 

200. Die durch eine solche Auslegung geför­
derte „Konvergenz der wirtschaftlichen Frei­
heiten im europäischen Gemeinschafts­
recht" 258 ist aber auch sachlich geboten. Die 
Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes 
ruhen nicht nur auf einer gemeinsamen 
Grundlage. Sie bilden meines Erachtens auch 
eine Einheit, bei deren Behandlung so weit 
wie möglich dieselben Maßstäbe angelegt 
werden sollten259. Es ist zum Beispiel kein 
vernünftiger Grund ersichtlich, warum die 
Freiheit des Warenverkehrs besser geschützt 
werden müßte als die Freizügigkeit der Per­
sonen, sind doch beide für den Binnenmarkt 
von grundlegender Bedeutung260. Der Ver­
trag stellt zwischen den Grundfreiheiten nur 
insoweit eine Art Rangfolge auf, als er in 
Artikel 60 Absatz 1 bestimmt, daß die Arti­
kel 59 ff. nur eingreifen, soweit der fragliche 
Sachverhalt nicht den Vorschriften über den 
freien Waren- und Kapitalverkehr und über 
die Freizügigkeit der Personen unterliegt. Es 
wäre daher merkwürdig, wenn hinsichtlich 
der Auslegung dieser Vorschriften unter­
schiedliche Maßstäbe gelten sollten, während 
der ihnen allen gemeinsame Auffangtatbe­

stand der Dienstleistungsfreiheit einheitlich 
auszulegen wäre. 

Ich bin im übrigen ohnehin der Auffassung, 
daß es bei der Prüfung der Vereinbarkeit von 
nationalen Vorschriften mit den gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über die 
Grundfreiheiten nicht so sehr darauf 
ankommt, an welcher konkreten Grundfrei­
heit ein bestimmter Sachverhalt zu messen 
ist. Entscheidend sollte vielmehr sein, ob die 
fraglichen Vorschriften die grenzüberschrei­
tende Wirtschaftstätigkeit behindern und — 
falls dies der Fall ist — ob diese Beschrän­
kungen gerechtfertigt sind. Dies schließt 
nicht aus, daß bei der Frage der Rechtferti­
gung Unterschiede zu machen sind, je nach­
dem, ob es sich um ein diskriminierendes 
oder ein nichtdiskriminierendes Hindernis 
handelt. Auch der Umstand, daß es sich um 
eine dauernde oder nur um eine vorüberge­
hende Tätigkeit in einem anderen Mitglied­
staat handelt, kann insoweit Unterschiede 
rechtfertigen, so wie dies die Rechtsprechung 
bereits jetzt zuläßt. 

201. Es handelt sich dabei keineswegs um 
ein rein akademisches AnHegen. Die 
Rechtsprechung des Gerichtshofes zeigt, daß 
die Unterscheidung zwischen Sachverhalten, 
die der einen, und Sachverhalten, die einer 
anderen Grundfreiheit zuzurechnen sind, des 
öfteren größere Schwierigkeiten bereitet. Der 
vorliegende Fall ist hierfür ein gutes Beispiel. 
In der Regel dürfte es — wie ich bereits aus­
geführt habe — sachgerecht sein, Berufsfuß­
ballspieler als Arbeitnehmer im Sinne von 
Artikel 48 einzustufen. Nach Artikel 
60 Absatz 3 besteht das für die Unterschei­
dung zwischen Artikel 48 und Artikel 
59 wesentliche Kriterium darin, daß letzterer 
nur Tätigkeiten erfaßt, die „vorübergehend" 

257 — Vgl. nur den oben in Nr. 122 zitierten Auszug aus dem 
Urteil Walrave. 

258 — So der programmatische Titel des Beitrags von Peter Beh­
rens in EuR 1992, S. 145. 

259 — In diesem Sinne auch Alfonso Mattera, La libre circulation 
des travailleurs à l'intérieur de la Communauté euro­
péenne, in: Revue du Marché Unique Européen 4/1993, 
S. 47, 68. 

260 — Nur am Rande sei vermerkt, daß diese Erwägung im 
Zusammenhang mit der Prüfung der Transferregeln beson­
ders angebracht erscheint. 
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in einem anderen Mitgliedstaat durchgeführt 
werden. Was bedeutet dies zum Beispiel für 
einen Vertrag, durch den ein Verein einen 
Spieler für einige Spiele verpflichtet?261 Es 
läßt sich darüber streiten, ob in einem sol­
chen Fall nicht besser von einer Dienstlei­
stung gesprochen werden sollte. Die derzeit 
geltenden Transferregeln sorgen zwar durch 
bestimmte Fristbestimmungen wohl meist 
dafür, daß Verträge mit Spielern eine Lauf­
zeit von wenigstens einer ganzen oder doch 
einer halben Saison haben. Notwendig ist 
dies jedoch nicht, wie das Beispiel anderer 
Sportarten zeigt 262. 

Der Gerichtshof hat daher ganz zu Recht in 
einer Reihe von Fällen offen gelassen, ob im 
konkreten Fall zum Beispiel Artikel 48 oder 
aber Artikel 59 anwendbar war. Er hat dies 
etwa in den Fällen Walrave und Dona getan, 
die hier von besonderem Interesse sind 263. 
Der Gerichtshof hat dadurch deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß diese beiden Vor­
schriften vergleichbare Maßstäbe anlegen 
und daß deren Anwendung im konkreten 
Fall zu denselben Ergebnissen führte. Dies 
bestätigt meine oben dargelegte Auffassung. 

202. Die Auslegung von Artikel 48 in dem 
hier vorgeschlagenen Sinne würde es 
zugleich erlauben, eine Inkonsistenz der bis­
herigen Rechtsprechung zu beheben. Stellt 

man sich nämlich auf den Standpunkt, der 
Inhalt der in Artikel 48 geschützten Freizü­
gigkeit erschöpfe sich in dem in dieser Vor­
schrift genannten Verbot von Diskriminie­
rungen, so könnten zur Rechtfertigung 
dieser Diskriminierungen konsequenterweise 
auch nur die in Artikel 48 Absatz 3 genann­
ten Gründe der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit und Gesundheit herangezogen 
werden. Der Gerichtshof hat jedoch schon 
mehrfach entschieden, daß bei indirekten 
Diskriminierungen auch andere „sachliche 
Gründe" eine Beschränkung der Freizügig­
keit rechtfertigen können264. Daß es sich 
dabei um dieselbe Prüfung handelt, wie 
sie im Rahmen von Artikel 59 hinsicht­
lich nichtdiskriminierender Beschränkungen 
der Dienstleistungsfreiheit angestellt 
wird, ergibt sich ausdrücklich aus den 
1992 ergangenen Urteilen Bachmann 265 

und Kommission/Belgien 266. Die hier ver­
tretene Auffassung würde es erlauben, diesen 
Widerspruch zu beseitigen. 

(3) Artikel 48 als Grundrecht 

203. Schließlich scheint mir auch nur die von 
mir vertretene Auslegung in der Lage zu 
sein, dem Charakter des Rechtes auf Freizü­
gigkeit als einem „Grundrecht", das „jedem 

261 — So hat zum Beispiel der FC Bayern München zu Beginn 
dieses Jahres wegen des Ausfalls mehrerer Spieler einen 
Spieler einer spanischen Mannschaft für die Rückrunde 
der Bundesligasaison 1994/95 ausgeliehen. 

262 — Als irn vergangenen Herbst die nordamerikanische Eishok-
keyliga durch einen Streik lahmgelegt war, verpflichteten 
findige Manager deutscher Klubs einige Stars aus dieser 
Liga für einen Einsatz oder ein paar Spiele in der deut­
schen Eishockeyliga. 

263 — Vgl. oben, Nr. 122, sowie Urteil Donà, a. a. O. (Fußnote 
61), Randnr. 19. 

264 — Siehe nur das Urteil vom 20. Oktober 1993 in der Rechts­
sache C-272/92 (Spotti, Sig. 1993,I-5185, Randnr. 18). Vgl. 
zu dieser Frage Denis Martin, Réflexions sitr le chump 
d'application materiel de l'article 48 dit traité CE (à la 
lumière de la jurisprudence récente de la Cour de justice). 
in: CDE 1993, S. 555, 577 ff. 

265 — Urteil vom 28. Januar 1992 in der Rechtssache 
C-204/90 (Bachmann, Slg. 1992, I-249, Randnr. 27 zusam­
men mit Randnrn. 32 bis 33). 

266 — Urteil vom 28. Januar 1992 in der Rechtssache 
C-300/90 (Slg. 1992, I-305, Randnr. 20 zusammen mit 
Randnr. 23). 
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Arbeitnehmer der Gemeinschaft individuell 
vom Vertrag verliehen ist"267, gerecht zu 
werden. Jede Beschränkung des Rechtes auf 
Freizügigkeit verletzt den Betroffenen in die­
sem Grundrecht und bedarf daher der 
Rechtfertigung. Da es sich um eine Verlet­
zung eines Grundrechts handelt, vermag ich 
ebensowenig wie Generalanwalt Jacobs in 
seinen Schlußanträgen in der Rechtssache 
Konstantinidis zu erkennen, inwiefern die 
nichtdiskriminierende Natur der Maßnahme 
bewirken könnte, daß diese nicht in den 
Anwendungsbereich des Artikels 48 fällt268. 
Auch aus diesem Grunde bin ich daher der 
Auffassung, daß Artikel 48 auch auf nicht­
diskriminierende Beschränkungen der Frei­
zügigkeit Anwendung zu finden hat. Dies 
muß zumindest dann gelten, wenn die 
Beschränkung den Zugang zum Arbeits­
markt in anderen Mitgliedstaaten betrifft. 

dd) Mögliche Einwände gegen diese Auffas­
sung 

204. Gegen die hier vertretene Auffassung 
lassen sich einige Einwände vorbringen, die 
noch der Erörterung bedürfen. Das bedeut­
samste der Gegenargumente ist sicherlich 
jenes, das sich auf die jüngere Rechtspre­
chung des Gerichtshofes zu Artikel 30 stützt. 
Der Gerichtshof hat bekanntlich in seinem 
bereits erwähnten Urteil im Fall Keck und 
Mithouard seine frühere Rechtsprechung zu 
Artikel 30 revidiert. Dieser Entscheidung 
zufolge soll Artikel 30 „entgegen der bisheri­
gen Rechtsprechung" der Anwendung natio­
naler Vorschriften, „die bestimmte Verkaufs­
modalitäten beschränken oder verbieten", 

nicht im Wege stehen, „sofern diese Bestim­
mungen für alle betroffenen Wirtschaftsteil­
nehmer gelten, die ihre Tätigkeit im Inland 
ausüben, und sofern sie den Absatz der 
inländischen Erzeugnisse und der Erzeug­
nisse aus anderen Mitgliedstaaten rechtlich 
wie tatsächlich in der gleichen Weise berüh­
ren" 269. Diese Rechtsprechung ist inzwi­
schen mehrfach bekräftigt worden270. Die­
sen Urteilen ist zu entnehmen, daß sie nur 
für Regeln über Verkaufsmodalitäten gilt. 
Nationale Vorschriften, welche die Ausstat­
tung der Ware und ähnliches betreffen, sind 
nach wie vor an Artikel 30 zu messen, auch 
wenn sie unterschiedslos auf inländische wie 
auf importierte Waren angewandt werden 271. 
Gleichwohl ist damit der Anwendungsbe­
reich des Artikels 30 durch den Gerichtshof 
eingeschränkt worden. Es stellt sich daher 
die Frage, ob angesichts dessen eine Erweite­
rung des Anwendungsbereiches von Artikel 
48 angebracht erscheint. Mehrere Beteiligte 
am vorliegenden Verfahren haben auf diesen 
Gesichtspunkt hingewiesen. 

205. Meines Erachtens steht die neuere 
Rechtsprechung zu Artikel 30 der von mir 
hinsichtlich der Auslegung von Artikel 
48 vertretenen Auffassung nicht entgegen. 
Ich teile die Auffassung, daß der Anwen­
dungsbereich des Artikels 30 in der Vergan­
genheit bisweilen überdehnt worden ist272. 
Die neuere Rechtsprechung hat hier Abhilfe 
geschaffen, wenngleich man sich durchaus 

267 — So die bereits zitierte Passage des Urteils Heylens (siehe 
oben, Nr. 174). 

268 — Schlußanträge vom 9. Dezember 1992 in der Rechtssache 
C-168/91 (Konstantinidis, Slg. 1993, I-1198, I-1212). 

269 — A. a. O. (Fußnote 253), Randnr. 16. 
270 — Siehe zuletzt das Urteil vom 11. August 1995 in der 

Rechtssache C-63/94 (Belgapom, Slg. 1995, I-2467, 
Randnr. 12). 

271 — Siehe etwa das Urteil vom 6. Juli 1995 in der Rechtssache 
C-470/93 (Mars, Slg. 1995, 1-1923, Randnrn. 12 bis 14). 

272 — Es genügt, an die Schwierigkeiten zu erinnern, welche die 
Frage der Behandlung des Verbots des Verkaufs an Sonn­
tagen der Rechtsprechung bereitet hat. 
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fragen kann, ob der vom Gerichtshof 
gewählte Ansatz die beste Lösung darstellte. 
Es darf jedoch nicht vergessen werden, daß 
die Ausgangslage im Bereich des Artikels 
48 eine ganz andere ist, da es hier bisher 
keine gefestigte Rechtsprechung gibt, nach 
der auch unterschiedslos geltende Maßnah­
men von dieser Bestimmung erfaßt würden. 
Die von mir vorgeschlagene erweiternde 
Auslegung dieser Vorschrift bedeutet auch 
keineswegs, daß alle nichtdiskriminierenden 
Maßnahmen, die tatsächlich oder potentiell 
die Freizügigkeit beschränken, notwendiger­
weise denselben strengen Bedingungen hin­
sichtlich ihrer Rechtfertigung unterworfen 
werden müssen. Wenn man insoweit die 
Rechtsprechung zu Artikel 30 entsprechend 
heranziehen möchte, könnte man daran den­
ken, zwischen Maßnahmen, die den Zugang 
zur Beschäftigung regeln, und Maßnahmen, 
die sich mehr auf die Ausübung dieser Tätig­
keit richten, zu unterscheiden 273. 

206. Ich glaube mich jedoch insoweit auch 
auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes 
selbst berufen zu können. Meine Auffassung 
hinsichtlich der Auslegung des Artikels 
48 stützt sich — wie gesehen —• zu einem 
Gutteil auf die Parallele zu Artikel 59 und 
die zu dieser Vorschrift ergangene 
Rechtsprechung. Da diese Rechtsprechung in 
Anlehnung an die Rechtsprechung zu Arti­
kel 30 entwickelt worden ist, hätte man 
annehmen dürfen, daß das Urteil Keck und 
Mithouard auf sie nicht ohne Auswirkungen 
hätte sein können. Dies war bislang jedoch 
noch nicht der Fall. 

In seinem im Jahre 1994 erlassenen Urteil 
Schindler hat der Gerichtshof noch einmal 
bekräftigt, daß nichtdiskriminierende Maß­
nahmen unter Artikel 59 fallen können 274. 
Eine ausdrückliche Auseinandersetzung mit 
der neuen Rechtsprechung zu Artikel 30 fin­
det sich in dem vor kurzem ergangenen 
Urteil Alpine Investments 275. Dort ging es 
um eine niederländische Maßnahme, durch 
die einer auf Warenterminverträge speziali­
sierten Gesellschaft verboten worden war, 
mit möglichen Kunden im In- und Ausland 
ohne deren vorherige schriftliche Zustim­
mung telephonischen Kontakt aufzunehmen. 
Es stellte sich die Frage, ob dieses Verbot des 
„cold calling" gegen Artikel 59 verstieß. Die 
Niederlande und das Vereinigte Königreich 
hatten unter Berufung auf das Urteil Keck 
und Mithouard geltend gemacht, dieses Ver­
bot sei dem Anwendungsbereich des Artikels 
59 entzogen, da es allgemein anwendbar und 
nicht diskriminierend sei und da es nicht 
bezwecke oder bewirke, dem inländischen 
Markt einen Vorteil zu verschaffen. 

Der Gerichtshof wies diese Argumente 
zurück. Seiner Ansicht nach ist der Grund 
für die im Urteil Keck und Mithouard 
getroffene Entscheidung darin zu sehen, daß 
die dort zu prüfende Regelung nicht geeignet 
war, den Marktzugang ausländischer 
Erzeugnisse „zu versperren oder stärker zu 
behindern, als sie dies für inländische 
Erzeugnisse tut". Das im Fall Alpine Invest­
ments zu betrachtende Verbot „beeinflußt" 
hingegen „unmittelbar den Zugang zum 
Dienstleistungsmarkt in anderen Mitglied-

273 — Dabei könnte vielleicht an die in Artikel 48 
Absatz 3 Buchstaben a und c angelegte Unterscheidung 
angeknüpft werden. 

274 — Urteil vom 24. Mar/. 1991 in der Rechtssache C-275/92 
(Schindler, Slg. 1994, I-1039, Randnr.43). 

275 — Urteil vom 10. Mai 1995 in der Rechtssache C-384/93 
(Alpine Investments, Slg. 1995, I-1141). 

I - 5009 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-415/93 

Staaten. Es ist daher geeignet, den innerge­
meinschaftlichen Dienstleistungsverkehr zu 
behindern." 276 

Diese Überlegungen lassen sich auf den 
Bereich des Artikels 48 übertragen. Dabei ist 
insbesondere zu beachten, daß die im vorlie­
genden Fall zu prüfenden Transferregeln 
unmittelbar den Zugang zum Arbeitsmarkt 
in anderen Mitgliedstaaten beeinflussen 277. 

207. Ein weiteres Argument gegen eine 
erweiternde Auslegung des Artikels 48 und 
des Artikels 52 stützt sich auf die Rechtspre­
chung zu Artikel 34, der mengenmäßige 
Ausfuhrbeschränkungen und Maßnahmen 
gleicher Wirkung verbietet. Der Gerichtshof 
hat bekanntlich entschieden, daß sich Artikel 
34 auf Maßnahmen bezieht, die „spezifische 
Beschränkungen der Ausfuhrströme bezwek-
ken oder bewirken" und dadurch der natio­
nalen Produktion einen „besonderen Vorteil" 
verschaffen 278. Würde man annehmen, daß 
unterschiedslos geltende Maßnahmen eines 
Mitgliedstaats, die es seinen eigenen Staatsan­
gehörigen oder Dritten erschwerten, von 
ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch zu 
machen, unter Artikel 48 fallen, befände man 
sich nach Ansicht mancher Autoren jedoch 
im Widerspruch zu dieser Rechtspre­
chung 279. Selbst wenn dem so sein sollte, 
wäre daraus meines Erachtens nicht der 

Schluß zu ziehen, daß Artikel 48 einschrän­
kend zu interpretieren wäre. Vielmehr sollte 
eher die Rechtsprechung zu Artikel 34 über­
dacht werden. Eine Behinderung der Aus­
übung des Rechts auf Freizügigkeit ist daher 
stets an Artikel 48 zu messen 280. 

208. Zur Bedeutung des Subsidiaritätsprin-
zips für den vorliegenden Fall habe ich 
bereits Stellung genommen 281. 

ee) Anwendung auf die Transferregeln 

209. Auch wenn man annehmen wollte, daß 
die Transferregeln in der ganzen Gemein­
schaft unterschiedslos auf Wechsel innerhalb 
eines Mitgliedstaats wie auf Wechsel in einen 
anderen Mitgliedstaat angewendet würden, 
bliebe die Tatsache bestehen, daß sie die 
Freizügigkeit einschränken. Anders als Arti­
kel 48 dies fordert, kann sich ein Berufsfuß­
ballspieler aufgrund dieser Regeln nach dem 
Auslaufen seines bisherigen Vertrages näm­
lich nicht frei in einen anderen Mitgliedstaat 
begeben, um dort für einen anderen Verein 
tätig zu werden. Erforderlich ist vielmehr in 
jedem Fall, daß an den bisherigen Verein die 
fällige Ablösesumme gezahlt wird. Wie ich 
bereits erläutert habe, ändert der Umstand, 

276 — A. a. O. (Fußnote 275), Randnrn. 37 und 38. 

277 — Siehe unten, Nr. 210. 
278 — Urteil vom 8. November 1979 in der Rechtssache 

15/79 (Groenveld, Slg. 1979, 3409, Randnr. 7), Hervorhe­
bungen von mir. 

279 — So etwa Moitinho de Almeida, a. a. O. (Fußnote 238), 
S. 251 f. 

280 — Zu einem entsprechenden Ergebnis gelangte Generalan­
walt Jacobs hinsichtlich der Frage nach der Anwendbar­
keit von Artikel 59 in seinen vorzüglichen Schlußanträgen 
in der Rechtssache Alpine Investments vom 26. Januar 
1995 (Slg. 1995, I-1141, I-1144, Nrn. 52 ff.). 

281 — Oben, Nr. 130. 
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daß nach den heute geltenden Regeln der 
UEFA und der FIFA die Spielberechtigung 
für den neuen Verein nicht mehr von der 
Regelung der Ablösesumme abhängen soll, 
an diesem Umstand nichts 282. Es handelt 
sich hier also um eine eindeutige Beschrän­
kung des Rechtes auf Freizügigkeit, die von 
Artikel 48 erfaßt wird. Daß diese Regeln 
zugleich die Möglichkeit eines freien Ver­
einswechsels innerhalb ein und desselben 
Mitgliedstaates beschränken, kann daran 
nach der hier vertretenen Auffassung nichts 
ändern. 

210. Die Transferregeln beschränken dabei 
unmittelbar den Zugang zum Arbeitsmarkt 
in anderen Mitgliedstaaten. Damit unter­
scheiden sie sich ganz wesentlich von ande­
ren unterschiedslos geltenden Regeln, welche 
die Ausübung des Berufes betreffen. Ein Bei­
spiel mag genügen, um den Unterschied zu 
verdeutlichen. Soeben ist wieder die Frage 
aufgeworfen worden, ob eine Profiliga zum 
Beispiel 16, 18 oder mehr Vereine haben soll. 
Es ist völlig einleuchtend, daß die Zahl der 
vorhandenen Vereine die Aussichten eines 
Spielers, eine Beschäftigung bei einem Verein 
zu finden, beeinflußt. Je geringer die Zahl 
der Vereine ist, desto schwieriger dürfte es in 
der Regel sein, eine Anstellung zu erlangen. 
Gleichwohl scheinen mir Vorschriften dieser 
Natur nicht geeignet, Bedenken hinsichtlich 
Artikel 48 zu erwecken. Sie betreffen nicht 
die Möglichkeit des Zugangs ausländischer 
Spieler als solchen, sondern die Ausübung 
der Beschäftigung. Ganz anders ist die Lage 
im Hinblick auf die Transferregeln. Nach 
den geltenden Regeln kann ein Spieler näm­
lich nur dann ins Ausland wechseln, wenn 
der neue Klub (oder der Spieler selbst) in der 
Lage ist, die verlangte Ablösesumme zu zah­
len. Ist dies nicht der Fall, kann der Spieler 

nicht ins Ausland wechseln. Es handelt sich 
um eine unmittelbare Beschränkung des 
Zugangs zum Arbeitsmarkt. Da die Ablöse­
summe von dem bisherigen Verein verlangt 
wird und das Hindernis für den Wechsel 
somit — auch wenn es zugleich durch die 
Regeln internationaler Verbände bedingt ist 
— aus der Sphäre des Ausgangsstaats 
stammt, kann man die Lage durchaus mit der 
im Fall Alpine Investments gegebenen ver­
gleichen. 

211. Die URBSFA hat sich zur Begründung 
ihres Standpunktes, wonach Artikel 48 hier 
nicht anwendbar sein könne, unter anderem 
auf eine Entscheidung der Europäischen 
Kommission für Menschenrechte („EKMR") 
aus dem Jahre 1983 berufen283. Dieser Fall 
betraf einen niederländischen Berufsfußball­
spieler, der sich darauf berief, daß die Trans­
ferregeln insbesondere gegen Artikel 
4 Absatz 2 der Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten vom 4. November 1950 ver­
stießen. Dieser Vorschrift zufolge darf nie­
mand gezwungen werden, „Zwangs- oder 
Pflichtarbeit" zu verrichten. Die EKMR ver­
warf die Beschwerde 284. Sie stützte sich 
dabei auf zwei Erwägungen. Zum einen habe 
sich der Beschwerdeführer aus freiem 
Antrieb entschlossen, Berufsfußballspieler zu 
werden, wobei ihm bewußt war, daß er von 
den fraglichen Regeln betroffen sein würde. 
Zum anderen beträfen diese Regeln nicht 
unmittelbar die Vertragsfreiheit des Spielers. 

282 — Siehe oben, Nr. 150. 

283 — Entscheidung vom 3. Mai 1983 in dem Verfahren Nr. 
9322/81 (X/Niederlande), European Commission of 
Human Rights, Decisions and Reports 32, S. 180. 

284 — Die Beschwerde wurde wegen offensichtlicher Unbegrün­
detheit als unzulässig verworfen (vgl. Nederlandse 
Jurisprudentie 1984, S. 977, 978 —insoweit in der amtli­
chen Sammlung nicht abgedruckt). 
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Für den vorliegenden Fall sind diese Ausfüh­
rungen ohne Bedeutung. In der Tat zwingen 
die Transferregeln den Spieler nicht „unmit­
telbar" dazu, „Zwangs- oder Pflichtarbeit" 
zu verrichten. Die Vorschriften des Gemein­
schaftsrechts haben jedoch eine ganz andere 
Zielrichtung. Artikel 48 EG-Vertrag schützt 
ganz allgemein das Recht auf grenzüber­
schreitende Freizügigkeit in der Gemein­
schaft. Im übrigen scheint mir auch die 
Erwägung der EKMR, eine Rechtsverletzung 
scheide aus, weil der Betroffene mit der Wahl 
dieses Berufes sich mit eventuell mit diesem 
verbundenen Beschränkungen einverstanden 
erklärt habe, durchaus fragwürdig zu sein. 
Wesentlich überzeugender ist die Entschei­
dung, die das Landesarbeitsgericht Berlin im 
Jahre 1979 in einem vergleichbaren Fall auf 
der Grundlage des deutschen Rechts gefällt 
hat. Das LAG stellte sich auf den Stand­
punkt, daß die Transferregeln die Freiheit 
der Wahl des Arbeitsplatzes beschränkten 
und daher gegen Artikel 12 des Grundgeset­
zes verstießen. Nach Ansicht des LAG durf­
ten sich auch private Absprachen nicht mit 
dieser Bestimmung in Widerspruch setzen, 
so daß ein etwaiges Einverständnis des Spie­
lers mit diesen Regeln unerheblich war 285. 

212. Ich bin daher wie Herr Bosman der 
Auffassung, daß die Transferregeln gegen 
Artikel 48 verstoßen und nur rechtmäßig 
wären, wenn sie durch zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses gerechtfertigt sind 
und nicht über das hinausgehen, was zur 
Erreichung dieser Ziele erforderlich ist. Der 
Vertreter Dänemarks hat in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Gerichtshof dieselbe 
Auffassung vertreten. Die Kommission hat 
zwar zunächst in ihrer schriftlichen Stellung­
nahme diese Frage offen gelassen. In der 

mündlichen Verhandlung vor dem Gerichts­
hof hat sie jedoch unter Bezugnahme auf 
ihre Stellungnahme in der Rechtssache 
C-340/90, in der sie diese Ansicht bereits 
vertreten hatte, zum Ausdruck gebracht, daß 
sie die hier vertretene Auffassung teilt. 

213. Auch die meisten der anderen Verfah­
rensbeteiligten, die der Ansicht sind, daß 
Artikel 48 auf nichtdiskriminierende Hinder­
nisse für die Freizügigkeit keine Anwendung 
finden kann, haben die Auffassung vertreten, 
daß die Transferregeln jedenfalls aufgrund 
bestimmter Erwägungen als gerechtfertigt 
angesehen werden müßten 286. Diese mögli­
chen Rechtfertigungsgründe sind nunmehr 
zu prüfen. 

ff) Mögliche Rechtfertigungsgründe 

(1) Allgemeines 

214. Zunächst ist jedoch auf die bereits im 
Zusammenhang mit den Ausländerklauseln 
angesprochene Frage zurückzukommen, 
unter welchem Gesichtspunkt diese mögli­
chen Rechtfertigungsgründe zu erörtern 

285 — NJW 1979, S. 2582, 2583. 

286 — So die URBSFA, die UEFA und Italien. Deutschland hat 
sich zu dieser Frage nicht geäußert, aber die Ansicht ver­
treten, daß solche Rechtfertigungsgründe für die Auslän­
derklauseln herangezogen werden könnten. Nur Frank­
reich hat zu dieser Frage nicht Stellung genommen. 
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sind. Wie bereits erwähnt, hat der Gerichts­
hof in den Urteilen Walrave und Dona in 
diesem Zusammenhang von nichtwirtschaft­
lichen Gründen, die ausschließlich den Sport 
betreffen, gesprochen 287. Aus der Rechtspre­
chung zu Artikel 30 einerseits und Artikel 
59 andererseits ergibt sich jedoch, daß 
Beschränkungen, die von diesen Vorschriften 
erfaßt werden, nicht nur durch Gründe 
nichtwirtschaftlicher Natur gerechtfertigt 
werden können. Auch Erwägungen wirt­
schaftlicher Natur können insoweit relevant 
sein, sofern es sich dabei um zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses handelt. 
Dies ergibt sich insbesondere aus den bereits 
erwähnten Urteilen Bachmann und 
Kommission/Belgien, in denen der Gerichts­
hof entschied, daß Beschränkungen der Frei­
zügigkeit rechtmäßig sein können, wenn sie 
erforderlich sind, um die „Kohärenz der 
Steuerregelung" zu wahren 288. 

215. Mit der in den Urteilen Walrave und 
Dona gewählten Formulierung dürfte daher 
etwas anderes gemeint sein. Meines Erach-
tens bezieht sich der Gerichtshof in diesen 
Urteilen auf solche Regeln, die ausschließlich 
sportlicher Natur sind und daher vom 
Gemeinschaftsrecht nicht erfaßt werden. Für 
das in Artikel 48 verankerte Recht auf Frei­
zügigkeit ist es in der Tat belanglos, ob zum 
Beispiel ein Spiel 90 oder aber 80 Minuten 
dauert und ob ein Sieg mit zwei oder aber 
drei Punkten gewertet wird. Anderes gilt für 
die Transferregeln. Diese beschränken 
unmittelbar das Recht auf Freizügigkeit und 
sind daher nur dann rechtmäßig, wenn sie 
durch zwingende Gründe des Allgemeinin­
teresses gerechtfertigt werden. 

216. In diesem Zusammenhang erscheint es 
angebracht, auf ein grundsätzliches Argu­
ment einzugehen, das zur Rechtfertigung 
dieser und anderer Regeln gebraucht wird. 
Es wird nämlich geltend gemacht, daß sich 
die Sportverbände auf das Recht auf Vereini­
gungsfreiheit berufen könnten. Dieses Recht 
könne mit dem Recht des einzelnen Sportlers 
auf Freizügigkeit kollidieren und sei daher 
mit diesem in Einklang zu bringen 289. Nun 
ist es sicherlich unbestreitbar, daß die Sport­
verbände das Recht und die Aufgabe haben, 
Regeln für die Ausübung und Organisation 
des Sports auszuarbeiten und daß diese 
Tätigkeit zu ihrer grundrechtlich geschützten 
Verbandsautonomie gehört290. Dies bedeutet 
jedoch nicht, daß zur Lösung des Konflikts 
zwischen dem Recht auf Freizügigkeit und 
der Vereinigungsfreiheit eine einfache 
„Güterabwägung" ausreichen würde291. 
Damit würde der grundlegenden Bedeutung 
des Artikels 48 für den Binnenmarkt, die der 
Gerichtshof mehrfach ausdrücklich hervor­
gehoben hat292, nicht ausreichend Rechnung 
getragen. Zuzustimmen ist daher der Auffas­
sung, daß nur ein „überragend wichtiges Ver­
bandsinteresse" eine Beschränkung der Frei­
zügigkeit rechtfertigen könnte293. Solche 
Interessen können meines Erachtens gegebe­
nenfalls durchaus dem Begriff der zwingen­
den Gründe des Allgemeininteresses subsu­
miert werden. 

217. Schließlich ist zu erwähnen, daß die 
Frage nach der möglichen Rechtfertigung der 

287 — Siehe oben, Nrn. 122 und 124. 
288 — Urteil Bachmann, a.a.O. (Fußnote 265), Randnrn.21 ff.; 

Urteil Kommission/Belgien, a. a. O. (Fußnote 266), Rand-
nrn. 14 ff. 

289 — So etwa Werner Schroeder, Sport unti Europäische Integra­
tion, München 1989, S. 191 ff. 

290 — Vgl. etwa für das deutsche Recht das Urteil des BGH vom 
28. November 1994 (NJW 1995, S. 583, 584). 

291 — So aber Schroeder, a. a. O. (Fußnote 289), S. 199. 
292 — Siche nur die oben zitierte Stelle des Urteils Hcylcns 

(oben, Nr. 174). 
293 — Hilf, a. a. O. (Fußnote 123), S. 522. 
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Transferregeln auch im Hinblick auf die 
Wettbewerbsvorschriften eine wichtige Rolle 
spielt und von den Parteien in diesem 
Zusammenhang erörtert worden ist. So weit 
dies für die Prüfung der vorliegenden Frage 
erforderlich ist, werde ich daher hier auch 
die zu den Artikeln 85 und 86 vorgetragenen 
Erwägungen heranziehen. 

(2) Aufrechterhaltung des finanziellen und 
sportlichen Gleichgewichts 

218. Zur Rechtfertigung der Transferregeln 
ist eine Reihe von Erwägungen vorgetragen 
worden. Am bedeutsamsten von diesen ist 
meines Erachtens die Behauptung, daß die 
Transferregeln notwendig seien, um ein 
gewisses Maß an finanziellem und sportli­
chem Gleichgewicht unter den Klubs auf­
rechtzuerhalten. Durch diese Regeln werde 
bezweckt, das Überleben kleinerer Vereine 
zu sichern. In der mündlichen Verhandlung 
vor dem Gerichtshof hat die URBSFA in 
diesem Zusammenhang ausdrücklich geltend 
gemacht, daß die gezahlten Ablösesummen 
das Überleben der Amateurvereine sicher­
stellten. 

Diese Argumentation läuft auf die Behaup­
tung hinaus, daß das System der Transferre­
geln erforderlich sei, um die Organisation 
des Fußballs als solche zu sichern. Wären 
beim Wechsel von Spielern keine Ablöse­
summen zu zahlen, so würden sich die wohl­
habenden Vereine mühelos die besten Spieler 
sichern, während die kleineren Vereine und 
die Amateurklubs in wirtschaftliche Nöte 
gerieten und möglicherweise sogar ihre 
Tätigkeit einstellen müßten. Somit würde die 
Gefahr drohen, daß die reichen Vereine stets 

noch reicher und die weniger wohlhabenden 
noch ärmer würden. 

219. Würde diese Behauptung zutreffen, so 
wäre meines Erachtens in der Tat davon aus­
zugehen, daß die Transferregeln mit Artikel 
48 vereinbar wären. Der Fußballsport ist in 
der Gemeinschaft von großer Bedeutung, 
und dies sowohl in wirtschaftlicher wie in 
ideeller Hinsicht. Wie ich bereits erwähnt 
habe, interessieren sich viele Menschen in der 
Gemeinschaft für den Fußballsport. Die Zahl 
der Zuschauer in den Stadien und vor den 
Bildschirmen belegt dies nachdrücklich. In 
manchen Städten zählt die lokale Fußball­
mannschaft zu den großen Attraktionen, die 
entscheidend zur Bekanntheit dieser Orte 
beitragen. So dürfte es wohl in Deutschland 
nur wenige interessierte Zeitgenossen geben, 
die die Stadt Mönchengladbach nicht auch 
mit dem Fußball in Verbindung brächten. 
Die großen Vereine sind darüber hinaus 
längst ein wichtiger Wirtschaftsfaktor gewor­
den. Daher könnte man nach meinem Dafür­
halten bereits in der Aufrechterhaltung einer 
lebensfähigen Profiliga einen im Allgemein­
interesse liegenden Grund sehen, der Ein­
schränkungen der Freizügigkeit rechtfertigen 
könnte. In diesem Zusammenhang ist anzu­
merken, daß ich — wie es im übrigen auch 
die anderen Verfahrensbeteiligten tun — die 
Ansicht teile, daß eine Profiliga nur dann 
gedeihen kann, wenn zwischen den beteilig­
ten Vereinen kein zu krasses Ungleichge­
wicht besteht. Wird die Liga von einer 
Mannschaft klar dominiert, so fehlt es an der 
notwendigen Spannung. Das Interesse der 
Zuschauer dürfte daher in absehbarer Zeit 
erlahmen. 

Noch wichtiger ist der Bereich des Amateur­
sports. Derzeit gibt es eine Vielzahl von 
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Amateurvereinen, in denen Jugendlichen und 
Erwachsenen die Möglichkeit sportlicher 
Betätigung gegeben wird. Welche Bedeutung 
dieses Angebot einer sinnvollen Freizeitbe­
schäftigung für die Gesellschaft als solche 
hat, brauche ich nicht näher auszuführen. 
Sollten die Transferregeln erforderlich sein, 
um das Überleben dieser Amateurvereine zu 
gewährleisten, wäre dies ohne Zweifel ein im 
Rahmen des Artikels 48 relevanter zwingen­
der Grund des Allgemeininteresses. 

220. Es ist daher zu prüfen, ob die Transfer­
klauseln tatsächlich die Bedeutung haben, die 
ihnen von der URBSFA sowie der UEFA 
und anderen beigemessen wird. Hier ist zwi­
schen den Auswirkungen auf Amateurver­
eine einerseits und Profiklubs andererseits zu 
unterscheiden. 

221. Was die Amateurvereine anlangt, sind 
keine konkreten Argumente oder gar Zahlen 
vorgelegt worden, um die Behauptung zu 
untermauern, die Abschaffung der Transfer­
regeln hätte für diese Vereine oder wenig­
stens einige von ihnen existenzgefährdende 
Folgen. Die Frage ist jedoch ohnehin nicht 
näher zu prüfen. Die entsprechende Vorlage­
frage der Cour d'appel Lüttich bezieht sich 
auf die Lage, wie sie sich nach den Transfer­
regeln für einen Spieler ergibt, dessen Vertrag 
endet. Es geht also um den Wechsel eines 
Berufsfußballspielers zu einem anderen Ver­
ein. Wie ich bereits erwähnt habe294, ist 
somit im vorliegenden Verfahren nicht zu 
klären, ob es mit dem Gemeinschaftsrecht 
vereinbar ist, daß beim Wechsel eines Ama­
teurspielers zu einem Profiklub eine Ablöse­

summe zu zahlen ist. Die vorliegende Frage­
stellung ist daher auf den Berufsfußball 
beschränkt. Es ist nicht zu erkennen, wel­
chen Einfluß die Antwort auf die Frage nach 
der Rechtmäßigkeit der Transferklauseln in 
diesem Bereich auf die Amateurvereine 
haben könnte. 

222. Auch hinsichtlich der Profivereine 
haben die interessierten Verbände nur wenig 
aussagekräftiges, konkretes Material vorge­
legt, um ihre These zu stützen. Nach mei­
nem Dafürhalten kommt dabei der von der 
UEFA vorgelegten und von mir bereits 
erwähnten Studie von Touche Ross zum eng­
lischen Fußball die größte Bedeutung für die 
hier anzustellende Prüfung zu. In England 
gibt es bekanntlich eine vierstufige Profiliga, 
die — von oben nach unten — in die Pre­
mier League sowie die Erste, Zweite und 
Dritte Division gegliedert ist. Aus den in der 
genannten Studie aufgeführten Zahlen ergibt 
sich, daß die Vereine der Premier League in 
dem zugrundegelegten Zeitraum295 insge­
samt netto (also nach Abzug der Einnahmen 
aus den von ihnen selbst erhaltenen Ablöse­
summen) rund 18,5 Millionen UKL für neue 
Spieler ausgegeben hatten. Nach Abzug die­
ser Summe von den Gesamteinnahmen ver­
blieb diesen Vereinen noch ein Gesamtge­
winn von 11,5 Millionen UKL. Die Vereine 
der Ersten Division erzielten hingegen im 
Transfergeschäft einen Überschuß von gut 
9,3 Millionen UKL, jene der Zweiten 

294 — Siehe oben, Nr. 60. 
295 — Es handelt sich dabei (von einigen Ausnahmen abgesehen) 

um die Spielzeit 1992/93. 
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Division einen Überschuß von knapp 
2,4 Millionen UKL und jene der Dritten 
Division einen Überschuß von etwa 1,6 Mil­
lionen UKL. Darüber hinaus ist bemerkens­
wert, daß sich für die drei letztgenannten 
Divisionen aus dem gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb jeweils ein Verlust ergab, 
der durch diese Transfereinnahmen mehr als 
abgedeckt wurde 296. 

Diese Zahlen belegen sehr eindrucksvoll, 
welch bedeutende Rolle die unteren Divisio­
nen als Talentreservoir für die oberste Liga 
spielen. Sie zeigen zugleich, daß die Transfer­
einnahmen für die Vereine dieser unteren 
Klassen einen wichtigen Posten in der Bilanz 
darstellen. Sollten die Transferregeln als 
rechtswidrig zu betrachten sein und diese 
Zahlungen daher entfallen, stünde zu erwar­
ten, daß diese Vereine in große Schwierigkei­
ten gerieten. 

223. Ich teile daher vollkommen die von der 
URBSFA und der UEFA in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Gerichtshof noch ein­
mal klar zum Ausdruck gebrachte Ansicht, 
daß es von fundamentaler Bedeutung ist, die 
Einnahmen in angemessener Weise unter den 
Vereinen zu verteilen. Ich bin jedoch gleich­
wohl der Auffassung, daß die Transferregeln 
in ihrer derzeitigen Form nicht durch diese 
Erwägung gerechtfertigt werden können. Es 
ist bereits zweifelhaft, ob die Transferregeln 
den von den Verbänden genannten Zweck zu 
erfüllen vermögen. In jedem Fall jedoch gibt 
es andere, die Freizügigkeit weniger oder 

überhaupt nicht beeinträchtigende Mittel, 
um diesen Zweck zu erreichen. 

224. Was die Frage nach der Eignung dieser 
Regeln zur Erfüllung des gesetzten Zwecks 
anlangt, ist zunächst darauf hinzuweisen, daß 
die derzeit geltenden Regeln die kleineren 
Profivereine sehr oft dazu zwingen dürften, 
sich von Spielern zu trennen, um durch die 
auf diese Weise erzielten Transfereinnahmen 
ihr Überleben zu sichern. Da es sich bei den 
an die größeren Vereine transferierten Spie­
lern in der Regel um die besten Spieler der 
kleineren Profivereine handelt, werden diese 
dadurch sportlich geschwächt. Es ist zwar 
richtig, daß diese Vereine durch die Transfer-
einnahmen in die Lage versetzt werden, 
selbst neue Spieler zu verpflichten, sofern 
ihre allgemeine finanzielle Lage dies gestat­
tet. Wie wir gesehen haben, werden die 
Transfersummen jedoch in der Regel auf der 
Grundlage der Spielergehälter berechnet. Da 
die größeren Klubs meist höhere Gehälter 
zahlen, dürften die kleineren Vereine kaum je 
in der Lage sein, selbst gute Spieler von die­
sen Klubs zu erwerben. In dieser Hinsicht 
verstärken die Transferregeln also sogar noch 
das ohnehin bestehende Ungleichgewicht 
zwischen wohlhabenden und weniger wohl­
habenden Vereinen. Die Kommission und 
Herr Bosman haben zu Recht auf diese Kon­
sequenz hingewiesen. 

225. Herr Bosman hat auch mit einiger 
Berechtigung geltend gemacht, daß die 
Transferregeln die reichen Klubs nicht daran 
hindern, die besten Spieler zu verpflichten, 
so daß sie nur bedingt geeignet sind, zur 
Wahrung des sportlichen Gleichgewichts 
beizutragen. In der Tat ist die Verpflichtung, 
für einen neuen Spieler eine mitunter 
beträchtliche Summe Geldes auszugeben, für 296 — A. a. O. (Fußnote 65), Anhänge 1 bis 4. 
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einen wohlhabenden Verein oder für eine 
Mannschaft mit einem wohlhabenden Förde­
rer kein bedeutsames Hindernis. Die Bei­
spiele des AC Mailand und der Blackburn 
Rovers belegen dies nachdrücklich 297. 

Auch das finanzielle Gleichgewicht zwischen 
den Klubs wird übrigens durch die Transfer­
regeln nicht notwendigerweise gestärkt. Ver­
pflichtet ein Verein Spieler von Klubs aus 
anderen Mitgliedstaaten oder aus Drittstaa­
ten, so fließen die hierfür erforderlichen Gel­
der ins Ausland ab, ohne daß die anderen 
Klubs, die mit dem betroffenen Verein in 
einer Liga spielen, davon profitieren würden. 

226. Vor allem aber ist eindeutig, daß es 
Alternativen zu den Transferregeln gibt, 
durch die der mit diesen verfolgte Zweck 
erreicht werden kann. Es handelt sich dabei 
im Grunde um zwei verschiedene Möglich­
keiten, die beide auch von Herrn Bosman 
genannt worden sind. Zum einen bestünde 
die Möglichkeit, für die von den Vereinen an 
die Spieler zu zahlenden Gehälter tarifver­
traglich bestimmte Grenzen festzusetzen. 
Diese Möglichkeit ist von Herrn Bosman in 
seiner Stellungnahme näher dargelegt wor­
den. Er hat jedoch dabei darauf hingewiesen, 
daß die Möglichkeit nicht so effektiv ist wie 
die sogleich zu besprechende Alternative. 
Angesichts der folgenden Ausführungen 
brauche ich mich daher hier zu dieser Mög­
lichkeit nicht näher zu äußern. Zum anderen 
wäre es denkbar, die Einnahmen der Vereine 
untereinander zu verteilen. Dies bedeutet 

konkret, daß ein Teil der von einem Verein 
aus dem Verkauf von Eintrittskarten für 
seine Heimspiele erzielten Einnahmen an die 
anderen Vereine verteilt wird. In entspre­
chender Weise könnten etwa die Einnahmen, 
welche bei der Vergabe der Rechte für die 
Übertragung von Spielen im Fernsehen 
anfallen, zwischen allen Vereinen aufgeteilt 
werden. 

Um allen Mißverständnissen vorzubeugen, 
möchte ich in diesem Zusammenhang klar 
zum Ausdruck bringen, daß ich eine finanzi­
elle Unterstützung durch staatliche Beihilfen 
nicht zu den hier angesprochenen Alternati­
ven zähle. Der Grund dafür besteht darin, 
daß solche Beihilfen den Rahmen dessen 
sprengen würden, was den Fußballverbänden 
aufgrund ihrer Verbandsautonomie aus eige­
ner Kraft möglich ist. Der Berufsfußballsport 
würde damit auf eine andere Grundlage 
gestellt als die, welche im vorliegenden 
Rechtsstreit zur Erörterung steht. 

227. Es kann kaum einen Zweifel daran 
geben, daß eine solche Umverteilung der 
Einnahmen in wirtschaftlicher Hinsicht als 
sinnvoll und legitim erscheint. Die UEFA 
selbst hat zu Recht darauf hingewiesen, daß 
der Fußball durch die gegenseitige wirt­
schaftliche Abhängigkeit der Vereine geprägt 
ist. Diese Sportart wird ausgeübt, indem 
zwei Mannschaften gegeneinander antreten 
und ihre Kräfte messen. Jeder Verein braucht 
daher den anderen, um Erfolg zu haben. Aus 
diesem Grunde hat jeder Verein ein Interesse 
am Wohlergehen der anderen Vereine. Die in 
einer Profiliga tätigen Vereine haben daher 
nicht das Ziel, ihre Konkurrenten aus dem 
Markt auszuschalten. Darin liegt — wie 
sowohl die UEFA als auch Herr Bosman 
ganz zu Recht ausgeführt haben — ein 
bedeutsamer Unterschied zu dem Wettbe-

297 — Nach der Studie von Touche Ross schlossen die Blackburn 
Rovers die für sie sportlich sehr erfolgreiche Saison 
1992/93 (die Rovers stiegen in die Premier League auf) mit 
einem Verlust vor Steuern von knapp 6,4 Millionen UKL 
ab (a. a. O., Fußnote 65, Anhang 1). Der AC Mailand hat 
nach den mir vorliegenden Angaben die Saison 
1992/93 mit einem Verlust von 1,7 Milliarden LIT abge­
schlossen; in der vorangegangenen Rechnungspcriodc 
hatte der Verlust gar 8,3 Milliarden LIT betragen (Neue 
Zürcher Zeitung (Internationale Ausgabe) Nr. 196 vom 25. 
August 1995, S. -16). 
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werbsverhältnis, wie es zwischen Unterneh­
men auf anderen Märkten vorherrscht. 
Ebenso richtig ist, daß der wirtschaftliche 
Erfolg einer Liga nicht zuletzt davon 
abhängt, daß zwischen ihren Klubs ein 
gewisses Gleichgewicht herrscht. Wird die 
Liga von einem übermächtigen Klub domi­
niert, macht sich erfahrungsgemäß Desinter­
esse breit. 

Wäre jeder Klub darauf angewiesen, seinen 
Spielbetrieb ausschließlich durch die Einnah­
men zu finanzieren, die er durch den Verkauf 
von Eintrittskarten, Verträge mit Rundfunk 
und Fernsehen und aus sonstigen Quellen 
(wie etwa Werbung, Mitgliedsbeiträge oder 
Zuwendungen von privaten Sponsoren) 
bezieht, würde das Gleichgewicht zwischen 
den Vereinen sehr bald in Gefahr geraten. 
Großvereine wie der FC Bayern München 
oder der FC Barcelona entfalten eine beson­
dere Anziehungskraft, die sich in hohen 
Zuschauerzahlen niederschlägt. Dadurch 
werden diese Vereine auch für Fernsehsender 
und die Werbewirtschaft sehr interessant. 
Die daraus resultierenden hohen Einnahmen 
erlauben es diesen Vereinen, die besten Spie­
ler zu verpflichten und damit ihren — sport­
lichen wie wirtschaftlichen — Erfolg noch 
zu verstärken. Für die kleineren Vereine ver­
liefe die Entwicklung dagegen gerade umge­
kehrt. Die mangelnde Attraktivität einer 
Mannschaft führt zu entsprechend niedrigen 
Einnahmen, wodurch wiederum die Mög­
lichkeiten, die Mannschaft zu verstärken, 
verringert würden. 

Herr Bosman hat zwar darauf hingewiesen, 
daß es Stimmen gibt, die der Ansicht sind, 
daß sich das erforderliche Gleichgewicht 
gleichsam automatisch ergäbe, da aufgrund 
der bereits erörterten Gegebenheiten kein 
Verein daran interessiert sein könne, in seiner 
Liga eine drückende Überlegenheit zu erlan­
gen. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß die 

Vereinsführungen nicht immer so kalkulie­
ren, sondern sich mitunter von anderen als 
rein sportlichen oder wirtschaftlichen Erwä­
gungen leiten lassen können. Es ist daher 
meines Erachtens durchaus notwendig, 
durch bestimmte Maßnahmen dafür zu sor­
gen, daß ein gewisses Gleichgewicht unter 
den Mannschaften gewahrt wird. Eine dieser 
Möglichkeiten stellt das derzeit geltende 
System der Zahlungen bei Transfers dar. Eine 
andere Möglichkeit besteht in der Umvertei­
lung eines Teils der Einnahmen. 

228. Herr Bosman hat eine Reihe von wirt­
schaftswissenschaftlichen Untersuchungen 
vorgelegt, aus denen hervorgeht, daß die Ver­
teilung der Einnahmen ein geeignetes Mittel 
darstellt, um das gewünschte Gleichgewicht 
zu fördern 298. Die konkrete Ausgestaltung 
eines solchen Systems wird natürlich von 
den Gegebenheiten der betroffenen Liga und 
anderen Erwägungen abhängig sein. Insbe­
sondere dürfte klar sein, daß eine solche 
Umverteilung nur dann sinnvoll und ange­
messen sein kann, wenn sie auf einen kleine­
ren Teil der Einnahmen beschränkt bleibt. 
Wird nämlich zum Beispiel die Hälfte der 
Einnahmen oder gar noch mehr an andere 
Vereine verteilt, würde wohl der Anreiz für 
den jeweiligen Verein, gute Leistungen zu 
erbringen, zu stark reduziert 299. 

298 — Vgl. etwa Stefan Késenne, De economie van de sport. Een 
overzichtsbijdrage, in: Economisch en Sociaal Tijdschrift 
1993, S. 359, 376. 

299 — J. Cairns, N . Jennett und P. J. Síoane, The Economics of 
Professional Team Sports: A Survey of Theory and Evi­
dence, in: [1986] Journal of Economic Studies, S. 3, vertre­
ten (unter Berufung auf Professor Noll) die Auffassung, 
daß folgende Lösung sinnvoll wäre: Der Heimverein 
erhält 50 % und der gastierende Verein 25 % der Einnah­
men. Die übrigen 25 % gehen an den Verband, der sie 
unter allen Vereinen der Liga verteilt. Interessant sind in 
diesem Zusammenhang auch die Ausführungen von Pro­
fessor R. Noll, die dieser im Juli 1992 in der Rechtssache 
McNeil v. NFL vor dem District Court of Minnesota, 4th 
Division, vorgetragen hat und von denen Herr Bosman 
eine Niederschrift vorgelegt hat. Diesen Aussagen zufolge 
wurden zur fraglichen Zeit in den USA 60 % (und damit 
mehr als in allen anderen Sportarten) der im amerikani­
schen Football-Sport erzielten Einnahmen verteilt. Nach 
Ansicht von Professor Noll war dieser Anteil zu hoch, da 
er den Leistungsanreiz dämpfte (a. a. O., Spalten 2654 ff.). 
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229. Weder die URBSFA noch die UEFA 
haben bestritten, daß es sich bei dieser 
Lösung um eine realistische Möglichkeit 
handelt, die es erlaubt, das sportliche und 
finanzielle Gleichgewicht zwischen den 
Klubs zu fördern. Wenn ich mich nicht sehr 
täusche, haben sie nicht einmal den Versuch 
unternommen, die von Herrn Bosman in 
diesem Zusammenhang vorgetragenen Argu­
mente zu entkräften. 

230. Dies scheint mir kein Zufall zu sein. 
Auch die Verbände können nämlich schwer­
lich bestreiten, daß es sich bei dieser Mög­
lichkeit um eine zweckmäßige und ziimtit-
bare Alternative handelt. Der beste Beweis 
hierfür ist in dem Umstand zu sehen, daß 
bereits heute entsprechende Modelle im 
Berufsfußball Anwendung finden. Im deut­
schen Pokalwettbewerb zum Beispiel erhal­
ten meines Wissens die beiden beteiligten 
Vereine von den nach der Abführung des 
dem DFB zustehenden Anteils verbleiben­
den Einnahmen je die Hälfte. Die Einnah­
men aus der Vergabe der Rechte für Fernseh-
und Rundfunkübertragungen von Spielen 
werden vom DFB nach einem bestimmten 
Schlüssel unter die Vereine verteilt 300. In den 
Verbänden der anderen Mitgliedstaaten dürf­
ten die Dinge ähnlich liegen. 

Eine Umverteilung der Einnahmen findet 
auch auf der Ebene der UEFA statt. Nach 
Artikel 18 des UEFA-Statuts (Ausgabe 1990) 
hat die UEFA Anspruch auf einen Teil der 
Einnahmen aus den von ihr veranstalteten 
Wettbewerben sowie aus bestimmten Län­
derspielen. Ein gutes Beispiel bietet das von 
der URBSFA vorgelegte UEFA-Cup-

Reglement für die Saison 1992/93. Danach 
erhielt die UEFA für jedes Ausscheidungs­
spiel einen Anteil von jeweils 4 % der Brut­
toeinnahmen aus dem Verkauf der Eintritts­
karten sowie von 10 % der Einnahmen aus 
dem Verkauf der Rundfunk- und Fernseh­
rechte. Für die beiden Endspiele erhöhten 
sich die Anteile der UEFA sogar auf 
10 beziehungsweise 25 % 301. 

231. Während diese Regelung der Deckung 
der Ausgaben der UEFA dient und daher 
nur mittelbar — durch entsprechende 
Zuwendungen der UEFA an bestimmte Ver­
bände oder Vereine 302 — zu einer Umvertei­
lung von Einnahmen führt, verhält es sich 
bei der „UEFA Champions League" anders. 
Dieser Wettbewerb, der an die Stelle des frü­
heren Europapokalwettbewerbs der Landes­
meister trat, wurde von der UEFA im Jahre 
1992 eingeführt. Ein von Herrn Bosman vor­
gelegtes Dokument der UEFA gibt Auf­
schluß über den Zweck und die Organisation 
dieses Wettbewerbs. Das Ziel dieser Einrich­
tung besteht demnach in der Förderung der 
Interessen des Fußballs. Es wird dabei aus­
drücklich darauf hingewiesen, daß der Erlös 
nicht nur den teilnehmenden Vereinen 
zugute kommt, sondern daß alle Verbände 
einen Anteil daran erhalten. 

Eine Bilanz der Saison 1992/93 verdeutlicht 
dies. Danach behielten die acht Vereine, die 
an dem Wettbewerb teilnahmen, jeweils die 

300 — Vgl. hierzu § 3 Nr. 5 des Lizcnzspielerstatuts des DFB. 

301 — Vgl. Artikel 18 und 21 des Reglements. 
302 — Hier ist etwa die Unterstützung zu erwähnen, welche die 

UEFA bestimmten Verbänden Osteuropas und in der ehe­
maligen Sowjetunion gewährt, die es den betreffenden 
Ländern ermöglicht, an den Qualifikationsspielen für die 
Fußballeuropamcisterschaft teilzunehmen. 
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Einnahmen aus dem Verkauf der Eintritts­
karten für ihre Heimspiele. Darüber hinaus 
erbrachte der Wettbewerb Einnahmen aus 
der Vermarktung von Fernseh- und Werbe­
rechten in Höhe von 70 Millionen SFR. Die­
ser Betrag wurde wie folgt aufgeteilt: Die 
teilnehmenden Klubs erhielten 38 Millionen 
SFR (54 %). Weitere 12 Millionen SFR 
(18 %) wurden an alle Klubs ausgeschüttet, 
die in den ersten beiden Runden der drei 
UEFA-Wettbewerbe für Vereinsmannschaf­
ten eliminiert worden waren. 5,8 Millionen 
SFR (8 %) wurden unter den 42 Mitglieds­
verbänden der UEFA verteilt. Die verblei­
benden 14 Millionen SFR (20 %) gingen an 
die UEFA, die sie zum Wohle des Fußballs, 
vor allem für die Förderung des Jugend- und 
des Damenfußballs, investieren sollte. 

232. Insbesondere das Beispiel der Cham­
pions League belegt meines Erachtens eindeu­
tig, daß die betroffenen Vereine und Ver­
bände die Möglichkeit, durch eine Umvertei­
lung eines Teils der Einnahmen ihre eigenen 
wie auch die Interessen des Fußballs insge­
samt zu fördern, anerkannt und grundsätz­
lich akzeptiert haben. Ich sehe daher keine 
unüberwindlichen Hindernisse, die einer 
Einführung dieser Methode auch auf natio­
naler Ebene beziehungsweise auf der Ebene 
des jeweiligen Verbandes im Wege stünden. 
Durch eine angemessene Ausgestaltung die­
ses Systems ließe sich vermeiden, daß der 
Anreiz, gute Leistungen zu erbringen, unge­
bührlich verringert wird und die kleineren 
Klubs zu Kostgängern der reichen Klubs 
werden. Etwaige negative Auswirkungen auf 
das Selbstwertgefühl der einzelnen Klubs 
vermag ich nicht zu erkennen. Sogar wenn es 
sie gäbe, wären sie rein psychologischer 
Natur und daher nicht geeignet, eine Fort­
dauer der Beschränkung der Freizügig­

keit durch das Transfersystem zu rechtferti­
gen. 

233. Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß 
eine Umverteilung eines Teils der Einnahmen 
wesentlich besser geeignet erscheint, den 
angestrebten Zweck zu erreichen als das der­
zeitige System der Ablösesummen. Sie 
erlaubt es den betroffenen Klubs nämlich, 
auf einer erheblich verläßlicheren Grundlage 
zu wirtschaften. Kann ein Verein mit einem 
gewissen Grundbetrag kalkulieren, den er in 
jedem Fall erhält, ist der Solidität der Vereine 
wesentlich besser gedient als mit der Mög­
lichkeit, für einen eigenen Spieler eine große 
Summe Geldes zu erlösen. Wie Herr Bosman 
zu Recht geltend gemacht hat, wird die Ent­
deckung eines begnadeten Spielers in den 
eigenen Reihen, der für teures Geld an einen 
großen Verein transferiert werden kann, sehr 
oft weitgehend eine Sache des Zufalls sein. 
Das Gedeihen des Fußballs hängt aber nicht 
nur vom Wohlergehen eines solchen Vereins 
ab, sondern auch davon, daß auch all die 
anderen kleinen Vereine überleben können. 
Letzteres wird aber durch die geltenden 
Transferregeln nicht gewährleistet. 

234. Soweit die Transferregeln den Zweck 
verfolgen, das wirtschaftliche und sportliche 
Gleichgewicht der Klubs zu sichern, gibt es 
daher wenigstens eine Alternative, mittels 
deren dieses Ziel mindestens ebensogut ver­
folgt werden kann und welche die Freizügig­
keit der Spieler nicht beeinträchtigt. Die 
Transferregeln sind somit zur Erreichung 
dieses Ziels nicht unentbehrlich und entspre­
chen daher nicht dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit. 
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(3) Ersatz für Ausbildungskosten 

235. Das zweite wichtige Argument, auf das 
die betroffenen Verbände ihre Ansicht stüt­
zen, das Transfersystem sei rechtmäßig, 
besteht in der Behauptung, durch die Ablö­
sesummen würden lediglich die für die Aus­
bildung und Fortbildung eines Spielers ent­
standenen Kosten erstattet. Auch die 
italienische und die französische Regierung 
haben sich dieses Argument zu eigen 
gemacht. Dieses Argument hängt natürlich 
mit dem soeben diskutierten ersten Argu­
ment eng zusammen. 

236. So oft diese Auffassung auch im Laufe 
dieses Verfahrens wiederholt worden sein 
mag, so wenig kann sie doch überzeugen. 

237. Die Ablösesummen können schon aus 
dem einfachen Grunde nicht als Ersatz für 
eventuelle Ausbildungskosten angesehen 
werden, da sich ihre Höhe nicht an diesen 
Kosten, sondern am Gehalt des Spielers ori­
entiert. Es kann denn auch nicht ernstlich 
argumentiert werden, daß zum Beispiel ein 
Spieler, der für eine Ablösesumme von 
1 Million ECU seinen Verein wechselt, dem 
bisherigen Verein Ausbildungskosten in die­
ser enormen Höhe verursacht haben sollte. 
Ein guter Beleg für die Unnahbarkeit der 
von den Verbänden vorgetragenen These fin­
det sich in der bereits geschilderten Ablöse­
regelung des DFB für den Fall eines Wech­
sels eines Amateurspielers zu einem 
Profiklub. Wie wir gesehen haben, hatte 

danach ein Klub der ersten Liga eine Ablöse­
summe von 100 000 DM zu zahlen, während 
ein Klub der zweiten Liga für denselben 
Spieler lediglich 45 000 DM zu entrichten 
hatte 303. Dies zeigt, daß sich die Höhe der 
Ablösesumme ganz offensichtlich nicht an 
den Kosten der Ausbildung orientiert. 

Zweitens spricht gegen das Verständnis der 
Ablösesummen als Erstattung angefallener 
Ausbildungskosten der Umstand, daß solche 
Summen — und in vielen Fällen außeror­
dentlich hohe Beträge — auch dann verlangt 
werden, wenn gestandene Berufsspieler den 
Verein wechseln. Hier kann von einer „Aus­
bildung" und von einer Erstattung der 
Kosten einer solchen Ausbildung nicht mehr 
die Rede sein. Daran ändert auch der 
Umstand nichts, daß in solchen Fällen oft 
von einer „Förderungsentschädigung" (und 
nicht von einer Ausbildungsentschädigung) 
gesprochen wird. Sicherlich wird jeder ver­
nünftige Verein seinen Spielern alle erforder­
liche Förderung angedeihen lassen. Es han­
delt sich dabei jedoch um Ausgaben, die in 
seinem eigenen Interesse liegen und die der 
Spieler mit seiner Leistung entgilt. Es ist 
nicht zu erkennen, warum ein solcher Verein 
berechtigt sein soll, auf dieser Grundlage 
einen Anspruch auf eine Ablösesumme zu 
erheben. Die Regelungen des französischen 
wie des spanischen Verbandes haben daraus 
meines Erachtens ganz zu Recht die Konse­
quenz gezogen, daß — zumindest von einem 
bestimmten Zeitpunkt an — keine Ablöse­
summen mehr verlangt werden dürfen 304. 

303 — Siehe oben, Nr. 29. 
304 — Siehe oben, Nrn. 31 f. 
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238. Schließlich is t es offenkundig, daß die 
Ausbildung eines jeden Spielers Kosten ver­
ursacht. Eine Erstattung dieser Kosten 
würde daher davon abhängen, ob dieser 
Spieler zu einem anderen Verein wechselt 
oder nicht. Auch dies zeigt, daß die von den 
interessierten Beteiligten vorgetragene 
Begründung in sich nicht stimmig ist. 

239. Dies bedeutet allerdings nicht, daß die 
Forderung nach einer Ablösesumme für 
einen Spieler nach der von mir vertretenen 
Auffassung in jedem Fall als rechtswidrig 
angesehen werden müßte. Die Erwägung, 
daß ein Klub für die von ihm geleistete Aus­
bildungsarbeit kompensiert und es den gro­
ßen und reichen Vereinen nicht ermöglicht 
werden sollte, sich die Früchte dieser Mühen 
ohne eigenen Beitrag zunutze zu machen, hat 
meines Erachtens durchaus einiges Gewicht. 
Aus diesem Grunde ließe sich überlegen, ob 
nicht eine sachgerechte Transferregelung für 
Berufsfußballspieler akzeptiert werden 
könnte. Herr Bosman selbst hat eingeräumt, 
daß eine solche Transferregelung möglicher­
weise sinnvoll sein könnte, was den Wechsel 
von Amateurspielern zu Profiklubs betrifft. 
Diese Frage ist im vorliegenden Verfahren, 
das lediglich den Vereinswechsel von Berufs­
fußballspielern betrifft, nicht näher zu erör­
tern. Die Kommission hingegen hat ganz all­
gemein in Erwägung gezogen, daß eine 
angemessene Ablösesumme gerechtfertigt 
sein kann. 

Eine solche Regelung müßte meines Erach­
tens zwei Erfordernissen entsprechen. 
Erstens müßte die Ablösesumme tatsächlich 

auf den Betrag beschränkt sein, der von dem 
bisherigen Klub (oder den bisherigen Klubs) 
für die Ausbildung des Spielers aufgewendet 
worden ist. Zweitens käme eine Ablöse­
summe nur in Betracht, soweit es sich um 
den ersten Vereinswechsel handelt und der 
bisherige Klub den Spieler ausgebildet hat. 
Entsprechend der in Frankreich geltenden 
Transferregelung müßte dieses Ablösesumme 
überdies für jedes Jahr, das der Spieler nach 
der Ausbildung bei diesem Verein verbracht 
hat, anteilig reduziert werden, da der ausbil­
dende Verein während dieses Zeitraums 
Gelegenheit hatte, aus seinen Investitionen in 
den Spieler Nutzen zu ziehen. 

Die hier zu betrachtenden Transferregeln 
entsprechen diesen Anforderungen nicht 
oder allenfalls teilweise. Im übrigen ist nicht 
von der Hand zu weisen, daß auch einer sol­
chen Transferregelung das Argument von 
Herrn Bosman entgegengehalten werden 
kann, daß die mit ihr verfolgten Zwecke sich 
ebenfalls durch ein System der Umverteilung 
eines Teils der Einnahmen erreichen ließen, 
ohne daß zu diesem Zweck das Recht der 
Spieler auf Freizügigkeit eingeschränkt wer­
den müßte. Die Verbände haben nichts vor­
getragen, was diesen Einwand widerlegen 
könnte. Im übrigen ist festzustellen, daß 
etwa die bereits zitierte Regelung des DFB 
für den Wechsel von Amateurspielern zu 
Profiklubs mit ihren unterschiedlichen Pau­
schalsummen im Grunde ähnlichen Erwä­
gungen zu folgen scheint. 
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(4) Sonstige Argumente 

240. Neben den soeben erörterten Argu­
menten ist außerdem eine Reihe weiterer 
Erwägungen zum Zwecke der Rechtferti­
gung der Transferregeln vorgetragen worden, 
die nun noch zu betrachten sind. 

241. Die UEFA hat geltend gemacht, daß die 
Zahlung von Ablösesummen es den Klubs 
ermöglicht und sie sogar dazu anspornt, nach 
Talenten zu suchen. Es handele sich dabei 
um eine für den Fußball lebenswichtige 
Tätigkeit. Auch wenn dem so sein mag, ver­
mag ich nicht zu erkennen, warum es zu die­
sem Zweck erforderlich sein sollte, die 
Transfers von Spielern an die Zahlung einer 
Ablösesumme zu knüpfen. Auch die bereits 
mehrfach angesprochene Möglichkeit der 
Umverteilung eines Teils der Einnahmen 
würde den Vereinen die finanziellen Mittel 
verschaffen, um junge Talente zu entdecken 
und heranzubilden. Ein solches System der 
Umverteilung kann auch durchaus auf eine 
Weise ausgestaltet werden, die es erlauben 
würde, Anreize für die Talentsuche und eine 
gute Ausbildungsarbeit beizubehalten 305. 

242. Das ebenfalls von der UEFA 
gebrauchte Argument, die Ablösesummen 
ermöglichten es den Klubs, Personal einzu­

stellen — womit vielleicht nicht nur die Spie­
ler gemeint waren—, halte ich nicht für 
überzeugend. Wie ich schon gezeigt habe, 
gibt es für die Klubs andere Möglichkeiten 
der Finanzierung, welche die Freizügigkeit 
der Spieler nicht beeinträchtigen. 

243. Keiner näheren Erörterung bedarf das 
Argument, wonach die Zahlung von Ablöse­
summen zugelassen werden müsse, um die 
Vereine für die Kosten zu entschädigen, die 
sie selbst bei der Verpflichtung von Spielern 
für Ablösesummen aufwenden mußten. 
Diese Erwägung enthält ebenso eine petitio 
principii wie das Argument, die Ablöse­
summe hätte den Zweck, den Verlust zu 
ersetzen, der dem Verein durch den Weggang 
des betreffenden Spielers entstellt. Dies setzt 
nämlich gerade voraus, daß ein Spieler als 
eine Art Ware angesehen werden kann, für 
deren Ersatz ein Preis zu entrichten ist. Eine 
solche Betrachtungsweise mag der heutigen 
Realität entsprechen, so wie sie durch die 
Transferregeln geprägt worden ist und in der 
durchweg vom „Kauf" und „Verkauf" von 
Spielern die Rede ist. Diese Tatsache darf 
jedoch nicht den Blick dafür trüben, daß es 
sich dabei um eine Betrachtungsweise han­
delt, die keine rechtliche Grundlage hat und 
mit dem Recht auf Freizügigkeit nicht zu 
vereinbaren ist. 

244. Herr Bosman hat die Vermutung geäu­
ßert, daß die Transferregeln dem Zweck die­
nen sollen, die betreffenden Summen den 
Klubs vorzubehalten. Nach der von ihm ver­
tretenen Auffassung würde nämlich der 
Wegfall der Transferregeln zu einem generel­
len Ansteigen der Spielergehälter führen. 
Diese Ansicht hat einiges für sich. Wenn den 

305 —• Es ließe sieli zum Beispiel ein System vorstellen, das bei 
der Verteilung des entsprechenden Betrages an die Vereine 
berücksichtigt, wie viele Spieler dieses Vereins von Groß­
vereinen oder von Klubs höherer Spielklassen verpflichtet 
worden sind. 
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Transferregeln tatsächlich — auch — dieser 
(wirtschaftliche) Zweck zugrunde liegen 
sollte, wäre er jedenfalls nicht geeignet, die 
von ihnen ausgehende Beschränkung der 
Freizügigkeit zu rechtfertigen, da kein recht­
lich schutzwürdiges Interesse der Vereine 
daran ersichtlich ist, geringere Gehälter zu 
zahlen, als sie unter gewöhnlichen Umstän­
den und in Abwesenheit der Transferregeln 
zu zahlen wären, und dadurch auf Kosten 
der Spieler gefördert zu werden. 

245. Die URBSFA hat geltend gemacht, die 
derzeitige Transferregelung verfolge den 
Zweck, die Qualität des Fußballsports zu 
gewährleisten und die sportliche Betätigung 
und den Sportsgeist zu fördern. Diese Argu­
mentation scheint mir sehr wesentlich auf 
den Amateurbereich zu zielen, der — um es 
noch einmal zu wiederholen — von der vor­
liegenden Rechtssache nicht betroffen ist. 
Außerdem ist ohnehin nicht ersichtlich, wie 
die Transferregeln diese sehr allgemein for­
mulierten Ziele zu erreichen helfen sollen. 
Im übrigen hege ich beträchtliche Zweifel, 
ob ein System, das letzten Endes darauf hin­
ausläuft, den Spieler als eine Ware zu behan­
deln, geeignet ist, den Sportsgeist zu fördern. 

246. Gewichtiger ist der Einwand, das Fort­
bestehen dieser Regeln sei erforderlich, um 
die Aufrechterhaltung der weltweiten Orga­
nisation des Fußballs zu gewährleisten. Die 
Frage nach der Vereinbarkeit dieser Regeln 
mit dem Gemeinschaftsrecht ist für den 
Weltfußball nur insoweit von Bedeutung, als 
die Verbände in der Gemeinschaft betroffen 
sind. Es ist daher klar, daß das in der vorlie­
genden Rechtssache zu fällende Urteil nur 
für diese gilt. Folgt der Gerichtshof der von 
mir vertretenen Auffassung, kann daher in 
der Gemeinschaft der Wechsel eines Berufs­
fußballspielers, dessen Vertrag abgelaufen ist 

und der die Staatsangehörigkeit eines Mit­
gliedstaats besitzt, zu einem Verein in einem 
anderen Mitgliedstaat nicht mehr von der 
Zahlung einer Ablösesumme abhängig 
gemacht werden. Den Verbänden aus Dritt­
staaten steht es hingegen frei, diese Regeln 
beizubehalten. Dies würde dazu führen, daß 
ein Verein in der Gemeinschaft, der einen 
Spieler verpflichten möchte, der bisher bei 
einem Verein eines Drittstaats tätig war, auch 
weiterhin eine Ablösesumme zahlen müßte 
— und zwar sogar dann, wenn dieser Spieler 
die Staatsangehörigkeit eines der Mitglieds­
länder der Gemeinschaft hätte. Dies könnte 
durchaus Schwierigkeiten heraufbeschwören. 

Diese Schwierigkeiten dürfen jedoch nicht 
übertrieben werden. Das Beispiel Frank­
reichs (und, bis zu einem gewissen Grade, 
Spaniens) zeigt, daß bereits jetzt innerhalb 
eines Mitgliedstaats auf das System der 
Ablösesummen weitgehend verzichtet wer­
den kann, während es in den Beziehungen 
zum Ausland weiterhin Anwendung findet. 
Es steht daher nichts im Wege, die Gemein­
schaft als Einheit zu behandeln, innerhalb 
deren auf die Ablösesummen zu verzichten 
ist, während diese bei einem Wechsel nach 
oder aus Drittstaaten beibehalten werden. 
Dies entspricht im übrigen meines Erachtens 
vollkommen der Logik des Binnenmarktes. 

247. Schließlich ist noch auf die Befürchtung 
einzugehen, die Abschaffung der bestehen­
den Transferregeln würde zu dramatischen 
Umwälzungen im Fußball oder gar zu einer 
Enteignung führen 306. Die von mir vertre-

306 — Vgl. etwa Jean-Paul Lacomble, De quelques problèmes de 
cohabitation entre le monde sportif et le monde civil, in: 
Journal des tribunaux de travail 1992, S. 461, 463 („une 
véritable expropriation"). 
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tene Auffassung würde sicherlich bedeuten, 
daß die Organisation des Berufsfußballs in 
der Gemeinschaft gravierenden Änderungen 
unterzogen werden müßte. Auf mittlere und 
längere Sicht dürften sich dabei jedoch keine 
unüberwindlichen Schwierigkeiten ergeben. 
Wie etwa die Einführung der Champions 
League durch die UEFA zeigt, sind die Ver­
bände durchaus in der Lage, die zum Wohle 
des Fußballs erforderlichen Schritte zu 
ergreifen. Kurzfristig wird der Wegfall der 
Ablösesummen sicherlich einige Härten mit 
sich bringen, und dies vor allem für diejeni­
gen Vereine, die erst vor kurzem Geld für 
solche Ablösesummen investiert haben. Von 
einer Enteignung kann jedoch nicht die Rede 
sein. Wer Spieler als geldwerte Ware betrach­
tet, deren Wert gegebenenfalls sogar in der 
Bilanz verbucht wird, tut dies auf eigene 
Gefahr. Darüber hinaus ist zu beachten, daß 
der Wegfall der Ablösesummen für einen 
Verein zugleich Vorteile bringt, indem er ihm 
die Möglichkeit eröffnet, neue Spieler zu ver­
pflichten, ohne eine Ablösesumme zahlen zu 
müssen. Hinsichtlich der Vereine, die soeben 
erst neue Spieler „erworben" haben, ist dar­
auf hinzuweisen, daß die mit dem Spieler 
geschlossenen Verträge eine bestimmte Lauf­
zeit haben, während der diese Spieler den 
Verein nur mit dessen Einverständnis verlas­
sen können. Der Wegfall der Ablösesummen 
wird für diese Vereine daher erst spürbar 
werden, wenn diese Frist abgelaufen ist. 

(5) Zusammenfassung 

248. Aus all dem ergibt sich somit meines 
Erachtens, daß die bisher geltenden Transfer­
regeln nicht durch einen im Allgemeininter­
esse liegenden Grund gerechtfertigt werden. 
Die mit ihnen verfolgten legitimen Zwecke 

können auch mittels anderer Alternativen 
erreicht werden, welche das Recht der Spie­
ler auf Freizügigkeit weniger oder gar nicht 
beeinträchtigen. Die Transferregeln sind 
daher zur Erreichung dieser Ziele nicht 
unentbehrlich. Die wichtigste dieser Alterna­
tiven besteht in der Umverteilung eines Teils 
der von den Vereinen erzielten Einnahmen. 
Diese Methode wird bereits heute von den 
betroffenen Verbänden und Vereinen in 
bestimmten Bereichen angewandt. Es handelt 
sich also keineswegs um eine hypothetische 
oder weltfremde Alternative, die dem Fuß­
ballsport von außen her aufgezwungen 
würde. Welches System die Verbände und 
Vereine an die Stelle der bisherigen Transfer­
regeln mit ihrem System der Ablösesummen 
setzen, bleibt ohnehin ihnen selbst überlas­
sen. Die einzige Vorgabe, die das Gemein-
schaftsrecht insoweit stellt, besteht darin, 
daß dabei das durch Artikel 48 EG-Vertrag 
geschützte Recht der Spieler auf Freizügig­
keit gewährleistet bleiben muß. 

249. Die auf die Transferregeln zielende 
Frage der Cour d'appel Lüttich ist daher — 
was Artikel 48 betrifft — so zu beantworten, 
daß es mit dieser Vorschrift nicht vereinbar 
ist, wenn beim Wechsel eines Berufsfußball­
spielers, dessen Vertrag abgelaufen ist, der 
neue Verein an den bisherigen Verein eine 
Ablösesumme bezahlen muß. 

250. Dies entspricht nicht nur der von 
Herrn Bosman vertretenen Auffassung. 
Auch die Kommission hat sich in der münd­
lichen Verhandlung in diesem Sinne ausge­
sprochen. 
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251. Besonders bedeutsam erscheint es mir 
jedoch, daß auch ein Mitgliedstaat — näm­
lich das Königreich Dänemark — diese Auf­
fassung vertreten hat. Dies zeigt, daß es kein 
den Mitgliedstaaten inhärentes Interesse an 
der Aufrechterhaltung dieses Transfersy­
stems gibt. 

252. Die hier vertretene Auffassung befindet 
sich auch im Einklang mit der Ansicht, die 
das Europäische Parlament seit langem ver­
ficht. Ich kann mich insoweit mit einem 
Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für 
Recht und Bürgerrechte zur Freizügigkeit 
von professionellen Fußballspielern in der 
Gemeinschaft vom 1. März 1989 307 und den 
Bericht des Ausschusses für Kultur, Jugend, 
Bildung und Medien über „Die Europäische 
Gemeinschaft und der Sport" vom 27. April 
1994 308 s o w i e die a uf dieser Grundlage 
ergangenen Entschließungen des Europäi­
schen Parlaments vom 11. April 1989309 

und vom 21. November 1991 31° begnügen. 

V — Auslegung der Artikel 85 und 86 

1. Verhältnis zu Artikel 48 

253. Die Kommission hat in ihrer schriftli­
chen Stellungnahme die Auffassung vertre­
ten, daß hinsichtlich der Transferregeln 

nur die Wettbewerbsvorschriften des 
EG-Vertrags, nicht aber Artikel 48 Anwen­
dung finden sollte. Sie ist jedoch in der 
mündlichen Verhandlung zu Recht von die­
sem Standpunkt wieder abgerückt. Es ist 
kein Grund ersichtlich, warum die hier zu 
prüfenden Regeln nicht zugleich dem Artikel 
48 und dem EG-Kartellrecht unterliegen 
könnten 311. Der EG-Vertrag hat an verschie­
denen Stellen das Verhältnis der jeweiligen 
Anwendungsbereiche seiner Vorschriften 
zueinander geregelt 3 1 2 . F ü r d i e Artikel 
48 einerseits und die Artikel 85 f. anderer­
seits fehlt es an einer solchen Vorschrift, so 
daß grundsätzlich beide Normbereiche auf 
ein und denselben Sachverhalt Anwendung 
finden können. 

2. Anwendbarkeit des Artikels 85 

a) Unternehmen und Unternehmensvereini­
gungen 

254. Artikel 85 Absatz 1 erfaßt Vereinbarun­
gen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von 
Unternehmensvereinigungen und aufeinan­
der abgestimmte Verhaltensweisen. Es ist 
daher zunächst zu* prüfen, ob die Fußballver­
eine — und gegebenenfalls ihre Verbände — 
als Unternehmen und die Fußballverbände 
als Unternehmensvereinigungen im Sinne 
dieser Vorschrift angesehen werden können. 

255. Der im EG-Vertrag nicht definierte 
Begriff des Unternehmens hat für Artikel 307 — Dokument PE 127.478/endg. des Europäischen Parla­

ments. 
308 — Dokument PE 206.671/A/endg. des Europäischen Parla­

ments. 
309 — ABl. C 120, S. 33. 
310 — ABl. C 326, S. 208. 

311 — Zur Frage der Anwendbarkeit der Artikel 85 f. siehe 
jedoch Nr. 271. 

312 — Vgl. etwa Artikel 42 und Artikel 60 Absatz 1. 
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85 und Artikel 86 denselben Inhalt 313. Nach 
der Rechtsprechung umfaßt er „jede eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, 
unabhängig von ihrer Rechtsform und der 
Art ihrer Finanzierung" 314 . Es kann ange­
sichts des bereits zu dieser Frage Gesag­
ten 315 nicht ernsthaft bestritten werden, daß 
die Profiklubs eine solche wirtschaftliche 
Tätigkeit ausüben. Das Argument der 
URBSFA, dies gelte nur für die großen 
Klubs, nicht aber für die Vereine, um die es 
im vorliegenden Verfahren gehe, da diese nur 
eine geringfügige wirtschaftliche Tätigkeit 
entfalteten, ist nicht stichhaltig. Auf die 
Größe des Unternehmens kommt es nämlich 
nicht an 316. Die Aktivitäten der US Dünkir­
chen und des RC Lüttich unterscheiden sich 
ihrer Natur nach nicht von denen größerer 
Klubs. Verschieden ist allein der wirtschaftli­
che Erfolg, den die betreffenden Vereine aus 
ihrer jeweiligen Tätigkeit ziehen. Dieser 
Umstand spielt jedoch für die Frage nach 
dem Vorliegen eines Unternehmens keine 
Rolle. Daher geht auch der Einwand der ita­
lienischen Regierung, wonach die Fußball­
vereine keine Gewinnerzielungsabsicht hät­
ten, ins Leere. Auch wenn — was mir sehr 
zweifelhaft erscheint — diese Behauptung 
zutreffen sollte, wäre sie ohne Bedeutung, da 
der dem EG-Kartellrecht zugrunde liegende 
Begriff des Unternehmens keine Gewinner­
zielungsabsicht voraussetzt 317. 

256. Ebenso unzweifelhaft ist, daß die ein­
zelnen Fußballverbände als Unternehmens-

vereinigungen im Sinne von Artikel 85 zu 
betrachten sind. Der Umstand, daß diesen 
Verbänden neben den Profiklubs auch eine 
Vielzahl von Amateurvereinen angehört, 
ändert daran nichts. 

Überdies können auch Vereinigungen von 
Unternehmen als „Unternehmen" im 
genannten Sinne angesehen werden, soweit 
sie selbst wirtschaftlich tätig werden 318. 

257. Dem entspricht auch die bisherige 
Rechtsprechung sowie die Entscheidungs­
praxis der Kommission. In einer Entschei­
dung vom 27. Oktober 1992 319 erörterte die 
Kommission die Vereinbarkeit bestimmter 
Praktiken mit Artikel 85, die den Vertrieb 
von Eintrittskarten für die Fußballweltmei­
sterschaft 1990 in Italien betrafen. In diesem 
Zusammenhang stellte sie fest, daß unter 
anderem die FIFA und der italienische Fuß­
ballverband wirtschaftliche Tätigkeiten 
ausübten und daher insoweit als Unterneh­
men anzusehen waren 320. Diese Entschei­
dung ist inzwischen bestandskräftig gewor­
den. Das Gericht erster Instanz hatte vor 
kurzem über eine Klage des schottischen 
Fußballverbands zu entscheiden 321. Diese 

313 — Urteil des Gerichts erster Instanz vom 10. März 1992 in 
den verbundenen Rechtssachen T-68/89, T-77/89 und 
T-78/89 (SIV u. a./Kommission, Slg. 1992, II-1403, Rand-
nr. 358). 

314 — Urteil vom 23. April 1991 in der Rechtssache 
C-41/90 (Hofner und Elscr, Slg. 1991, 1-1979, Randnr. 21); 
ebenso Urteil vom 17. Februar 1993 in den verbundenen 
Rechtssachen C-159/91 und C-160/91 (Poucet, Slg. 1993, 
1-637, Randnr. 17). 

315 — Siehe oben, Nr. 125 sowie Nrn. 126 ff. 

316 — Glciss/Hirsch (Martin Hirsch und Thomas O. J. Burkert), 
Kommentar zum EG-Kartellrecbt, Band 1, 4. Auflage, 
Heidelberg 1993, Randnr. 26 zu Art. 85 (1). 

317 — Vgl. Urteil vom 29. Oktober 19S0 in den verbundenen 
Rechtssachen 209/78 bis 215/78 und 218/78 (Van Lande-
wyck, Slg. 1980, 3125, Randnr. 88). 

318 — Helmuth Schröter, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, 
Kommaltar zum EWG-Vertrag, 4. Auflage, Baden-Baden 
1991, Vorbemerkung zu den Artikeln 85 bis 89, Rand­
nr. 17. 

319 — ABl. L 326, S. 31. 

320 — A. a. O. (Fußnote 319), Randnrn. 47 und 53. 

321 — Urteil vom 9. November 1994 in der Rechtssache 
T-46/92 (Scottish Football Association/Kommission, Slg. 
1994, II-1039). 
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Klage richtete sich gegen eine Entscheidung 
der Kommission gemäß Artikel 11 der Ver­
ordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Febuar 
1962 zur Durchführung der Artikel 85 und 
86 322. Diese Vorschrift erlaubt es der Kom­
mission, Auskünfte von Unternehmen und 
Unternehmensvereinigungen zu erlangen. 
Der schottische Fußballverband erhob 
bestimmte Einwände gegen die Entscheidung 
der Kommission. Er bestritt jedoch nicht, 
daß sich die Kommission ihm gegenüber auf 
diese Vorschrift berufen konnte. Das Gericht 
ging auf diese Frage daher auch nicht ein. 
Dieses Urteil ist rechtskräftig geworden. 

b) Vereinbarungen von Unternehmen oder 
Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen 

258. Die Ausländerklauseln und die Trans­
ferregeln sind in den Reglements der betref­
fenden Verbände niedergelegt. Auf den 
ersten Blick spräche daher vieles für die 
Annahme, daß es im vorliegenden Fall um 
Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen 
geht. Die URBSFA wendet allerdings dage­
gen ein, daß diese Reglements lediglich den 
Willen der Mitglieder der Verbände getreu­
lich widerspiegelten. Sie scheint daher der 
Auffassung zu sein, daß es sich dabei eher 
um zwischen den Klubs getroffene Vereinba­
rungen handelt. Da Artikel 85 jedoch glei­
chermaßen für die eine wie für die andere 
Form der Zusammenarbeit gilt, spielt die 
Unterscheidung hier keine Rolle 323. 

259. Von einer Ausnahme abgesehen hat kei­
ner der Beteiligten ernsthaft den Versuch 

unternommen, die Auffassung zu bestreiten, 
daß es sich im vorliegenden Fall um Verein­
barungen oder Beschlüsse handelt, die an 
Artikel 85 zu messen sind. Lediglich die 
französische Regierung hat sich in ihrer 
schriftlichen Stellungnahme auf den Stand­
punkt gestellt, daß die Transferregeln nicht 
auf eine Vereinbarung oder einen Beschluß 
zurückgeführt werden könnten. Das Hinder­
nis für die Freizügigkeit, gegen das sich Herr 
Bosman wende, resultiere nicht aus dem 
Umstand, daß eine Ablösesumme gezahlt 
werden müsse, sondern daraus, daß über­
höhte Ablösesummen gefordert würden. 
Darin könne jedoch auch keine aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweise gesehen wer­
den. Vielmehr handele es sich lediglich um 
die Folge einer tatsächlichen Gegebenheit 
(„la conséquence d'une situation de fait"). 

Ich muß gestehen, daß ich dieser Logik nicht 
zu folgen imstande bin. Es ist meines Erach-
tens offensichtlich, daß die Transferregeln 
keine Naturerscheinung darstellen, sondern 
von den Vereinen und ihren Verbänden 
geschaffen worden sind. 

c) Beeinträchtigung des Handels zwischen 
Mitgliedstaaten 

260. Wettbewerbsbeschränkende Vereinba­
rungen und Beschlüsse fallen nur unter Arti­
kel 85, wenn sie geeignet sind, den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 
Erfaßt werden daher nur solche Abreden, 
„die geeignet sind, die Freiheit des Handels 
zwischen Mitgliedstaaten in einer Weise zu 
gefährden, die der Verwirklichung eines 

322 — ABl. 1962, S. 204. 

323 — Siehe aber unten, Nrn. 278 ff. 
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einheitlichen Marktes zwischen den Mit­
gliedstaaten nachteilig sein kann" 3 2 4 . Diese 
Beeinträchtigung muß überdies spürbar 
sein 3 2 5 . Sowohl die eine wie die andere Vor­
aussetzung ist im vorliegenden Fall erfüllt. 
Für die Ausländerklauseln versteht sich dies 
ohnehin von selbst. Auch die Transferregeln 
wirken sich aber auf den Wirtschaftsverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten in erheblicher 
Weise aus. Die zum Beispiel für Italien 
bereits genannten Zahlen sprechen insoweit 
eine deutliche Sprache 3 2 6 . Im übrigen würde 
es ausreichen, wenn der Handel zwischen 
Mitgliedstaaten potentiell in spürbarer Weise 
beeinträchtigt würde 327. Dies ist sicherlich 
der Fall. 

261. Die insbesondere von der UEFA gegen 
diese Einschätzung vorgetragenen Einwände 
vermögen nicht zu überzeugen. Wenn die 
UEFA geltend macht, daß Spielertransfers 
nicht den „Handel" beträfen, so übersieht 
sie, daß dieser Ausdruck in den Artikeln 
85 und 86 nicht auf den Warenverkehr 
beschränkt ist, sondern den gesamten Wirt­
schaftsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
umfaßt 328. Auch die Behauptung, daß nur 
wenige Spieler ins Ausland wechseln wür­
den, könnte der hier vertretenen Auffassung 
nicht entgegengehalten werden. Wie bereits 
erwähnt, genügt für die Beeinträchtigung des 
Handels zwischen Mitgliedstaaten nämlich 
schon eine potentiell erhebliche Wirkung. Im 
übrigen ist angesichts der genannten Zahlen 
jedenfalls klar, daß bereits heute diese Klau­

seln eine erhebliche Wirkung auf den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten ausüben. Auch 
der Hinweis der URBSFA, daß schon jetzt 
eine erhebliche Zahl ausländischer Spieler in 
der belgischen Liga tätig sei, spricht nicht 
gegen die Annahme, daß die fraglichen 
Regeln den Handel zwischen den Mitglied­
staaten beeinträchtigen. Sie scheinen mir viel­
mehr zu belegen, daß unter den Spielern ein 
erhebliches Interesse besteht, ins Ausland zu 
wechseln. Wie ich bereits erwähnt habe, wur­
den diese Ausländerklauseln in den sechziger 
Jahren — das heißt, nach dem Inkrafttreten 
des Vertrags — eingeführt. Die Einführung 
dieser Regeln und ihre vehemente Verteidi­
gung durch die Verbände im vorliegenden 
Verfahren wären unverständlich, wenn sie 
tatsächlich keine nennenswerte Auswirkung 
auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
haben sollten. Die Ausländerklauseln wie die 
Transferregeln sind geeignet, der Verwirkli­
chung entsprechender Absichten im Wege zu 
stehen. 

d) Wettbewerbsbeschränkung 

262. Meines Erachtens ist auch ohne weite­
res ersichtlich, daß die hier zu betrachtenden 
Regeln eine Beschränkung des Wettbewerbs 
im Sinne von Artikel 85 Absatz 1 bewirken. 
Die Ausländerklauseln beschränken die 
Möglichkeiten der einzelnen Vereine, sich 
durch die Einstellung von Spielern Konkur­
renz zu machen. Darin liegt eine Beschrän­
kung des Wettbewerbs zwischen diesen Ver­
einen 329. Die Kommission hat zu Recht 
darauf hingewiesen, daß diese Klauseln zu 

324 — Urteil vom 31. Ma! 1979 in der Rechtssache 22/78 (Hugin, 
Slg. 1979, 1869, Randnr. 17). 

325 — Vgl. etwa Urteil vom 20. Juni 1978 in der Rechtssache 
28/77 (lepra, Sig. 1978, 1391, Randnrn. 46 bis 47). 

326 — Siehe Nr. 57. 
327 — Urteil vom 1. Februar 1978 in der Rechtssache 19/77 (Mil­

ler, Slg. 1978, 131, Randnrn. 14 bis 15). 
328 — Siehe etwa das Urteil vom 14. Juli 1981 in der Rechtssache 

172/80 (Züchncr/Baycrischc Vereinsbank, Slg. 1981, 2021, 
Randnr. 18). Weitere Nachweise bei Richard Whish, Com­
petition Lau/, 3. Auflage, London, Edinburgh 1993, 
S.220f. 

329 — So etwa auch Alessandra Giardini, a. a. O. (Fußnote 119), 
S. 452; Guido Vidin, La circolazione dei calciatori profes­
sionisti neşli stati comunitari ed il trattato istitutivo della 
CEE, in: li rapporto di lavoro sportivo, Rimini 1989, S. 41, 
52; Ruiz-Navarro Pinar, a. a. O. (Fußnote 135), S. 181. 
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einer „Aufteilung der ... Versorgungsquellen" 
im Sinne von Artikel 85 Absatz 1 Buchstabe 
c führen. Für die Transferregeln gilt Entspre­
chendes. Wie die Kommission ausgeführt 
hat, setzen diese Regeln an die Stelle des 
üblichen Systems von Angebot und Nach­
frage einen einheitlichen Mechanismus, der 
dazu führt, daß die bestehende Wettbewerbs­
lage konserviert und den Vereinen die Mög­
lichkeit genommen wird, diejenigen Chancen 
hinsichtlich der Verpflichtung von Spielern 
zu nutzen, die ihnen unter normalen Wettbe­
werbsbedingungen zu Gebote stünden. Gäbe 
es die Pflicht zur Zahlung von Ablösesum­
men nicht, könnte ein Spieler nach dem 
Ablauf seines Vertrages frei wechseln und 
sich den Verein aussuchen, der ihm die 
besten Bedingungen offeriert. Eine Ablöse­
summe könnte unter diesen Umständen nur 
dann verlangt werden, wenn sich Spieler und 
Verein darauf vorab vertraglich geeinigt 
haben. Das gegenwärtige Transfersystem 
führt dagegen dazu, daß auch nach Ablauf 
des jeweiligen Vertrages der Spieler zunächst 
seinem bisherigen Verein zugeordnet bleibt. 
Da ein Wechsel nur gegen Zahlung einer 
Ablösesumme zustande kommt, wohnt die­
sem System die Tendenz inne, die bestehende 
Wettbewerbslage zu erhalten. Die Pflicht zur 
Zahlung von Ablösesummen spielt daher im 
Hinblick auf den Wettbewerb keineswegs 
jene „rôle neutre", die ihr die UEFA 
zuspricht. Somit beschränken auch die 
Transferregeln den Wettbewerb 330. Auch der 
Vertreter der dänischen Regierung hat in der 
mündlichen Verhandlung diese Ansicht ver­
treten. 

Der Tatbestand des Artikels 85 Absatz 1 ist 
erfüllt, wenn die Wettbewerbsbeschränkung 
den Zweck oder die Wirkung der entspre­

chenden Abrede darstellt. Es liegt im vorlie­
genden Fall auf der Hand, daß diese Wettbe­
werbsbeschränkung nicht nur die Wirkung 
der betreffenden Regeln ist, sondern von den 
Vereinen und Verbänden auch bezweckt war. 

263. Bei dem Wettbewerb, der durch diese 
Regeln beschränkt wird, handelt es sich um 
jenen zwischen den Vereinen. Herr Bosman 
weist zwar auch darauf hin, daß die fragli­
chen Regeln zugleich die Freiheit der Spieler 
beschränken und seines Erachtens die Spie­
lergehälter auf einem niedrigeren Niveau hal­
ten, als es ohne sie vorherrschen würde. Dem 
ist jedoch entgegengehalten worden, daß die 
Spieler selbst nicht als Unternehmen im 
Sinne des EG-Kartellrechts angesehen wer­
den könnten. Es ist zwar nicht ausgeschlos­
sen, auch einzelne Personen als Unterneh­
men anzusehen, wenn sich ihre Tätigkeit als 
entgeltliche Dienstleistung darstellt 331. Wie 
ich bereits ausgeführt habe, dürften derzeit 
jedoch die besseren Gründe dafür sprechen, 
Berufsfußballspieler als Arbeitnehmer und 
nicht als Dienstleistungserbringer anzuse­
hen 332. Ich hege daher starke Zweifel, ob die 
von Herrn Bosman vorgetragenen Erwägun­
gen im Rahmen der Prüfung des Vorliegens 
der Voraussetzungen des Artikels 85 Absatz 
1 überhaupt relevant sein können. 

Gleiches gilt für die These von Herrn Bos­
man, durch die Transferregeln werde eine 
Marktzutrittsschranke errichtet, so daß auch 

330 — Gleicher Ansicht Zäch, a. a. O. (Fußnote 152), S. 852, der 
die Transferreeeln als „typische Kartellabsprachen" im 
Sinne von Artikel 85 Absatz 1 Buchstabe c wertet. 

331 — Siehe etwa Lennart Ritter, Francis Rawlinson und W. 
David Braun, EEC Competition Law, Deventer, Boston 
1991, S. 32; Gleiss/Hirsch, a. a. O. (Fußnote 316), Rand-
nr. 23 zu Art. 85 (1). 

332 — Siehe oben, Nr. 134 und Nr. 201. 
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aus diesem Grunde eine Beschränkung des 
Wettbewerbs vorliege. Die Hürde, welche 
diese Regeln aufrichten, ist rein finanzieller 
Natur. Wer über genügend Geld verfügt, 
kann daher durchaus aus einem schwächeren 
oder gar unbedeutenden Team eine Spitzen­
mannschaft formen. Dafür gibt es einige Bei­
spiele. Es ist daher sehr fraglich, ob dieser 
Aspekt für die Frage nach dem Vorliegen 
einer Wettbewerbsbeschränkung erheblich 
sein kann. 

264. Gegen die hier vertretene Auffassung 
sind im vorliegenden Verfahren im wesentli­
chen in dreierlei Hinsicht Bedenken erhoben 
worden. Diese Bedenken betrafen erstens die 
Frage, ob die Transferregeln überhaupt den 
Wettbewerb beschränken könnten, da sie 
doch für alle Vereine gälten und daher einen 
für den Wettbewerb neutralen Faktor dar­
stellten. Dazu habe ich soeben bereits Stel­
lung genommen. Wesentlich gewichtiger sind 
die beiden anderen Argumente. Es wurde 
vorgetragen, die fraglichen Beschränkungen 
dienten im Grunde der Förderung des Wett­
bewerbs und seien daher mit Artikel 
85 Absatz 1 vereinbar. Weiterhin wurde gel­
tend gemacht, daß es sich hier um den 
Bereich des Arbeitsrechts handele, in dem 
Artikel 85 ganz generell keine Anwendung 
finden könne. 

265. Was das erste dieser beiden Argumente 
anlangt, kann schwerlich geleugnet werden, 
daß das dahinter stehende Anliegen grund­
sätzlich berechtigt ist. Wenn eine Regel, die 
auf den ersten Blick eine Wettbewerbs­
beschränkung zu enthalten scheint, notwen­
dig ist, um eben diesen Wettbewerb erst zu 
ermöglichen, muß in der Tat davon ausge­
gangen werden, daß eine solche Regel nicht 

gegen Artikel 85 Absatz 1 verstößt. Es wäre 
wenig überzeugend, dies mit der Begrün­
dung abzulehnen, daß Artikel 85 Absatz 3 
ohnehin die Möglichkeit einer Freistellung 
vom Kartellverbot des Absatzes 1 bereithält. 

266. Die UEFA und die italienische Regie­
rung haben in diesem Zusammenhang den 
Begriff der „rule of reason" erwähnt. Es han­
delt sich dabei um eine Lehre, die im ameri­
kanischen Kartellrecht entwickelt wurde. Im 
Mittelpunkt des Kartellrechts der Vereinig­
ten Staaten steht das in Section 1 des Sher­
man Act niedergelegte allgemeine Verbot von 
Abreden, welche den Wettbewerb beschrän­
ken 333. Anders als Artikel 85 kennt das ame­
rikanische Recht nicht die Möglichkeit einer 
Freistellung vom Kartellverbot durch 
behördliche Entscheidung. Da im Grunde 
jeder Vertrag bei rein formaler Betrachtung 
eine Wettbewerbsbeschränkung enthält, war 
daher die Praxis vor die Schwierigkeit 
gestellt, zu entscheiden, welche Verträge von 
dieser Bestimmung erfaßt werden und wel­
che nicht. Die Rechtsprechung entwickelte 
dabei eine Unterscheidung zwischen Abspra­
chen, die ohne weiteres („per se") unter diese 
Vorschrift fielen und jenen, bei denen dies 
nicht der Fall war. Für die zuletzt genannten 
Fälle haben die Gerichte eine „rule of rea­
son" zu beachten, die sie insbesondere dazu 
verpflichtet, die den Wettbewerb beschrän­
kenden Elemente einer Absprache gegen die 
dem Wettbewerb förderlichen Aspekte dieser 
Absprache abzuwägen 334. 

333 — 15 U. S. C. A. § 1. Die entsprechende Passage lautet: 
„Every contract, combination in the form of trust or 
otherwise, or conspiracy in restraint of trade or commer­
ce ... is hereby declared to be illegal". 

334 — Vgl. etwa Whish, a. a. O. (Fußnote 328), S. 19 f., mit wei­
teren Nachweisen. 
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267. Es ist vielfach argumentiert worden, 
eine solche „rule of reason" sollte auch im 
EG-Kartellrecht Anwendung finden 335. 
Dem ist jedoch zu Recht entgegengehalten 
worden, daß die Unterschiede der beiden 
Rechtssysteme einer Übertragung dieser 
Lehre des amerikanischen Rechts ins 
Gemeinschaftsrecht im Wege stünden 336. 
Die Rechtsprechung hat sich denn auch einer 
Übernahme dieser Lehre bislang verschlos­
sen. In einem im vergangenen Jahr erlassenen 
Urteil hat sich das Gericht erster Instanz 
ausdrücklich auf den Standpunkt gestellt, es 
gebe im Gemeinschaftsrecht keine „Per-se"-
Verstöße gegen das Kartellverbot des Arti­
kels 85 Absatz 1, die nicht nach Artikel 
85 Absatz 3 freigestellt werden könnten 337. 
In einigen der im April dieses Jahres erlasse­
nen Urteile des Gerichts im Betonstahlmat-
tenfall wird offen gelassen, ob eine „rule of 
reason" im Gemeinschaftsrecht Anwendung 
finden könne, da die fraglichen Wettbe­
werbsbeschränkungen dann ohnehin als 
„Per-se"-Verstöße aufgefaßt werden müß­
ten 338. 

268. Ein Blick auf die Rechtsprechung zeigt 
aber zugleich, daß der Gerichtshof bei der 
Auslegung von Artikel 85 Absatz 1 keines­
wegs von einem formalen Begriff der Wett­
bewerbsbeschränkung ausgeht, sondern eine 
wertende Betrachtung vornimmt. So hält er 
Klauseln, die zur Durchführung eines 
bestimmten, als solchen unbedenklichen Ver­
trages objektiv erforderlich sind, nicht für 

Beschränkungen des Wettbewerbs im Sinne 
dieser Vorschrift. Dies gilt zum Beispiel für 
(angemessene) Wettbewerbs verb ote für den 
Fall der Veräußerung eines Unterneh­
mens 339. Darüber hinaus hält der Gerichts­
hof Wettbewerbsbeschränkungen auch dann 
für mit Artikel 85 Absatz 1 vereinbar, wenn 
sich bei einer Betrachtung aller Umstände 
des Einzelfalles ergibt, daß ohne diese 
Beschränkungen der zu schützende Wettbe­
werb gar nicht möglich wäre 340. Ein gutes 
Beispiel für diese Rechtsprechung stellt das 
von der UEFA in der mündlichen Verhand­
lung erwähnte Urteil des Gerichtshofes vom 
15. Dezember 1994 dar341. In diesem Fall 
ging es um Beschränkungen in der Satzung 
einer Genossenschaft, durch die deren Mit­
gliedern verboten wurde, an anderen Formen 
organisierter Zusammenarbeit in unmittelba­
rer Konkurrenz zu dieser Genossenschaft 
teilzunehmen. Der Gerichtshof befand, daß 
die Frage nach der Vereinbarkeit der betref­
fenden Klauseln mit dem EG-Kartellrecht 
„nicht abstrakt" beurteilt werden könne, 
sondern von dem Inhalt der einzelnen 
Bestimmungen und „den wirtschaftlichen 
Bedingungen auf den relevanten Märkten" 
abhänge. Er gelangte zu dem Ergebnis, daß 
die Mitgliedschaft in einer konkurrierenden 
Genossenschaft das ordnungsgemäße Funk­
tionieren der Genossenschaft und ihre Ver­
tragsgestaltungsmacht gegenüber den Erzeu­
gern beeinträchtige. Das Verbot einer 
doppelten Mitgliedschaft stellte „also nicht 
notwendigerweise eine Beschränkung des 
Wettbewerbs im Sinne des Artikels 
85 Absatz 1" dar und konnte sich „sogar 
positiv auf den Wettbewerb auswirken" 342. 

335 — Stellvertretend sei nur auf das bekannte Werk von René 
Joliet (The Ride of Reason in Antitrust Law; American, 
German and Common Market Laws in Comparative Per­
spective, Lüttich 1967) verwiesen. 

336 — Vgl. etwa Schröter, a. a. O . (Fußnote 318), Art. 85, Rn. 75; 
Whish, a. a. O. (Fußnote 328), S. 209. 

337 — Urteil vom 15. Juli 1994 in der Rechtssache T-17/93 
(Matra Hachette/Kommission, Slg. 1994, II-595, 
Randnr. 85). 

338 — Urteile vom 6. April 1995 in der Rechtssache T-147/89 
(Société métallurgique de Normandie/Kommission, Slg. 
1995, 11-1057, Randnr. 90) und in der Rechtssache 
T-151/89 (Société des treillis et panneaux soudés/ 
Kommission, Slg. 1995,11-1191, Randnr. 90). 

339 — Vgl. das Urteil vom 11. Juli 1985 in der Rechtssache 
42/84 (Remia/Kommission, Slg. 1985, 2545, Randnr. 20). 

340 — Siehe insbesondere das Urteil vom 30. Juni 1966 in der 
Rechtssache 56/65 (LTM/Maschinenbau Ulm, Slg. 1966, 
281, 304). 

341 — Urteil vom 15. Dezember 1994 in der Rechtssache 
C-250/92 (DLG, Slg. 1994, I-5641). 

342 — A. a. O. (Fußnote 341), Randnrn. 31 bis 34. 
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269. Fälle wie der soeben geschilderte zei­
gen, daß der Gerichtshof den Anliegen, die 
der Lehre von der „rule of reason" zugrunde 
liegen, durchaus Gewicht beimißt. Ob man 
deshalb davon sprechen kann, daß die 
Rechtsprechung eine gewisse Tendenz erken­
nen lasse, einem dieser Lehre folgenden 
Ansatz auch im Gemeinschaftsrecht zu fol­
gen, mag dahingestellt bleiben 343. Auf jeden 
Fall zeigt das zuletzt genannte Urteil 
zugleich auch ganz deutlich die Grenzen die­
ser Rechtsprechung. Der Gerichtshof führte 
dort nämlich aus, daß nur solche Beschrän­
kungen nicht unter Artikel 85 Absatz 1 fie­
len, die „notwendig" waren, um das ord­
nungsgemäße Funktionieren der 
Genossenschaft zu sichern und ihre Ver-
tragsgestaltungsmacht zu erhalten. Darüber 
hinaus sei zu prüfen, ob die für einen Ver­
stoß gegen die entsprechende Bestimmung in 
der Satzung vorgesehenen Sanktionen „nicht 
unverhältnismäßig" waren und ob die in der 
Satzung vorgesehene Mindestdauer der Mit­
gliedschaft „nicht unangemessen" war 344. 

Dies zeigt, daß nur diejenigen Wettbewerbs­
beschränkungen nicht unter Artikel 
85 Absatz 1 fallen, die unentbehrlich sind, 
um die mit ihnen verfolgten legitimen Ziele 
zu erreichen. 

270. Wie ich bereits ausgeführt habe, unter­
scheidet sich der Bereich des Berufsfußballs 
durch den Umstand, daß die Vereine gegen­
seitig aufeinander angewiesen sind, beträcht­
lich von anderen Märkten 345. Aufgrund die­
ser Besonderheiten ist daher nicht von der 

Hand zu weisen, daß bestimmte Beschrän­
kungen erforderlich sein können, um das 
ordnungsgemäße Funktionieren dieses Sek­
tors sicherzustellen. Es ist jedoch im vorlie­
genden Verfahren nicht nachgewiesen wor­
den, daß gerade die Ausländerklauseln und 
die Transferregeln, um die es hier geht, zu 
diesem Zwecke erforderlich und unverzicht­
bar wären. Die Prüfung der möglichen posi­
tiven Wirkungen dieser Bestimmungen kann 
daher nur im Rahmen des Artikels 85 Absatz 
3 erfolgen. 

Was die Transferregeln anlangt, habe ich 
bereits im Rahmen der Prüfung von Artikel 
48 dargelegt, warum diese nicht unentbehr­
lich sind, um die mit ihnen verfolgten 
Zwecke — soweit diese legitimer Natur sind 
— zu erreichen. Es existieren Alternativen 
wie zum Beispiel die Umverteilung eines 
Teils der Einnahmen, die es erlauben, diese 
Ziele mindestens ebenso gut zu verwirkli­
chen. Ich kann mich daher hier damit begnü­
gen, auf diese Ausführungen zu verwei­
sen 346. 

Entsprechendes gilt für die Ausländerklau­
seln. Im Hinblick auf diese ist es sogar noch 
weitaus einfacher, zu dem Schluß zu gelan­
gen, daß sie nicht notwendig oder gar unent­
behrlich sind, um die Ziele zu erreichen, die 
ihnen zugeschrieben werden 347. Auch auf 
diese Erörterungen kann hier verwiesen wer­
den. 343 — So etwa Bellamy & Child, Common Murkei Law of 

Competition, hrsgg. von Vivien Rose, 4. Auflage, London 
1993, Randnr. 2-063. 

344 — A. a. O. (Fußnote 341), Randnrn. 35 bis 36. 
345 — Siehe oben, Nr. 227. 

346 — Siehe oben, Nr. 218 ff. 
347 — Siehe oben, Nr. 137 ff. 
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271. Der letzte hier zu prüfende Einwand 
stützt sich auf die Erwägung, daß es hier um 
den Bereich des Arbeitsrechts gehe. Nach 
Ansicht der UEFA handelt es sich im vorlie­
genden Fall um einen „verschleierten Tarif­
konflikt". Das Verhältnis zwischen Arbeitge­
ber und Arbeitnehmer unterliege jedoch 
nicht den Bestimmungen des Kartellrechts. 
Die UEFA beruft sich auch insoweit auf das 
Vorbild des amerikanischen Rechts. 

272. In der Tat betreffen die Transferregeln 
unmittelbar das Verhältnis zwischen dem 
Spieler und seinem (bisherigen oder künfti­
gen) Arbeitgeber. Wenn daher der Bereich 
des Arbeitsrechts dem Kartellrecht nicht 
unterläge, könnte argumentiert werden, daß 
dies auch für die Transferregeln gelten 
müsse. 

Ob dies auch für die Ausländerklauseln gilt, 
erscheint zweifelhaft. Angesichts der folgen­
den Ausführungen brauche ich jedoch auf 
diese Frage nicht einzugehen. 

273. Es gibt nämlich meines Erachtens keine 
Regel des Inhalts, daß Absprachen, die 
Arbeitsverhältnisse betreffen, generell und 
vollständig dem Anwendungsbereich der 
Wettbewerbsvorschriften des EG-Vertrags 
entzogen wären. Eine solche Regel gibt es 
übrigens auch nicht im Recht der Vereinigten 
Staaten, auf das die UEFA sich beruft. Es ist 
hier nicht nötig, die Grundlagen und die ver­
schiedenen Spielarten der sogenannten 

„labor exemption" im Detail zu erörtern 348. 
Aus den von der UEFA selbst vorgelegten 
Urteilen amerikanischer Gerichte ergibt sich, 
daß diese Ausnahme für Tarifverträge zwi­
schen Arbeitgeberorganisationen und 
Gewerkschaften sowie die auf der Seite der 
jeweiligen Beteiligten dafür erforderlichen 
vorherigen Absprachen gilt 349. Die gesetzli­
che Freistellung des Baseball-Sports vom 
Kartellrecht ist offensichtlich ein Sonderfall, 
der für das vorliegende Verfahren schon aus 
dem Grunde ohne Bedeutung ist, da das 
Gemeinschaftsrecht keine entsprechende 
Vorschrift für den Fußball (oder eine andere 
Sportart) enthält. 

Herr Bosman hat sich besonders auf das 
Urteil des United States Court of Appeals, 
Eighth Circuit, im Fall Mackey v National 
Football League 350 berufen. Dieses Urteil 
betraf Bestimmungen eines Sportverbandes, 
die starke Ähnlichkeit mit den hier zu prü­
fenden Transferregeln aufwiesen. Das 
Gericht kam zu dem Ergebnis, daß die 
betreffenden Regeln nicht in den Genuß der 
„labor exemption" kommen konnten und 
entwickelte eine Auffassung, die der von mir 

348 — Nähere Hinweise enthält zum Beispiel der Beitrag von 
Gary R. Roberts, Antitrust Issues in Professional Sports, in: 
Gary A. Uberstine (Hrsg.), Law of Professional and Ama­
teur Sports, Teil 2, Deerfield, New York, Rochester 1994, 
S. 19-1 (insbesondere S. 19-45 ff.). 

349 — Siehe das Urteil des United States Court of Appeals, 
Second Circuit, vom 24. Januar 1995 in National Basket­
ball Association v Williams (45 F. [Federal Reporter] 3d 
684), wo die Auffassung des Vorgerichts, das Kartellrecht 
fände auf Tarifvertragsverhandlungen („collective bargai­
ning negotiations") keine Anwendung, bestätigt wurde; 
auch das Urteil des United States Court of Appeals for the 
District of Columbia Circuit in Brown v Pro Football, 
Inc. vom 21. März 1995 (50 F. 3d 1041) weist darauf hin, 
daß nach der Rechtsprechung des Supreme Court die 
„labor exemption" (soweit sie „nonstatutory", das heißt, 
nicht gesetzlich niedergelegt ist) für einige Tarifverträge 
(„some union-employer agreements") eine beschränkte 
(„limited") Ausnahme vom Kartellrecht gewährt. 

350 _ Urteil vom 18. Oktober 1976 (543 F. 2d 606). 
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vertretenen mitunter sehr nahe kommt. Es 
braucht jedoch nicht näher erörtert zu wer­
den, inwieweit diese Entscheidung die ameri­
kanische Rechtslage zutreffend widerspiegelt. 

274. Aus dem amerikanischen Recht kann 
nämlich meines Erachtens für das Gemein­
schaftsrecht nur der Schluß gezogen werden, 
daß es die Gewährleistung der Tarifautono­
mie von Arbeitgebern und Gewerkschaften 
erforderlich machen kann, Tarifverträge vom 
Kartellrecht auszunehmen, soweit dies für 
diesen Zweck erforderlich ist. Eine entspre­
chende Einschränkung des Anwendungsbe­
reichs des Artikels 85 könnte ·— ähnlich wie 
sie im Recht einzelner Mitgliedstaaten exi­
stiert 351 — tatsächlich zu bejahen sein 352. Sie 
wäre allerdings beschränkter Natur 353. 

275. Im vorliegenden Fall ist diese Frage 
jedoch ohnehin ohne Bedeutung. Wie die 
Kommission in der mündlichen Verhandlung 
zu Recht ausgeführt hat, geht es hier nicht 
um Tarifverträge, sondern um einfache hori­
zontale Absprachen zwischen den Vereinen. 
Schon aus diesem Grunde kann das Vorbrin­
gen der UEFA keinen Erfolg haben. Es ist 
nämlich kein Grund ersichtlich, warum sol­
che Vereinbarungen oder Beschlüsse nicht 

dem Anwendungsbereich des Artikels 
85 unterfallen sollten 354. 

276. Wie ich bereits erwähnt habe, sind in 
Spanien die Transferregeln in einem Tarifver­
trag festgelegt. Einen ähnlichen Charakter 
scheint auch die in Frankreich geltende 
„Charte de Football Professionnel" zu 
haben355. Diese Dokumente regeln jedoch 
lediglich den Vereinswechsel innerhalb des 
entsprechenden Verbandes. Für die hier zu 
betrachtenden Wechsel zu Klubs in anderen 
Mitgliedstaaten gelten die Reglements der 
UEFA beziehungsweise der FIFA, die ganz 
sicher keine Tarifverträge darstellen. 

Entsprechendes gilt im übrigen für den 
Umstand, daß die Gesetze einiger Mitglied­
staaten die Aufstellung von Regeln erlauben, 
durch welche die Zahlung von Ablösesum­
men zur Pflicht gemacht wird. In diesem 
Zusammenhang wäre andernfalls ohnehin 
darauf hinzuweisen, daß die fraglichen 
Gesetze die Aufstellung solcher Regeln 
lediglich erlauben, die Vereine und Verbände 
jedoch nicht dazu verpflichten. 

351 — Für das deutsche Recht vgl. etwa Hermann-Josef Bunte, 
in: Langen/Bunte, Kommentar zum deutschen und 
europäischen Kitrtellrecht, 7. Auflage, Neuwied 1994, 
Randnrn. 155 f. zu § 1. 

352 — Anderer Ansicht Weatherill, a. a. O. (Fußnote 135), S. 69, 
der auf das Fehlen einer entsprechenden Ausnahmerege-
Uing im Gesetz abstellt. 

353 — Vgl. Gleiss/Hirsch, a. a. O. (Fußnote 316), Randnr. 20 zu 
Art. 85 (1). 

354 — Anderer Ansicht freilich Zäch, a. a. O. (Fußnote 152), der 
sich ohne jede Erörterung der Sachfrage auf den Stand­
punkt stellt, die Transfcrrcgeln beträfen den Arbeitsmarkt 
und würden daher von Artikel 85 nicht erfaßt. 

355 — Siehe oben Nrn. 31 f. Es dürfte kein Zufall sein, daß die 
Transferregeln dieser beiden Länder für die Spieler günsti­
ger sind als die der übrigen Verbände in der Gemeinschaft. 
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e) Artikel 85 Absatz 3 

277. Nicht zu prüfen ist hier, ob die Trans­
ferregeln und die Ausländerklauseln nach 
Artikel 85 Absatz 3 freigestellt werden 
könnten. Eine solche Freistellung könnte nur 
von der Kommission erteilt werden. Sie 
würde einen entsprechenden Antrag voraus­
setzen 356. 

278. Nur der Vollständigkeit halber sei 
erwähnt, daß es für den Fall, daß ein solcher 
Antrag gestellt werden würde, zwar theore­
tisch denkbar erschiene, daß die Kommission 
für diese gegen Artikel 48 verstoßenden 
Regeln eine Freistellung vom Verbot des 
Artikels 85 Absatz 1 erteilte. Da eine solche 
Freistellung aber am Verstoß gegen Artikel 
48 nichts ändern würde, wäre es sinnvoll, 
wenn die Kommission diesen Umstand 
bereits im Freistellungsverfahren berücksich­
tigen würde. Ein einheitliches Ergebnis wäre 
in jedem Falle anzustreben 357. Dies würde 
bedeuten, daß auch eine Freistellung nach 
Artikel 85 Absatz 3 ausscheiden müßte 358. 

3. Auslegung von Artikel 86 

279. Schließlich ist noch zu klären, ob die 
Ausländerklauseln und die Transferregeln, 
um die es hier geht, mit Artikel 86 EG-Ver­
trag vereinbar sind. Nach dieser Vorschrift 
ist „die mißbräuchliche Ausnutzung einer 
beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsa­
men Markt oder auf einem wesentlichen Teil 
desselben durch ein oder mehrere Unterneh­
men" mit dem Gemeinsamen Markt unver­
einbar und verboten, „soweit dies dazu füh­
ren kann, den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen". 

280. Ich habe bereits im Rahmen der Prü­
fung von Artikel 85 festgestellt, daß die Pro­
fivereine als Unternehmen im Sinne dieser 
Vorschrift angesehen werden können. Glei­
ches gilt für ihre Verbände, soweit sie selbst 
wirtschaftlich tätig werden. Dort wurde auch 
bereits geklärt, daß die hier zu betrachtenden 
Regeln den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen 359. 

281. Die wichtigste der hier noch zu prüfen­
den Fragen besteht somit darin, festzustellen, 
ob im vorliegenden Fall von einer beherr­
schenden Stellung im Sinne des Artikels 

356 — Castellaneta, a. a. O. (Fußnote 136), S. 659, -weist zu Recht 
darauf hin, daß in dem „gendemen's agreement" zwischen 
der Kommission und der UEFA von 1991, das den neuen 
UEFA-Regeln galt, keine Freistellung im Sinne von Arti­
kel 85 Absatz 3 gesehen werden kann. Eine solche Frei­
stellung würde eine förmliche Entscheidung voraussetzen. 
An einer solchen Entscheidung fehlte es jedoch, wie der 
Gerichtshof auf eine Klage von Herrn Bosman hin festge­
stellt hat (siehe Beschluß vom 4. Oktober 1991 in der 
Rechtssache C-117/91, Bosman/Kommission, Slg. 1991, 
1-4837, Randnrn. 13 bis 15). 

357 — In diesem Sinn auch Marticke, a. a. O. (Fußnote 123), 
S. 74. Vgl. auch die interessanten Erwägungen von Wea-
therill, a. a. O. (Fußnote 135), S. 88 ff. 

358 — So hinsichtlich der Ausländerklauseln auch Giardini, 
a. a. O. (Fußnote 119), S. 455; ebenso Peter Karpenstein, 
Der Zugang von Ausländern zum Berufsfußball innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft, in: Michael R. Will 
(Hrsg.), Sportrecht in Europa, Heidelberg 1993, 
S. 171 (188). 

359 — Siehe oben, Nrn. 255 ff. einerseits und Nrn. 260 f. anderer­
seits. 
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86 gesprochen werden kann. Mit diesem 
Begriff ist nach der Rechtsprechung „die 
wirtschaftliche Machtstellung eines Unter­
nehmens gemeint, die dieses in die Lage ver­
setzt, die Aufrechterhaltung eines wirksamen 
Wettbewerbs auf dem relevanten Markt zu 
verhindern, indem sie ihm die Möglichkeit 
verschafft, sich seinen Wettbewerbern, seinen 
Abnehmern und letztlich den Verbrauchern 
gegenüber in einem nennenswerten Umfang 
unabhängig zu verhalten" 360. Wie die For­
mulierung des Artikels 86 zeigt, können auch 
mehrere Unternehmen gemeinsam eine 
beherrschende Stellung einnehmen. 

282. Es ist daher zunächst zu klären, ob im 
vorliegenden Zusammenhang auf die Vereine 
oder aber auf ihre Verbände abzustellen ist. 
Da die fraglichen Regeln in den Reglements 
der jeweiligen Verbände enthalten sind, läge 
es an sich nahe, nach deren Stellung auf dem 
Markt zu fragen. Ginge es im vorliegenden 
Fall zum Beispiel um die Frage der Vermark­
tung der Fernsehrechte für die UEFA Cham­
pions League, wäre es klar, daß nach der 
Marktmacht der UEFA zu fragen wäre, die 
diesen Wettbewerb veranstaltet und ver­
marktet. Hier geht es jedoch um Regeln, 
welche die Anstellung von Spielern betreffen. 
Die Kommission hat zu Recht darauf auf­
merksam gemacht, daß die Anstellung von 
Spielern Sache der Vereine, nicht aber der 
Verbände ist. Ihres Erachtens sind diese 
Regeln daher als Vereinbarungen zwischen 
den Vereinen aufzufassen. Im vorliegenden 
Zusammenhang käme daher allenfalls eine 
marktbeherrschende Stellung der Vereine, 
nicht aber der Verbände in Betracht. Ich 
halte dies für überzeugend. Diese Betrach­
tungsweise wird auch der sowohl von der 

Kommission wie von der URBSFA geäußer­
ten Ansicht gerecht, wonach die fraglichen 
Regeln nicht einem Diktat der Verbände ent­
sprängen, sondern lediglich den Willen der 
Vereine getreulich widerspiegelten. 

Im vorliegenden Verfahren ist daher nicht zu 
erörtern, ob etwa die UEFA ihren Mitglieds­
verbänden gegenüber eine beherrschende 
Stellung einnimmt oder ob notwendiger­
weise in jedem Mitgliedstaat grundsätzlich 
nur ein einziger Verband existieren kann. 

283. Die Ausländerklauseln sind in den 
jeweiligen Reglements der einzelnen Ver­
bände enthalten, während die Transferregeln 
für Wechsel in andere Mitgliedstaaten in den 
Reglements der UEFA und der FIFA nieder­
gelegt sind. Es fragt sich daher, ob im ersten 
Fall die Profivereine des betreffenden Ver­
bandes und im zweiten Fall die Profivereine 
der gesamten Gemeinschaft insgesamt eine 
beherrschende Stellung einnehmen. Die Ant­
wort auf diese Frage hängt von den Voraus­
setzungen ab, unter denen von einer kollek­
tiven marktbeherrschenden Stellung 
gesprochen werden kann. 

284. Die Kommission ist in ihrer Entschei­
dungspraxis bereits mehrmals vom Vorliegen 
einer solchen kollektiven marktbeherrschen-

360 — Urteil vom 13. Februar 1979 in der Rechtssache 
85/76 (Hoffmann-La Roche/Kommission, Slg. 1979, 461, 
Randnr. 38); ständige Rechtsprechung. 
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den Stellung ausgegangen 361. Der Gerichts­
hof und das Gericht erster Instanz haben 
sich mit dieser Frage erst wenige Male 
beschäftigen müssen. In dem 1994 ergange­
nen Urteil La Crespelle362 ging es um eine 
französische Regelung, durch die gut 50 Rin­
derbesamungsstationen das ausschließliche 
Recht verliehen wurde, die entsprechende 
Tätigkeit in dem ihnen zugewiesenen Gebiet 
auszuüben. Der Gerichtshof befand, daß 
durch die Schaffung dieser Monopole, die 
territorial begrenzt waren, aber insgesamt 
das ganze Hoheitsgebiet Frankreichs abdeck­
ten, eine beherrschende Stellung im Sinne des 
Artikels 86 begründet wurde 363. Wesentlich 
wichtiger für den vorliegenden Zusammen­
hang ist das mittlerweile rechtskräftige Urteil 
des Gerichts erster Instanz im Falle SIV 364. 
Das Gericht bemerkte dort unter anderem: 

„Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß zwei oder mehr unabhängige 
wirtschaftliche Einheiten auf einem spezifi­
schen Markt durch wirtschaftliche Bande so 
miteinander verknüpft sind, daß sie infolge­
dessen eine beherrschende Stellung im Ver­
hältnis zu den anderen Marktteilnehmern 
einnehmen... Es ist allerdings hervorzuhe­
ben, daß es bei der Feststellung eines Versto­
ßes gegen Artikel 86 ... nicht genügt, die 
einen Verstoß gegen Artikel 85 begründen­
den Tatsachen in der Weise ,wiederzuver-
wenden', daß daraus die Feststellung abgelei­

tet wird, daß die an einer Vereinbarung oder 
rechtswidrigen Verhaltensweise Beteiligten 
zusammen einen bedeutenden Marktanteil 
halten, allein aufgrund dieser Tatsache eine 
kollektiv beherrschende Stellung haben und 
ihr rechtswidriges Verhalten deren Miß­
brauch darstellt." 365 

285. Meines Erachtens könnte durchaus 
angenommen werden, daß die Vereine einer 
Profiliga „durch wirtschaftliche Bande so 
miteinander verknüpft sind", daß sie zusam­
men als marktbeherrschend anzusehen sind. 
Dafür ließe sich insbesondere die bereits 
mehrmals erwähnte Tatsache anführen, daß 
diese Vereine aufeinander angewiesen sind, 
wenn sie Erfolg haben wollen366. Eine sol­
che natürliche Gemeinschaft der Interessen 
dürfte in kaum einer anderen Branche zu fin­
den sein. 

286. Die Frage braucht hier jedoch nicht 
vertieft zu werden. Im vorliegenden Fall geht 
es nämlich nicht um die Marktmacht, welche 
die Vereine in ihrer Gesamtheit gegenüber 
Wettbewerbern, Abnehmern oder Verbrau­
chern 367 einnehmen. Die Spieler gehören 
meines Erachtens zu keiner dieser Katego­
rien. Um eine Frage in dem genannten Sinne 
würde es sich hingegen handeln, wenn — um 
ein bereits genanntes Beispiel aufzugreifen — 
die Vereine selbst als Gruppe auftreten, um 
die Fernsehrechte für ihre Spiele zu vermark­
ten. Der vorliegende Fall betrifft jedoch 
Regeln, welche die Möglichkeit zur Anstel­
lung von Spielern beschränken. Diese Regeln 
führen zu einer Beschränkung des Wettbe-

361 — Vgl. etwa die Entscheidung 89/93/EWG vom 7. Dezember 
1988 (Flachglas), ABl. 1989 L 33, S. 44, Randnrn. 78 ff; 
Entscheidung 92/262/EWG vom 1. April 1992 (Franzö­
sisch-westafrikanische Reederkomitees), ABl. L 134, S. 1, 
Randnrn. 55 ff. und Entscheidung 93/82/EWG vom 23. 
Dezember 1992 (CEWAL u. a.), ABl. 1993, L 34, S. 20, 
Randnr. 57. Vgl. auch die auf dem Gebiet der Fusionskon-
troUe erlassenen Entscheidungen, z. B. die Entscheidung 
92/553/EWG vom 22. Juli 1992 (Nestlé/Perrier), ABL 
L 356, S. 1, Randnrn. 108 ff. 

362 — Urteil vom 5. Oktober 1994 in der Rechtssache 
C-323/93 (Centre d'insémination de la Crespelle, Sig. 
1994, 1-5077). 

363 — A. a. O. (Fußnote 362), Randnr. 17. 
364 — A. a. O. (Fußnote 313). Dieses Urteil erging auf eine Klage 

gegen die in Fußnote 361 genannte Entscheidung der 
Kommission vom 7. Dezember 1988. 

365 — A. a. O. (Fußnote 313), Randnrn. 358 und 360. 

366 — Siehe etwa oben, Nr. 227. 
367 — Siehe das in Nr. 281 zitierte Urteil des Gerichtshofes. 
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werbs zwischen den Vereinen. Ein Miß­
brauch im Sinne des Artikels 86 ist darin 
hingegen nicht zu erblicken, da insoweit 
allein das Verhältnis zwischen den Vereinen 
und ihren Spielern betroffen ist. 

Im Ergebnis bin ich also wie die UEFA, die 
URBSFA, die Kommission sowie die Regie­
rungen Italiens und Frankreichs der Ansicht, 
daß ein Verstoß gegen Artikel 86 nicht gege­
ben ist. 

C — Schlußantrag 

287. Meines Erachtens ist daher auf die Fragen der Cour d'appel Lüttich wie folgt 
zu antworten: 

1) Artikel 48 EG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß er es verbietet, 

a) daß ein Fußballverein bei der Verpflichtung eines seiner Spieler, dessen Ver­
trag endet, durch einen anderen Verein die Zahlung eines Geldbetrages ver­
langen und entgegennehmen kann; 

b) daß der Zugang von Spielern, welche die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaats besitzen, zu den von den nationalen und internationalen Ver­
bänden organisierten Wettbewerben für Vereine beschränkt wird. 

2) Artikel 85 EG-Vertrag ist so auszulegen, daß er Vereinbarungen zwischen Ver­
einen und Beschlüssen von Sportverbänden entgegensteht, die einen Inhalt 
haben, wie er oben unter la oder 1b beschrieben worden ist. 
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